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Vorwort
20 Jahre Umweltdezernat Hannover – für uns ein besonderer Anlass zurückzuschauen und 
zugleich den Blick selbstbewusst nach vorne zu richten. Die Umweltsituation in Hannover 
ist im Vergleich zu vielen anderen Großstädten außerordentlich gut.  

Umweltschutz ist eine Investition in die Zukunft. Umweltschutz ist mehr als die Einhaltung 
gesetzlicher und behördlicher Vorgaben. Im Sinne der Nachhaltigkeit ist Umweltschutz 
besonders in den letzten Jahren zu einer großen Managementaufgabe geworden. Sie ge-
hört zu den wichtigsten Aufgaben, denen wir uns stellen müssen, um auch kommenden 
Generationen eine lebenswerte Zukunft zu ermöglichen.

Der globale Klimawandel wird den Menschen stärker bewusst und trägt entscheidend dazu 
bei, dass Umweltschutz für die Menschen immer wichtiger wird. Besonders im Klimaschutz 
wird deutlich, dass die weltweiten ökologischen und ökonomischen Herausforderungen 
auch von uns als Stadt innovative Maßnahmen erfordern, wie z. B. unser deutschlandweit 
beispielhaftes Programm Klima-Allianz Hannover 2020. Neben den vielen gesetzlichen und 
behördlichen Regelungen sind es die Initiativen der einzelnen Bürgerinnen und Bürger und 
der vielen ehrenamtlich Tätigen, die zu einer Verbesserung der Umweltqualität führen und 
die Umweltschutz auch erlebbar machen.

Der wirksame Schutz unserer natürlichen Lebensgrundlagen für die heutige und für künftige 
Generationen ist zu einem zentralen Anliegen geworden. Eine zukunftsfähige und nachhalti-
ge Stadtentwicklung benötigt aber auch „Wegweiser“. Nachhaltigkeitsindikatoren sind ein 
Instrument, um nachhaltige Entwicklung messbar und bewertbar zu machen. Sie stellen 
langjährige Entwicklungen dar und unterstützen die Steuerung von Entwicklungsprozessen. 
Der vorliegende Umweltbericht ist auf der Basis von umweltbezogenen Nachhaltigkeitsin-
dikatoren erstellt worden und dient der Information der interessierten Öffentlichkeit. Er 
liefert darüber hinaus eine objektive Entscheidungsgrundlage für Verwaltung und politische 
Entscheidungsträger.

Unser besonderer Dank gilt den vielen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der Stadtverwal-
tung, der Region Hannover, der Stadtwerke Hannover AG, des Zweckverbandes Abfallwirt-
schaft Region Hannover und weiterer Institutionen. Nur durch ihre Unterstützung konnte 
der Umweltbericht in dieser umfassenden Form erstellt werden.

Stephan Weil Hans Mönninghoff
Oberbürgermeister Erster Stadtrat
 Wirtschafts- und Umweltdezernent
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Einführung
Seit 1992 werden vom Wirtschafts- und Umweltdezer-
nat im dreijährigen Rhythmus Umweltberichte heraus-
gegeben, die die aktuelle Umweltsituation darstellen 
und bewerten sowie umweltpolitische Zielsetzungen 
aufzeigen. Damit wird eine objektive Grundlage für die 
politische Entscheidungsfindung über Umweltschutz-
maßnahmen und deren Erfolgskontrolle geschaffen. 

Am 15. Dezember 2006 trat das Niedersächsische Um-
weltinformationsgesetz in Kraft. Dieses Gesetz regelt 
den erweiterten Zugang zu Umweltinformationen und 
die Verbreitung von Umweltinformationen. Damit soll 
das Umweltbewusstsein geschärft, ein freier Meinungs-
austausch ermöglicht und eine wirksamere Teilnahme 
der Öffentlichkeit an Entscheidungsverfahren in Um-
weltfragen gefördert werden. Für die Stadt Hannover 
heißt das, dass über eine größtmögliche systematische 
Verfügbarkeit und Verteilung von Umweltinformationen, 
insbesondere über das Internet, ein einfacher und ver-
ständlicher Zugang zu Umweltinformationen geschaffen 
wird. Diesem Zweck dient auch der vorliegende Umwelt-
bericht 2008.

Umweltbezogene  
Nachhaltigkeitsindikatoren 

Den Schwerpunkt des Umweltberichtes bildet die Dar-
stellung und Bewertung der Umweltsituation auf der 
Basis von Indikatoren, die den jeweiligen Handlungsbe-
reichen vorangestellt und in ihrem Verlauf kurz erläutert 
werden. Umweltbezogene Nachhaltigkeitsindikatoren 
beschreiben die Entwicklung der Umweltsituation der 
Stadt in den Handlungsbereichen, zeigen umweltpoliti-
schen Handlungsbedarf, aber auch Erfolge umweltpoliti-
scher Maßnahmen und deren Beiträge zur nachhaltigen 
Entwicklung auf. Dazu werden die Indikatoren an Zielen, 
gesetzlich festgelegten Grenz- und Richtwerten oder 
auch an freiwilligen Vereinbarungen bewertet.

Wesentliche Kernindikatoren im Umweltbarometer 
erlauben Aussagen zum langjährigen Trend und eine 
Bewertung der Nachhaltigkeit.

Nachhaltigkeit erfordert eine verlässliche und transpa-
rente Erfolgskontrolle. Die Kontinuität der Indikatoren 
ist dabei eine wichtige Vorraussetzung, um langjährige 
Entwicklungen aufzeigen zu können. Wir haben die In-
dikatoren deshalb kontinuierlich fortgeschrieben und 
können bei vielen auf fast 20-jährige Datenreihen auf-
bauen. 

Die Maßnahmen im Umweltbereich orientieren sich an 
vorgegebenen Fachprogrammen und insbesondere auch 
an übergeordneten Leitlinien und Zielen, wie z. B. Han-
nover plusZehn und den Aalborg Commitments.

Die Gesamtschau auf die vielfältigen Projekte, Maß-
nahmen, Kampagnen und Aktionen der einzelnen 
Fachbereiche muss sich auf ausgewählte Beispiele 
beschränken. Weitergehende vertiefende Beiträge zu 
besonders aktuellen Themen (Umweltzone Hannover, 
das Projekt Gartenregion 2009 oder die ökologischen 
Standards beim Bauen im kommunalen Bereich) zeigen 
umweltpolitische Schwerpunkte der Stadt Hannover 
sowie auch für andere Kommunen nachahmenswerte 
Beispiele auf. 

Umweltinformationen 

Über den Umweltbericht hinausgehende Informati-
onen stehen im Internet unter www.hannover.de 
zur Verfügung. Unter dieser Adresse betreibt die Lan-
deshauptstadt Hannover gemeinsam mit der Region  

Hannover plusZehn
Unter dem Titel Hannover plusZehn – Arbeiten für eine junge und 
innovative Stadt 2005 – 2015 wurden unter Berücksichtigung wirt-
schaftlicher und gesellschaftlicher Veränderungen Konzepte zur 
künftigen Entwicklung der Stadt Hannover erarbeitet. Zehn Ar-
beitsschwerpunkte, die Zehn-Plus-Punkte, zeigen konkrete Ziele 
und Maßnahmen für eine nachhaltige Stadtentwicklung auf. Weitere 
Informationen unter www.hannover-pluszehn.de.

Aalborg+10-Commitments 
Durch die Unterzeichnungen der Aalborg-Charta (1995), des Han-
nover-Aufrufs (2000) und der Aalborg-Commitments (2004) hat 
sich die Landeshauptstadt Hannover mit vielen anderen europäi-
schen Städten den Zielen einer zukunftsbeständigen Stadtpolitik 
verpflichtet. Die „Aalborg-Verpflichtungen“ stellen eine Ergänzung 
zur Umsetzung der bisherigen Aalborg Charta dar. So besteht der 
besondere Wert dieser gemeinsamen Verpflichtungen und Ziele 
für Hannover auch in der Belebung und Stärkung von Initiativen, 
Strategien und Maßnahmen, die eine zukunftsbeständige lokale 
Entwicklung unterstützen.

Rathaus  
Hannover mit 

Maschpark



5

Weitergehende Informationen 

 Telefon Umwelttelefon 0511 | 168 | 45555
 Internet www.hannover.de

Woche an der Umfrage. Weitere Befragungen finden im 
Frühjahr 2009 im Kundendienst der Friedhöfe und beim 
Baumschutzteam statt. 

Gender-Aspekte

Es liegen Erkenntnisse vor, dass das Umweltbewusstsein 
und das Umweltverhalten, Konsum- und Ernährungsge-
wohnheiten, Risikobewertung und -wahrnehmung sowie 
Mobilitätsbedürfnisse geschlechterspezifische Unter-
schiede aufweisen. Die im Umweltbericht zusammenge-
stellten Umweltdaten sind nicht geschlechterdifferent 
erhoben und ausgewertet worden. Frauen sind von den 
aufgeführten Maßnahmen nicht anders betroffen als 
Männer im Hinblick auf Repräsentation, Ressourcen 
und Beteiligung. Sollten geschlechtsspezfische Aus-
wirkungen kommunalpolitischer Entscheidungen und 
Maßnahmen beachtet werden, so wird dieses jeweils 
im Text deutlich gemacht. 

Hannover ein regionales Internetportal. Hier finden Sie 
ein umfassendes, leicht zugängliches Angebot mit de-
taillierten Fachinformationen zu wichtigen Umweltthe-
men übersichtlich und systematisch gegliedert. Bei wei-
tergehenden Fragen gelangen Sie über die Suchfunktion 
zu ausgewählten Dokumenten, grundlegenden Daten, 
Anträgen, Broschüren und Faltblättern. Hinweise auf 
AnsprechpartnerInnen, weiterführende Links zu au-
ßerstädtischen Institutionen und die Möglichkeit, Ihre 
Anfragen und Bestellungen über E-Mail-Kontakte zu 
senden, tragen zur Verbesserung unseres Dienstleis-
tungsangebotes bei. 

Unter www.sustainable-hannover.de werden viele 
Texte in einer englischen Version angeboten. Systema-
tisch nach Umweltthemen gegliedert ermöglichen wir 
damit auch international einen komfortablen, nutzer-
freundlichen Zugriff auf unsere Umweltinformationen.

Seit Frühjahr 2008 führt der Fachbereich Umwelt und 
Stadtgrün systematisch KundInnenbefragungen in den 
verschiedenen Bereichen durch. Ziel ist es, Erkenntnis-
se über die Zufriedenheit der Bürgerinnen und Bürger 
mit den verschiedenen Angeboten des Fachbereichs zu 
erlangen und ggf. Arbeitsabläufe und Leistungen weiter 
zu verbessern. Die erste Umfrage wurde Anfang Mai 
im Stadtpark durchgeführt. Über 1.000 BesucherIn-
nen beteiligten sich im Befragungszeitraum von einer  

Der Maschsee
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Umweltbezogene Nachhaltigkeitsindikatoren 1. langjähriger

 Trend

2. Tendenz  

im Vergleich zum  

Umweltbericht 2005

Gesamtbewertung 

von 1./2. aus  

Umweltsicht

Darstellung  

des Indikators  

auf Seite

Energie und Klimaschutz
Endenergieverbrauch +/(–) 10
Treibhausgasemissionen +/(+) 10
Nutzung erneuerbarer Energien +/+ 11
Nutzung der Kraft-Wärme-Kopplung +/+ 11
Stromverbrauch der privaten Haushalte –/+ 11
Heizenergieverbrauch der Stadtverwaltung +/+ 12
Stromverbrauch der Stadtverwaltung –/(+) 12

Mobilität und Verkehr
Pkw-Bestand –/(–) 18
CarSharing +/+ 18
ÖPNV-Angebot +/+ 19
Nachfrage im ÖPNV +/+ 19
ÖPNV-Erschließung +/+ 19
Radwegenetz +/+ 20

Luft
Luftschadstoffbelastung
  Schwefeldioxid (SO2) +/+ 22
  Stickstoffdioxid (NO2) +/(+) 22
  Feinstaub (PM10) +/(+) 22
  Benzol +/+ 22

Boden und Flächeninanspruchnahme
Wiedernutzung von Brachflächen +/+ 26

Umweltbarometer 2008
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Umweltbezogene Nachhaltigkeitsindikatoren 1. langjähriger

 Trend

2. Tendenz  

im Vergleich zum  

Umweltbericht 2005

Gesamtbewertung 

von 1./2. aus  

Umweltsicht

Darstellung  

des Indikators  

auf Seite

Naherholung, Naturschutz,  
Land- und Forstwirtschaft
Grün- und Freiflächen +/+ 30
Extensive Landbewirtschaftung +/+ 30
Ökologisch bewirtschaftete Flächen +/+ 30
Geschützte Landschaftsbestandteile +/+ 31
Baumpatenschaften +/+ 31
Straßenbäume +/+ 31

Wasser, Grundwasser,  
Oberflächengewässer und Abwasser
Trinkwasserverbrauch +/+ 36
Trinkwasserverbrauch der Stadtverwaltung +/+ 36
Biologische Qualität der Fließgewässer +/+ 37
Gewässergüteklasse der Leine +/+ 37
Abwasserreinigung +/+ 38
Schadstoffgehalt des Klärschlamms +/+ 38
Strukturgüte von Fließgewässern +/+ 41

Abfall
Abfallaufkommen +/+ 42
Wertstoffaufkommen +/+ 42
Entsorgung von Abfall  +/+ 42

Langjähriger Trend der Indikatoren und deren Tendenz im Vergleich zum Umweltbericht 2005
 zunehmend  abnehmend  gleichbleibend

Bewertung aus Umweltsicht
+ positiv (+)  positiv (mit Einschränkungen) –  negativ (–)  negativ (mit Einschränkungen)

Darstellung des Indikators auf Seite ...
Der langjährige Trend der Indikatoren, deren Tendenz im Vergleich zum Umweltbericht 2005 und die Bewertung aus Umweltsicht 
werden auf den entsprechenden Textseiten erläutert.

7

Wesentliche Kernindikatoren stellen im Umweltbarome-
ter die Entwicklung der Umweltsituation im Gesamtüber-
blick dar. Auf der Grundlage mehrjähriger Datenreihen 
werden der langjährige Trend ausgewählter Indikato-
ren und die Tendenz im Vergleich zum Umweltbericht 
2005 dargestellt. Die Bewertung dieser Entwicklung und 

damit die Bewertung der nachhaltigen Entwicklung in 
den einzelnen Handlungsbereichen erfolgt unter Ein-
beziehung von politischen Zielvorgaben, Zielsetzungen 
in fachspezifischen Programmen, gesetzlich vorgege-
benen Grenzwerten und unter Berücksichtigung der 
Ziele der Agenda 21, der Aalborg Commitments und 
des Programms Hannover plusZehn.
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20 Jahre  
Umweltdezernat Hannover 
Interview mit dem  
Wirtschafts- und Umweltdezernenten 
Hans Mönninghoff

Herr Mönninghoff, am 1. August 1988 wurde in 
Hannover ein eigenständiges Umweltdezernat 
eingerichtet. Seit mehr als 19 Jahren leiten Sie 
dieses Dezernat. Welche Projekte sind besonders 
erwähnenswert?

Das ist ganz schwierig zu beantworten, denn in den 
19 Jahren gab es natürlich eine Fülle von wichtigen 
Projekten. Hervorzuheben sind vielleicht die Arbeit im 
Klimaschutz, das Projekt „Stadt als Garten“, das Alt-
lastensanierungs- und das Gewässerrenaturierungs-
programm, das Maßnahmenprogramm zur Aufwer-
tung der Landschaftsräume und die Ausweisung von 
zusätzlichen Landschaftsschutzgebieten, das System 
der Umweltindikatoren und die Umweltberichte, die 
Agenda 21-Arbeit und last but not least die vielen Um-
weltbildungsprojekte.

Seit der Regionsbildung am 1. November 2001 sind 
die Aufgaben der unteren Naturschutz-, Wasser-, 
Bodenschutz-, Abfall- und Immissionsschutzbe-
hörde nicht mehr in Ihrem Zuständigkeitsbereich. 
Welche Vor- oder Nachteile hat das?

Meines Erachtens hat die Zusammenlegung nur Vorteile 
und keine Nachteile: Es gab Synergieeffekte durch die 
Zusammenlegung der jeweils gleichen Verwaltungs-
einheiten in der Landeshauptstadt und im ehemaligen 
Landkreis. Durch die Auflösung der Bezirksregierung 
und der Konzentration aller staatlichen Umweltaufgaben 
bei der Region wurden außerdem die Verwaltungswege 
verkürzt.

Welche nachhaltigen Effekte hat die Weltausstel-
lung EXPO 2000 für Hannover gebracht?

Im Umweltbereich sind der hervorragende Ausbau des 
öffentlichen Personennahverkehrs, die Kronsberg-Be-
bauung als europäisches Modellprojekt für das ökolo-
gische Bauen und die Verbesserung der Grünqualitäten 
durch das Projekt „Stadt als Garten“ hervorzuheben. 
Ganz allgemein wurden das Image Hannovers und seine 
Wirtschaftskraft gestärkt.

Herr Mönninghoff, Sie sind der einzige Dezernent 
in einer europäischen Großstadt, der sowohl für 
Umwelt als auch für Wirtschaft in einer Stadt zu-
ständig ist. Welche besonderen Herausforderun-
gen hat diese Zusammenlegung ab 2005 für Sie 
ergeben?

Zwischen dem Wirtschafts- und dem Umweltdezernat 
gibt es viele positive Schnittmengen. Einige Beispiele: 
Umweltschutz und insbesondere der Energiebereich 
sind ein wichtiger Arbeitsplatzmotor. Bei der Sanie-
rung städtischer Gebäude und dem Verkauf städtischer 
Grundstücke (beides Aufgaben des Wirtschaftsdezer-
nates) können Umweltaspekte verstärkt berücksichtigt 
werden. In den wenigen Fällen, in denen es zwischen 
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dem Umwelt- und dem Wirtschaftsbereich Konflikte 
gibt, konnten wir diese bisher gut innerhalb des Dezer-
nates lösen. Ich sehe darin einen Vorteil, dass ich in der 
Diskussion mit den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern 
im neuen Dezernat die Vor- und Nachteile einer Ent-
scheidung noch qualifizierter abwägen kann.

Hannover hat in der kommunalen Umweltpolitik 
Maßstäbe gesetzt. Worauf sind Sie besonders 
stolz?

Auch hier müsste ich die Vielzahl der Projekte nennen, 
die ich schon bei der Antwort zur ersten Frage genannt 
habe. Besonders stolz bin ich auf den zweiten Platz im 
Wettbewerb „Bundeshauptstadt im Naturschutz“ und 
ganz aktuell unser deutschlandweit beispielhaftes Pro-
gramm „Klima-Allianz Hannover 2020“.

Hannover gehörte mit Berlin und Köln zu den ers-
ten Städten in Deutschland, die eine Umweltzone 
eingerichtet haben. Welches Resümee können Sie 
nach den ersten Monaten Umweltzone ziehen? 

Das war ein riesiger Verwaltungsaufwand und man kann 
darüber streiten, ob bei der im Vergleich zu anderen 
europäischen Städten guten Luftqualität in Hannover 
der Aufwand im richtigen Verhältnis zum Nutzen steht. 
In jedem Fall positiv ist jedoch der Boom, Dieselautos 
mit Rußfiltern auszurüsten oder gleich schadstoffarme 
Autos zu kaufen und der Aspekt der Bewusstseinsbil-
dung: Die Klimaschutzproblematik des Verkehrssek-
tors ist noch völlig ungelöst und da brauchen wir die 
öffentliche Debatte, beispielsweise bei dem in diesem 
Jahr erstmalig durchgeführten autofreien Sonntag in 
der Innenstadt.

Wo liegen die Schwerpunkte der Umweltpolitik in 
Hannover in den nächsten Jahren?

Im Verhältnis zu anderen Großstädten ist die Umwelt-
situation in Hannover hervorragend und es ist nicht 
viel zu verbessern, sondern es gilt im Wesentlichen, 
das Vorhandene zu stabilisieren. Defizite gibt es noch 
im Themenfeld Umwelt und Verkehr und damit zusam-
menhängend beim Thema Lärm. Außerdem müssen die  

Naturschutzkonflikte bei der Ausweisung neuer Bau-
gebiete fair gelöst werden. Bei den noch vorhandenen 
Altlasten ist der Bodenschutz ein Dauerthema.

Viele ehrenamtlich Tätige und Umwelteinrich-
tungen arbeiten in Netzwerken mit der Landes-
hauptstadt Hannover engagiert und erfolgreich 
zusammen. Wem möchten Sie heute besonders 
danken?

Im Umweltschutz arbeiten Hunderte engagierte Men-
schen und all ihnen gebührt ein besonderer Dank. 
Hervorheben sollte man vielleicht die wichtige Koor-
dination der verschiedenen bestehenden hervorragen-
den Netzwerke: Sei es beispielsweise das Sachgebiet 
Umweltkommunikation und die Klimaschutzleitstelle 
innerhalb der Stadtverwaltung, die gute Zusammen-
arbeit der Naturschutzverbände mit den behördlichen 
Naturschützern, die Arbeit der Klimaschutzagentur, des 
Umweltzentrums oder der „Kinderwald Hannover“ – um 
nur einige hervorzuheben. Aber wie gesagt: In Hannover 
arbeiten hunderte engagierte Menschen hauptberuflich 
und ehrenamtlich im Umweltschutz und Allen gilt mein 
besonderer Dank!

Hans Mönninghoff
Erster Stadtrat
Wirtschafts- und Umweltdezernent 
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Energie und Klimaschutz
Indikatoren

Energie und Mobilität und Luft Lärm Boden und Flächen- Naherholung, Naturschutz, Wasser, Grundwasser, Abfall

Klimaschutz Verkehr   inanspruchnahme Land- und Forstwirtschaft Oberflächengewässer

       und Abwasser

Energie- und CO2-Bilanz
Endenergie-Bilanz und CO2-Bilanz von 1990 
bis 2005 für das gesamte Stadtgebiet nach 
Verbrauchsgruppen   

Für die Landeshauptstadt Hannover waren Bevölkerung, 
Industrie und Sonstige im Jahr 1990 für die Produktion 
von rund 5.523.000 Tonnen CO2

1 „verantwortlich“. In 
der für das Jahr 2005 durchgeführten CO2-Bilanz konnte 
im Vergleich zum Referenzjahr 1990 in den vergangenen 
15 Jahren trotz Wirtschaftswachstum, Ausweitung der 
Wohnfläche und Zunahme der Bevölkerung ein Rück-
gang der Treibhausgas-Emissionen für Energie um 9 % 
auf rund 5.000 Kilotonnen pro Jahr erreicht werden. 
Im gleichen Zeitraum ist der Energieverbrauch für die 
Stadt Hannover um 2 % (auf rund 12.200 GWh pro Jahr) 
zurückgegangen. 

Der Wärmeverbrauch 2005 liegt 8 % unter dem Niveau 
von 1990. Dies ist auf eine gestiegene Energieeffizienz, 
verursacht durch z. B. verbesserte Wärmedämmung 
und Technik, zurückzuführen. Die CO2-Emissionen sind 
darüber hinaus sogar um 19 % zurückgegangen, dies ist 
durch eine Steigerung der Fernwärme- und Erdgasquote 
zu Lasten des Heizöl- und Kohleeinsatzes zu erklären. 

Der Stromverbrauch 2005 liegt 17 % über dem Niveau 
von 1990, trotzdem erfolgte der Anstieg der CO2-Emis-
sionen nur um 1 %. Grund dafür ist auch die verbesserte 
Energieeffizienz durch den Einsatz von Kraft-Wärme-
Kopplung bei der Stromproduktion. Mit 32 % ist in den 
Haushalten die Steigerung des Stromverbrauches am 
höchsten, verursacht durch Wohnflächenzuwachs und 
eine höhere Ausstattung mit Computern und anderen 
Elektrogeräten.

Endenergie-Bilanz der Stadt Hannover 1990/2005 mit Vorkette für Energie

GWh 1990 GWh 2005
Veränderung  

gegenüber 1990
Wärme Strom Summe Wärme Strom Summe Wärme Strom Summe

Industrie 3124 1175 4299 2618 1312 3930 – 16 % + 12 % – 9 %
Kleinverbrauch 2736 1055 3791 2648 1222 3670 – 3 % + 16 % + 2 %

Haushalte 3854 535 4389 3687 705 4391 – 4 % + 32 % 0 %
Gesamt 9714 2765 12479 8953 3238 12191 – 8 % + 17 % – 2 %

CO2-Bilanz der Stadt Hannover 1990/2005 mit Vorkette für Energie

CO2-Emissionen 1990
in Kilotonnen

CO2-Emissionen 2005
in Kilotonnen

Veränderung  
gegenüber 1990

Wärme Strom Summe Wärme Strom Summe Wärme Strom Summe
Industrie 860 1241 2102 660 1189 1849 – 23 % – 4 % – 12 %

Kleinverbrauch 683 1114 1797 540 1113 1653 – 21 % 0% – 8 %
Haushalte 1059 565 1625 895 642 1537 – 15 % + 14 % – 5 %

Gesamt 2602 2921 5523 2095 2944 5039 – 19 % + 1 % – 9 %

1  Exakt: CO2-Äquivalente, da die klimaschädigende Wirkung anderer Schadgase auf CO2 umgerechnet wurde.
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Nutzung erneuerbarer Energien
Anteil erneuerbarer Energieträger an der 
Energieversorgung elektrischer Strom und 
Anteil der Photovoltaikanlagen 

Erneuerbare Energien werden in Hannover aus Wasser-
kraft, Gasen (Deponie-, Gär- und Klärgasen), Biomasse, 
Wind und Solarenergie gewonnen. Der regenerativ er-
zeugte Strom hatte 1997 einen Anteil von 0,6 %, 2000 
von 1 %, 2005 von 1,3 % und 2007 von 1,1 % an der 
Stromversorgung, wobei auf den Deponien und den 
Kläranlagen rund 60% des gesamten regenerativen 
Stroms erzeugt wird. Schwankungen ergeben sich durch 
veränderte Klär-, Deponie- und Gärgasaufkommen.

Die Photovoltaikanlagen haben den größten Zuwachs 
erfahren. Im Jahr 2007 erzeugten 314 Anlagen auf rund 
17.500 m2 Photovoltaik-Fläche rund 1.500 MWh. Die er-
zeugte Menge an Photovoltaik-Strom stieg seit 2001 um 
etwa 450 % und hat 2007 damit einen Anteil von 3 % am 
regenerativen Strom. 

Nutzung der  
Kraft-Wärme-Kopplung
Anzahl Blockheizkraftwerke (BHKW) und 
deren Anteil am Strom in Prozent

Die gleichzeitige Erzeugung von Strom und Wärme 
nennt man Kraft-Wärme-Kopplung (KWK). Die Anzahl 
von kleinen KWK-Anlagen, so genannten Blockheizkraft-
werken (BHKW) stieg von 61 Anlagen im Jahr 2002 auf 
149 Anlagen in 2007. Verlässliche Daten liegen nur für 
die Stromeinspeisung ins öffentliche Netz vor, der Anteil 
des selbst genutzten Stromes ist nicht zu erfassen. 2007 
speisten die 149 Anlagen im Stadtgebiet von Hannover 
mit rund 7,2 MW elektrischer Leistung 26.000 MWh 
elektrischen Strom ein und haben damit einen Anteil 
von 0,8 % am hannoverschen Strom.

Stromverbrauch  
der privaten Haushalte
Stromverbrauch der privaten Haushalte 
bezogen auf die Einwohnerzahl  
in kWh/Einwohner pro Jahr

Der gesamte Stromverbrauch der privaten Haushalte 
ist von 1990 bis 2005 um 32 % angestiegen. Bezogen 
auf den Stromverbrauch pro Einwohner ist seit 2003 ein 
positiver Trend erkennbar: Im Vergleich zum Jahr 2003 
sank der Stromverbrauch bis 2007 um 6% bedingt durch 
energiesparendes Verhalten und Neuanschaffungen von 
energieeffizienten Haushaltsgeräten.

Erzeugte Strommenge
aus Photovoltaikanlagen
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Heizenergieverbrauch  
der Stadtverwaltung
Verbrauch von Gas, Fern- und Nahwärme  
für städtische Liegenschaften gesamt und  
in kWh/m² pro Jahr

Für einen vergleichbaren Gebäudebestand ist der auf 
das Normjahr bezogene Wärmeverbrauch seit 2000 
deutlich gesunken. Für das Jahr 2000 ergibt sich als 
durchschnittlicher, flächenbezogener Heizenergiekenn-
wert 173 kWh/m² und für das Jahr 2006 ein Wert von 
155 kWh/m². Im Jahr 2007 ist dieser Wert voraussicht-
lich um weitere 5 kWh/m² gefallen. Das bedeutet eine 
Reduzierung seit 2000 um rund 13 %. Hervorzuheben 
ist der mit über 50 % hohe Anteil der Fernwärme an der 
Wärmeversorgung.

Stromverbrauch der 
Stadtverwaltung
Stromverbrauch für städtische  
Liegenschaften ohne Heizung gesamt  
und als Stromkennzahl in kWh/m2 pro Jahr

Der Mehrverbrauch an Strom im vergleichbaren Gebäu-
debestand durch zunehmende technische Ausstattung 
der Schulen und erhöhte Nutzungszeiten konnte durch 
erfolgte Sanierungen (Leuchtenaustauschprogramm, 
Rückbau großer schulischer Klimaanlagen) fast kompen-
siert werden. Die Einsparbemühungen reichen seit dem 
Jahr 2002 in der Regel nur aus, den Stromverbrauch auf 
etwa gleichem Level zu halten. Der durchschnittliche, 
flächenbezogene Stromkennwert beträgt in den letzten 
Jahren etwa 23 kWh/m².

Stromverbrauch der Stadtverwaltung
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Um den Stand der CO2-Reduktion im Stadtgebiet und 
damit den Erfolg der Klimaschutzmaßnahmen zu be-
werten, ist eine Erfassung des gesamten Energiever-
brauches einschließlich Erzeugung und Bereitstellung 
in allen Lebensbereichen notwendig. Diese Erhebung 
erfordert ein hohes Maß an Recherche, insbesondere 
für den nicht leitungsgebundenen Energieverbrauch. 
Derartige ausführliche CO2-Bilanzen liegen für die Jahre 
1990 und 2005 vor und können daher in diesem Um-
weltbericht dargestellt werden (vgl. S. 10). Zusätzlich 
runden ausgewählte Indikatoren den Zustand im Be-
reich Klimaschutz ab.

Basierend auf der CO2-Bilanz wurde unter dem Titel 
„Klima-Allianz Hannover 2020“ ein Klimaschutz-
aktionsprogramm 2008 bis 2020 erarbeitet.

Erneuerbare Energien aus Wärme

Während bei der regenerativen Stromerzeugung Daten 
aufgrund der Einspeisung in das Netz abrufbar sind, lie-
gen bei der regenerativen Wärmeerzeugung durch Bio-
masse oder Solaranlagen keine fortschreibbaren Daten 
vor, da die Wärme an Ort und Stelle genutzt wird. 

Die Zählung der Solarkollektoranlagen im Rahmen der 
Solarliga weist seit 2005 eine Steigerung von 35 Pro-
zent, mit einem Anstieg der Kollektorfläche von 4.455 
Quadratmeter (2005) auf 6.000 Quadratmeter (2007) 
aus (2007: 621 Anlagen).

Kraft-Wärme-Kopplung

Die gleichzeitige Erzeugung von Strom und Wärme nennt 
man Kraft-Wärme-Kopplung (KWK). Durch Kraft-Wär-
me-Kopplung, sei es in großen Heizkraftwerken oder 
dezentralen Blockheizkraftwerken (BHKW), wird Pri-
märenergie effektiver ausgenutzt als bei herkömmlicher 
Wärme-Energieerzeugung. Das wirkt sich positiv auf die 
CO2-Bilanz aus: 1 kWh Wärme aus Fernwärmeerzeugung 
verursacht 98 Gramm CO2, 1 kWh aus Gasverbrennung 
hingegen 237 Gramm CO2 (ohne Vorkette). 

Der Anteil der elektrischen Stromversorgung der Stadt-
werke, der durch große Kraft-Wärme-Kopplungsanlagen 
erzeugt wird, stieg seit 1991 von 24 Prozent auf 35 Pro-
zent im Jahr 2005. Im Jahr 2007 betrug der Anteil des 
KWK-Stroms 29 Prozent. Eine verminderte Fernwärme-
abgabe und geringere Auslastung des Gaskraftwerkes 
im GuD-Prozess (Gas-und-Dampf-Prozess) verursachten 
diesen Rückgang. Der Anteil elektrischer Energie durch 
BHKW betrug 2007 0,8 Prozent.

Projekte und Maßnahmen

Klima-Allianz Hannover 2020
Unter dem Titel „Klima-Allianz Hannover 2020“ haben Landeshaupt-
stadt Hannover und Stadtwerke Hannover AG mit rund 80 Part-
nern aus zahlreichen Unternehmen und Organisationen das Klima-
schutzaktionsprogramm 2008 bis 2020 erstellt. Es gliedert sich in 
Fachprogramme für die Stadtverwaltung Hannover, die Stadtwerke 
Hannover AG und sektorale Programme. Eine moderierte Diskussion 
mit den Akteuren in vier Arbeitsgruppen erbrachte innerhalb eines 
Vierteljahres beachtliche Beiträge zur CO2-Reduzierung bei Indus-
trie, Bürogebäuden, Wohnungssektor und seitens großer Organisa-
tionen wie Kirchen, Parteien, Sport und Verbraucherschutz. Ziel ist 
eine Reduktion der CO2-Emissionen um 40 Prozent allein über die 
lokalen Anstrengungen aller Beteiligten bis 2020. 

In einem Sonderheft werden die Ziele und Projekte der Klima-Allianz 
Hannover 2020 voraussichtlich im Frühjahr 2009 dargestellt. Weite-
re Informationen unter www.hannover-klimaallianz.de.

Der gesamte Anschlusswert der Fernwärme im Stadt-
gebiet ist seit 1991 von 669 MW auf 829 MW in 2007 
gestiegen. Diese Änderung in der Wärmeerzeugung 
wirkt sich positiv auf die Entwicklung der Treibhaus-
gasemissionen aus.

Energieverbrauch  
der Stadtverwaltung

Den größten Handlungsspielraum hat die Stadt Hanno-
ver bei ihren eigenen Liegenschaften und bei den ange-
mieteten Objekten (zusammen etwa 600 Liegenschaf-
ten). Für diese Liegenschaften werden zurzeit jährlich 
rund 18 Millionen Euro für die Lieferung von Energie auf-
gewendet. Zur Reduzierung dieser Energieverbräuche 
wird seit Jahren bereits ein Paket an energierelevanten 
Maßnahmen umgesetzt. Trotz erhöhter Nutzungszeiten 
(z. B. Mittagsbetreuung im Schulbereich, außerschuli-
sche Nutzung), Zunahme der technischen Ausstattung, 
betriebsbedingter Änderungen oder der Durchführung 
von Baumaßnahmen auch im Winterhalbjahr, konnte 
hierdurch seit 1990 der witterungsbereinigte Heizener-
gieverbrauch des vergleichbaren Gebäudebestandes um 
über 30 Prozent und der Stromverbrauch um 9 Prozent 
gesenkt werden. 

Bauliche und technische Sanierungen: Bisher 
wurden verschiedene Sonderprogramme zur energeti-
schen und nachhaltigen Gebäudesanierung erfolgreich 
umgesetzt oder begonnen: die Sonderprogramme „Kes-
selsanierung“ und „Schadstoffsanierung/Leuchtenaus-
tausch (ab 1996), die „Energetische Sanierung“ (ES) 
ab 1996 sowie „Sanierung Infrastruktur“ (SI) ab 2000. 
Das Programm „Nachhaltige Gebäudesanierung“ (NG) 
löste ab 2001 nach und nach die beiden vorgenannten  
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Programme ES und SI ab. Aktuell wird das Sanierungs-
programm 2008 bis 2012 umgesetzt, in dem vornehmlich 
Schulen und Kindertagesstätten nach den ökologischen 
Standards der Stadt (ENEV-30 %, Neubau im Passivhaus-
standard) saniert werden. Das Volumen dieses Programms 
beträgt rund 165 Millionen Euro. Die durchgeführten en-
ergetisch wirksamen Sanierungen und Modernisierungs-
maßnahmen haben dazu geführt, dass der Energiever-
brauch seit 2004 reduziert werden konnte.

Zentrales Energiemanagement: Dazu zählen  Ener-
giebewirtschaftung, Energiebeschaffung, Energiecon-
trolling, Betriebsoptimierung und die Durchführung von 
Energieeinsparprojekten mit dem Ziel einer sparsamen 
und rationellen Energieverwendung.

Energiesparen durch umweltbewusstes Nutzer-
verhalten: Durch umweltbewusstes Verbraucherver-
halten (z. B. bedarfsgerechte Heizung, Stoßlüftung und 
Vermeidung von unnötigem Standby-Verbrauch) lässt 
sich Energie sparen. Dazu hat die Stadt Hannover drei 
zielgruppenspezifische Projekte aufgelegt: 
 GSE-Projekt: Energiesparen in Schulen (seit 1994)
 KliK-Projekt: Klimaschutz in Kindertagesstätten (seit 
1999)
 Tatort Büro: Energie und Wasser sparen in der Stadt-
verwaltung (seit 2000)

Allein die beteiligten Schulen haben in den letzten 12 Jah-
ren 4,4 Millionen Euro eingespart und den Ausstoß von 
insgesamt 25.000 Tonnen CO2 verhindert. Sehr deutlich 
lassen sich die Einflüsse der zahlreichen Schulumstruktu-
rierungen auf den Energieverbrauch in den letzten Jahren 
nachweisen, die insbesondere beim Strom leider zu ge-
ringeren Einsparungen geführt haben. 

Als Anreiz für das Nutzerengagement fließen 30 Prozent 
der eingesparten Kosten in die beteiligte Einrichtung zu-
rück und 40 Prozent werden in zusätzliche energetisch 

wirksame Maßnahmen investiert, wie zum Beispiel in die 
weitere Sanierung von Beleuchtungsanlagen. 

Innovative Projekte: Dazu gehören der Neubau städ-
tischer Gebäude im Passivhausstandard (vgl. Seite 16) 
sowie der verstärkte Einsatz von regenerativen Energien 
und Biomasse sowie der Kraft-Wärme-Kopplung und der 
Nutzung von Fern- und Nahwärme. 

Sportler sparen Energie

Etwa 30 Sportvereine im Stadtgebiet Hannover haben in 
den Jahren 2002 bis 2007 ihre Vereinsgebäude auf öko-
logisch und ökonomisch sinnvolle Weise modernisiert 
und ihre Heizungsanlagen erneuert. Die bisher umge-
setzten Maßnahmen sparen rund 700 Tonnen  CO2

1 pro 
Jahr, bei der Weiterführung des Programms kommen 
jedes Jahr weitere 100 Tonnen hinzu.

Möglich war dies durch Beratung und finanzielle För-
derung aus dem Fördertopf des Projekts „e.coSport 
– Energetische Sportstättensanierung in der Region 
Hannover“, einem gemeinsamen Projekt von Stadt und 
Region Hannover, den Sportverbänden von Stadt und 
Region sowie dem enercity-Fonds proKlima.

Die Sportvereine mit eigenem Gebäudebestand werden 
durch eine umfassende, hochqualifizierte Beratung mit 
konkreten Maßnahmenvorschlägen motiviert, sich für 
eine energetisch sinnvolle Sanierung zu entscheiden. 
Durch die Umsetzung von Gesamtkonzepten mit auf-
einander abgestimmten Maßnahmen können so große 
Mengen an Energie eingespart werden.

Seit Anfang 2007 ist das e.coSport-Projekt um eine um-
fassende Umweltberatung für Sportvereine erweitert. 
Das unter dem Namen e.coFit gestartete Beratungsan-
gebot hat das Ziel, durch gering-investive Maßnahmen 
in den Bereichen Strom- und Wassersparen, Beleuch-
tung, Abfallreduzierung, Naturschutz und Änderung 
des Nutzerverhaltens die Betriebskosten zu senken und 
gleichzeitig etwas für den Klima- und Umweltschutz zu 
tun. Zurzeit werden 16 Vereine beraten, von denen die 
ersten fünf mit einem Label für die erfolgreiche Teilnah-
me ausgezeichnet wurden.

„Hannover autofrei erobern“

Am 18. Mai 2008 erteilte Hannover tausenden Füßen 
und Fahrrädern Vorfahrt auf den autofreien Straßen der 
Innenstadt. Durch das große Engagement von über 80 
Verbänden, Organisationen und Unternehmen ist ein 
vielfältiges Programm entstanden, mit Spiel-, Sport- und 
Bewegungsangeboten zum Mitmachen und Ausprobie-
ren, Rallyes und Stadtführungen, Showprogramm, Kunst,  

Schüler beim Energierundgang in der Integrierten Gesamtschule Mühlenberg

1 Gerechnet nach GEMIS 4.14 einschließlich der Emissionen aus den Vorketten (z.B. Kesselherstellung, Brennstofftransport, etc.)
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Kultur und Live-Musik. Das Solarfest, die Alternative Au-
tomobilausstellung und zahlreiche Informationen rund 
ums Fahrrad gaben Ideen für eine klimafreundliche Mo-
bilität und für den persönlichen Beitrag zum Klimaschutz. 
Die rund 75.000 BesucherInnen, die mit dem GVH-Son-
dertarif auf Bahn, Fahrrad, Einrad, City-Rollern oder Inli-
nern umgestiegen waren, genossen die ganz besondere 
Atmosphäre des so eroberten Straßenraumes und die 
hohe Umweltqualität des autofreien Tages. 

EU-Klimaschutzprojekt  
Concerto/act2

Die Landeshauptstadt Hannover führt gemeinsam mit 
den Städten Koszalin (Polen), Malmö (Schweden), Nan-
tes (Frankreich) und Newcastle (England) ein europä-
isches Klimaschutzprojekt für Kommunen durch. Ziele 
in Hannover sind die energieeffiziente Altbausanierung 
und der Einsatz regenerativer Energien in den hannover-
schen Stadtteilen Ahlem, Hainholz, Nordstadt, Vahren-
wald und Vinnhorst. Förderung können BesitzerInnen 
von Ein- und Mehrfamilienhäusern erhalten.

Concerto/act2 ist von 2006 bis Ende 2010 bewilligt. 
Mit im Boot sind fünf weitere Partner aus Hannover: 
proKlima – Der enercity-Fonds, target GmbH, Spar- und 
Bauverein eG, Gundlach GmbH & Co Wohnungsunter-
nehmen und Grundstücksverwaltung Ahlem sowie die 
Stadtwerke Hannover AG. Neu im Projekt ist der so ge-
nannte „Energielotse“. Er wird von proKlima finanziert 
und soll EigentümerInnen bei einer energetischen Sa-
nierung ihrer Häuser begleiten und das Bauvorhaben 
vereinfachen. 

Energie durch Modernisierungen einzusparen und er-
neuerbare Energien zu nutzen, das ist das zentrale An-
liegen von Concerto/act2 in Hannover. Dabei werden die 
CO2-Emissionen durch den Wegfall fossiler Energieträ-
ger verringert und ein aktiver Beitrag zum Klimaschutz 
geleistet. Weitere Informationen unter www.concerto-
hannover.de.

Haus-zu-Haus-Beratungen 

Seit dem Jahr 2000 führt die Klimaschutzleitstelle in 
Zusammenarbeit mit der Klimaschutzagentur Region 
Hannover, proKlima – Der enercity-Fonds und der Hand-
werkskammer Haus-zu-Haus-Beratungen zum Thema 
energetische Altbausanierung durch. Nachdem die 

Kampagne „Gut beraten starten!“ in den letzten bei-
den Jahren in Ahlem, Vahrenwald und Vinnhorst Station 
machte, wird sie sich in den nächsten zwei Jahren auf 
die Stadtteile Nordstadt und Hainholz konzentrieren. 
Darüber hinaus wurde sie auf die Beratung von Mehrfa-
milienhausbesitzern mit einem umfangreichen Konzept 
ausgedehnt.

Während der Aktionstage gehen EnergieberaterInnen 
in ausgewählten Straßenzügen von Haus zu Haus und 
bieten den Eigentümern eine kostenlose, unabhängige 
und individuelle Beratung über mögliche energieein-
sparende Maßnahmen und deren Finanzierung an. Um 
auch die lokale Wirtschaft auf das Marktpotenzial und 
die damit verbundenen Verdienstchancen aufmerksam 
zu machen, lädt der jeweilige Bezirksbürgermeister 
Handwerker und Dienstleister zu einer Informations-
veranstaltung mit den Bürgerinnen und Bürgern aus 
dem Stadtteil ein.

Niedrigenergie- und  
Passivhaus-Beratung 

Bereits beim Hausbau werden die Weichen für den 
künftigen langfristigen Energieverbrauch und damit den 
CO2-Ausstoß gestellt. Daher berät die Landeshauptstadt 
Hannover KäuferInnen städtischer Grundstücke zu der 
Auflage im Kaufvertrag, ein Niedrigenergiehaus-Plus 
zu erstellen. Das heißt, dass die Wärmeverluste über 
die Gebäudehülle 30 Prozent unter dem gesetzlichen 
Standard liegen müssen. Inhalte der Beratung sind ein 
erhöhter Wärmeschutz und maximal zulässige Emis-
sionswerte der Heizsysteme. Darüber hinausgehende 
Informationen über aktuelle Fördermittel, insbesondere 
über den Energielotsen, und die Vorteile von Passiv-
häusern geben Anreize, über die Auflagen hinaus mehr 
zu tun. 

Autofreier Sonntag 2008 – Menschen erobern die Straßen
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Im Jahre 2006 haben 53 KäuferInnen eine Beratung er-
halten, 2007 wurden weitere 50 Beratungen durchge-
führt. Seit Ende 2007 werden generell alle Kaufinteres-
senten städtischer Grundstücke vor Vertragsabschluss 
beraten, das heißt, auch Bauherren, die eventuell keinen 
Zuschlag für ein städtisches Grundstück erhalten. Da-
durch wird das Thema energieeffizientes Bauen jedoch 
vielen Bauwilligen bekannt gemacht, so dass sie dies 
bei ihrem geplanten Bauvorhaben kompetent berück-
sichtigen können.

Passivhäuser in der 
Landeshauptstadt Hannover

Bei Gebäuden kann ein Großteil an Heizwärmeenergie 
durch eine energieeffiziente Bauweise eingespart wer-
den. Ein Passivhaus stellt in dieser Hinsicht einen sehr 
hohen und ausgereiften Standard dar, wobei Energie-
sparen hier zugleich Komfortgewinn bedeutet. Es spart 
gegenüber einem nach gesetzlichem Standard errich-
teten Haus rund 80 Prozent Energie bzw. CO2 jährlich 
ein.

Um diese zukunftsfähige Bauweise zu unterstützen, 
werden Bebauungspläne in der Stadt Hannover nach 
Möglichkeit für Passivhäuser optimiert (Südausrichtung 
der Gebäude, Festlegen von Bauhöhen und Bauabstän-
den, mindestens zwei Vollgeschosse für kompakte Bau-
weise). Kaufinteressenten für städtische Grundstücke 
erhalten zudem eine kostenlose Beratung zu dem Thema 
energiesparendes Bauen bei der Stadt Hannover (siehe 
Niedrigenergie- und Passivhausberatung). Wenn die 
künftigen Bauherren sich daraufhin für den Bau eines 
Passivhauses entscheiden, werden sie vorrangig bei der 
Grundstücksvergabe berücksichtigt.

In Zusammenarbeit mit proKlima und der Klimaschutza-
gentur Region Hannover werden Passivhaus-Erfahrun-
gen von Handwerk, Planern und Bauträgern mit Förder- 
und Beratungsinstitutionen vernetzt. Für den Bau eines 
Passivhauses erhalten die Bauherren einen Zuschuss 
von proKlima.

Am Kronsberg Nord und In der Rehre sind Bebauungs-
gebiete begonnen bzw. geplant, in denen ausschließlich 
Passivhäuser errichtet werden sowie weitere ökologi-
sche Belange Berücksichtigung finden.

Finanzielle Förderung

Klimaschutzprojekte initiieren und deren Umsetzung 
fachlich unterstützen – diesen Aufgaben widmet sich 
der enercity-Fonds proKlima seit seiner Gründung im 
Juni 1998. Das jährliche Fondsvolumen von rund fünf 
Millionen Euro wird von der Stadtwerke Hannover AG, 
den Städten Hannover, Laatzen, Langenhagen, Seelze, 
Hemmingen und Ronnenberg finanziert. Schwerpunkt 

der Förderung ist die Heizenergieeinsparung in Alt- und 
Neubauten, das Errichten von Solarwärmeanlagen und 
der Ausbau der Kraft-Wärme-Kopplung. 

Bestes Beispiel für energiesparendes Bauen sind Passiv-
häuser. Mittlerweile stehen in Hannover 67 Passivhaus-
Wohnungen (Neubau), weitere 30 Wohnungen befinden 
sich in der Umsetzung. Auch in der Altbaumodernisie-
rung gewinnt der Einsatz von Passivhaus-Komponen-
ten zunehmend an Bedeutung: Rund 50 Prozent der 
2,1 Millionen Euro Fördermittel im Altbau-Programm 
wurden für hocheffiziente Dämmstandards, Passivhaus-
Fenster und Komfortlüftung mit Wärmerückgewinnung 
eingesetzt. Darüber hinaus gibt es inzwischen zahlreiche 
Vorzeigeprojekte, die vollständig mit Passivhaus-Kom-
ponenten energetisch saniert wurden: Zwölf Häuser mit 
insgesamt 87 Wohnungen sind bereits fertig gestellt, 
weitere 20 Häuser mit 91 Wohnungen befinden sich 
in der Umsetzung (Stand: Mai 2008, proKlima-Daten-
bank).

Auch bei Nichtwohngebäuden etabliert sich der Pas-
sivhausstandard: Mittlerweile sind in Hannover Kinder-
tagesstätten, Altenpflegeheime, ein Geschäfts- sowie 
ein Gemeindezentrum realisiert und zahlreiche Projekte 
befinden sich in der Planung.

Durch das im Jahr 2007 neu eingeführte Förderpro-
gramm zur Kraft-Wärme-Kopplung wurden in Hannover 
40 Blockheizkraftwerke mit einer thermischen Leistung 
von 2,4 Megawatt bezuschusst. Durch 48 Fernwärme-
Neuanschlüsse kamen weitere 5,6 Megawatt thermische 
Leistung hinzu. Weitere Informationen unter www.prokli-
ma-hannover.de oder www.passivhaus-plattform.de.

Neubauten der Stadtverwaltung  
im Passivhausstandard

Der Neubau städtischer Gebäude im Passivhausstan-
dard wurde bereits in einer Feuerwache und zwei Kin-
dertagesstätten umgesetzt. Die Kindertagesstätte in 
Hannover-Marienwerder (Große Pranke 5) wurde in  
der vorhandenen Umgebung mit dem beschattenden 
Baumbestand neu erbaut. Der eingeschossige Bau-

Südansicht – Kindertagesstätte im Passivhausstandard
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körper erhielt eine Dachbegrünung, ein Spalier aus 
Thermoholzleisten zur Verkleidung der Ost-, West- und 
Nordfassade, verglaste Oberlichter und Aufweitungen 
für die Gruppenraumzugänge sowie eine gewellte Me-
tall-Glas-Fassade (Dreifachverglasung) nach Süden zum 
Außengelände hin im Bereich der Gruppenräume.

Das Gebäude erfüllt den Passivhausstandard. Die Be-
heizung des Gebäudes erfolgt durch Nutzung der so-
laren und internen Wärmegewinne bei gleichzeitiger 
Minimierung der Wärmeverluste durch die Kombination 
einer hoch gedämmten Außenhülle mit kontrollierter 
mechanischer Be- und Entlüftung sowie hocheffizien-
ter Wärmerückgewinnung (mindestens 87 Prozent). Die 
Bereitstellung des Restwärmebedarfs (Erwärmung der 
Luft über Nachheizregister) und des Warmwassers er-
folgt mit Brennwerttechnik (Gas).

Der Heizwärmebedarf für 513 Quadratmeter Energiebe-
zugsfläche liegt bei 15 kWh/(m²a), der Primärenergie-
bedarf bei 86 kWh/(m²a).

Einsatz von regenerativen  
Energien und Biomasse  
bei städtischen Liegenschaften 

Im Jahr 2007 wurde eine solarthermische Beckenwas-
serheizung im Lister Bad installiert.

Während der Freibadesaison (Mai bis September) wird 
das Wasser der verschiedenen Becken auf konstant 
22° Celsius temperiert – ab der Saison 2007 mit solarer 
Unterstützung. Der Verbrauch des fossilen Brennstoffes 
Erdgas wird abhängig von der Sonnenscheindauer um 
etwa 34 Prozent reduziert, die CO2-Emissionen sinken 
um rund 95 Tonnen im Jahr. Als Solarabsorber dienen 
auf den Flachdächern des Bades ausgelegte schwarze 
Kunstkautschukrohre. Durch das verzweigte Rohrnetz 
strömt ein Teil des Schwimmbadwassers und wird direkt 
durch die Sonneneinstrahlung erwärmt. Eine zusätzliche 
Gasheizung stellt auch im Falle längerer Schlechtwet-
terperioden eine konstante Beckentemperatur sicher. 
Technisch wäre eine Einsparung von 100 Prozent Gas 
und 280 Tonnen CO2 möglich, wenn nicht nachgeheizt 
würde. Bei schlechten Wetterperioden würde die Was-
sertemperatur dann allerdings sinken, was den Erwar-
tungen vieler BesucherInnen nicht entspräche. 

Die Landeshauptstadt Hannover hat 2007 erstmals an 
zwei Schulen, einer Jugendferienanlage und einem 
Werkhof moderne, umweltfreundliche und vollautoma-
tische Holzheizungen in Betrieb genommen (in Klam-
mern die Nennleistung): Integrierte Gesamtschule 
Vahrenheide-Sahlkamp (360 kW), Grundschule Fridjof-
Nansen (220 kW), Bauhof Burgweg (240 kW), Feriendorf 
Kirchheim (200 kW). Zwei weitere Einrichtungen sollen 
2008/09 hinzukommen, das Schulbiologiezentrum Burg 
(200 kW) und der Friedhof Ahlem (40 kW).

Die umweltfreundlichen Anlagen mit guter Wirtschaft-
lichkeit auf der Basis einheimischer Brennstoffe er-
sparen der Umwelt im Durchschnitt 70 Prozent der 
CO2-Emissionen. 

Umweltfreundliche 
Energieproduktion bei  
der Stadtentwässerung Hannover

Die Klärgasnutzung bei der Stadtentwässerung Hanno-
ver begann bereits im Jahre 1935 und wurde bis zum 
heutigen Tage ständig optimiert und ausgebaut. Jährlich 
werden rund 13.300.000 kWh elektrischer Energie aus 
Klärgas erzeugt. Das entspricht derzeit rund 60 Prozent 
des täglichen Energieverbrauches. Trotz technischer 
Optimierung kann der erhebliche Strombedarf der bei-
den hannoverschen Großklärwerke Gümmerwald und 
Herrenhausen, die die weitergehende Abwasserreini-
gung benötigt, nicht zu 100 Prozent gedeckt werden. 

Auch das relativ warme Abwasser bietet eine große  
Energiequelle. Mit Wärmepumpen wird bereits heute 
das Klärwerk beheizt. Zukünftig sollen durch den Einsatz 
umweltfreundlicher Stromproduktionsanlagen wie zum 
Beispiel Photovoltaikanlagen, Wärmepumpen, Wasser-
kraftnutzung, Brennstoffzellen und Blockheizkraftwerke 
die Eigenstromerzeugung erhöht werden. Sie soll der 
Ersatz von elektrischer Energie aus fossilen Kraftwer-
ken sein. Solaranlage 

Lister Bad

Faulgasbehälter 
im Klärwerk 
Herrenhausen



18

Mobilität und Verkehr
Indikatoren

Pkw-Bestand

Quelle: Statistischer Vierteljahresbericht

Pkw je 1000 Einwohner (Wohnberechtigte)
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Pkw-Bestand
Zahl der Personenkraftwagen bezogen auf 
die Einwohnerzahl in Pkw/1000 Einwohner

Während zu Beginn der 90er Jahre noch ein deutlicher 
Anstieg der Motorisierung zu verzeichnen war, stagnie-
ren die Zahlen in den letzten Jahren und liegen 2005 
und 2006 bei 411 Pkw je 1000 Einwohner.

Modal split 
(Verkehrsmittelwahl)
Anteile der Verkehrsmittel (zu Fuß, Fahrrad, 
motorisierter Individualverkehr (MIV), ÖPNV) 
an allen in der Stadt Hannover zurückgeleg-
ten Wegen in Prozent

41 % der Wege werden im motorisierten Individualver-
kehr (MIV) durchgeführt, der Bundesdurchschnitt liegt 
bei 58 %. Während der ÖPNV-Anteil im Bundesdurch-
schnitt nur 8 % beträgt, sind es in der Stadt Hannover 
sogar 17 % (Region Hannover 13 %).

CarSharing
Anzahl der Fahrberechtigten bei  
CarSharing-Initiativen, Anzahl der Nutzungs-
verträge, Anzahl der Fahrzeuge von teilAuto 
und Stadtmobil Hannover GmbH

Ökostadt e.V. begründete 1992 CarSharing in Hanno-
ver. Die 2005 gegründete Stadtmobil Hannover GmbH 
übernahm den CarSharing-Betrieb des Vereins zum 
1. Januar 2006. CarSharing steht für professionelles 
Autoteilen. Im CarSharing gilt die Faustregel, dass pro 
CarSharing-Fahrzeug bis zu zehn private Pkw eingespart 
werden. Die gemeinschaftliche Autonutzung ohne Pri-
vateigentum am Pkw trägt somit zur Verminderung des 
Autobestandes von etwa 1.000 Fahrzeugen in Hannover 
bei, entlastet den Flächenbedarf und schont die Res-
sourcen. 

Nach einer Konsolidierungsphase bis 2005 ist das Car-
Sharing mit einem jährlichen Zuwachs von 2 bis 6 % zu 
einem wichtigen Element im Verkehr der Stadt Hanno-
ver geworden. Die Stadtverwaltung hatte 2007 insge-
samt 5 Stadtmobile im Einsatz.

Verkehrsmittelwahl
in Teilräumen der Region Hannover

Quelle: Mobilität in Deutschland 2002, Aufstockung Region Hannover
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CarSharing

Jahr Fahrzeuge
Nutzungs-

verträge
buchungs- und fahr-  

berechtigte Personen

2000 95 1807 2063
2001 119 2281 2594
2002 115 2101 2356
2003 101 1990 2525
2004 101 2130 2659
2005 89 2052 2691
2006 91 2110 2675
2007 97 2242 2720

Quelle: Ökostadt e.V., Projekt teilAuto (bis 2005),  
  Stadtmobil Hannover GmbH

Energie und Mobilität und Luft Lärm Boden und Flächen- Naherholung, Naturschutz, Wasser, Grundwasser, Abfall
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ÖPNV-Angebot

Quelle: Region Hannover
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Nachfrage im ÖPNV

Quelle: Region Hannover
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ÖPNV-Angebot
Summe der Beförderungskapazitäten (Fahr-
zeugleistung x durchschnittliches Platzange-
bot je Fahrzeug) aller Linien im Großraumver-
kehr Hannover (GVH) in Platz-km pro Jahr

Nach der Zeit der Maßnahmenrealisierung im ÖPNV 
wurde in den letzten Jahren verstärkt die Effizienz des 
Angebots erhöht. Ein wichtiger Schritt war die Einfüh-
rung eines Jahresfahrplans 2002 bis 2004. Der 7,5-Mi-
nuten-Grundtakt der Stadtbahn wurde in einen 10-Mi-
nuten-Takt umgewandelt, der seitdem das ganze Jahr 
über gilt. Für Busse ergab sich aus der Taktumstellung 
der Stadtbahn eine Veränderung von 15- auf einen 20-
Minuten-Takt.

Nachfrage im ÖPNV
Anzahl der Fahrgäste im ÖPNV im  
Großraumverkehr Hannover (GVH) pro Jahr

Aufgrund der gemeinsamen Bemühungen von Region 
Hannover und den Verkehrsunternehmen zur Verbesse-
rung des ÖPNV-Angebotes konnte die Nachfrage weiter 
gesteigert werden. Ebenfalls eine Rolle spielen hier ex-
terne Faktoren wie die stetig steigenden Benzinpreise.

ÖPNV-Erschließung
Anteil der Einwohner innerhalb der Lan-
deshauptstadt Hannover mit Wohnsitz in 
einer Entfernung von 300 m zur nächsten 
Bushaltestelle und/oder < 500 m (Luftlinie) 
zur nächsten Stadtbahn-Haltestelle, bzw. 
S-Bahn-Haltestelle bezogen auf die gesamte 
Einwohnerzahl in Prozent.

Die Attraktivität und Qualität des ÖPNV zeigt sich auch 
deutlich im ÖPNV-Erschließungsgrad. In die Sonderaus-
wertung der Region Hannover einbezogen wurden die 
Haltestellen, an denen pro Richtung in der Haupt- und 
Nebenverkehrszeit wenigstens ein halbstündiges, zur 
Schwachverkehrszeit wenigstens ein stündliches An-
gebot vorgehalten wird. Die Auswertung ergab für die 
Einwohner innerhalb der Landeshauptstadt Hannover 
einen Anteil von 79 % mit Wohnsitz in einer Entfernung 
von 500 m (Luftlinie) zur nächsten Stadtbahn- bzw. 
S-Bahn-Haltestelle und einen Anteil von 99 % in einer 
Entfernung von 500 m Entfernung (Luftlinie) zur nächs-
ten Stadtbahn- bzw. S-Bahn-Haltestelle und/oder 300 m 
Entfernung (Luftlinie) zur nächsten Bushaltestelle.
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Mobilität steht für ein wesentliches Indiz unserer Le-
bensqualität. Die umweltfreundliche Abwicklung al-
ler Verkehre ist ein wichtiges Ziel der hannoverschen 
Verkehrspolitik. Wichtige Handlungsansätze bestehen 
dabei in der nachhaltigen Minderung der Verkehrs- 
emissionen.

Dazu wird im Personenverkehr die Strategie verfolgt, 
den Umweltverbund, d. h. den ÖPNV, das Radfahren 
und das Zufußgehen, zu fördern. Diese Förderung kann 
nur erfolgreich sein, wenn drei Maßnahmenbereiche 
zusammen greifen: 
 Vermeidung von motorisiertem Individualverkehr 
durch entsprechende Planung und Schaffung notwen-
diger Rahmenbedingungen 
 Verlagerung von motorisiertem Individualverkehr auf 
den Umweltverbund, einschließlich Attraktivitätssteige-
rung des Umweltverbundes
 Verträgliche Abwicklung des unvermeidbaren moto-
risierten Individualverkehrs.

Verkehrsentwicklungsplan 

Der Verkehrsentwicklungsplan ist ein Planwerk auf 
kommunaler Ebene, das die strategischen Leitlinien 
der gesamtstädtischen Verkehrsentwicklung für einen 
Zeitraum von 10 bis 15 Jahren enthält.

Die planerischen Rahmenbedingungen, Problemlagen 
und Zielsetzungen haben sich gegenüber dem aus den 
Jahren 1990 bis 1995 vorliegenden verwaltungsintern 
erstellten Verkehrsentwicklungsplan für die Stadt Han-
nover zumindest teilweise deutlich verändert. Wichtige 
neue Themen sind der demographische Wandel, die Stag- 
nation der Verkehrszahlen und die enge Verzahnung 
mit den Umweltplanungen zur Luftreinhaltung und zur 
Lärmminderung. 

Die Fortschreibung des Verkehrsentwicklungsplanes für 
die Stadt Hannover wird derzeit vorbereitet. Die Bear-
beitungsdauer wird etwa zwei bis drei Jahre betragen.

Radverkehr 

Die Infrastruktur für den Radverkehr ist insbesondere 
im Zuge der Expo-Vorbereitung im gesamten Stadtge-
biet verbessert worden. Im Rahmen der Radverkehrs-
förderung der Fachbereiche Tiefbau sowie Umwelt und 
Stadtgrün wird sie im Bereich der finanziellen Möglich-
keiten fortlaufend verbessert, wobei der Schwerpunkt 
auf die Sicherheit und den Komfort gelegt wird.

Insgesamt 530 Kilometer Radwege ist die aktuelle Bi-
lanz (2008) des Radwegebestandes. Dazu gehören rund 
230 Kilometer Radwege an Straßen mit beidseitigen 
Radwegen, rund 135 Kilometer an Straßen mit einseiti-
gen Radwegen, rund 95 Kilometer Radwege in Grünflä-
chen und rund 70 Kilometer selbstständige Radwege in 
Wäldern. Bezogen auf die Gesamtlänge aller Verkehrs-
wege haben die Radwege damit bereits einen hohen 
Anteil. Wesentliche Bestandteile des Radverkehrsnetzes 
sind auch verkehrsarme Straßen, Wohnbereichsstraßen 
und Straßen in Tempo-30-Zonen sowie Teile von Fuß-
gängerzonen. Hinzu kommen im Stadtrandbereich etwa 
80 Kilometer land- und forstwirtschaftliche Wege, die 
als Mehrzweckwege auch von Radfahrerinnen und Rad-
fahrern benutzt werden können.

Hannover bietet einen umfangreichen Radfahrer-Ser-
vice, wie z. B. Fahrradmitnahme in Bussen und Bahnen 
oder die Fahrradstation am Hauptbahnhof mit Platz für 
350 Räder an. Unter dem Titel „Hannover erfahren“ 
wurden in verschiedenen Faltblättern interessante Rou-
ten ausgearbeitet, um Hannover umweltfreundlich mit 
dem Fahrrad erkunden zu können.

Im  vorhandenen Netz ist eine weitere Fahrradroute von 
rund 25 Kilometer entstanden – der Julius-Trip-Ring, der 
rund um die City führt und auf ganzer Länge mit einer 
Wegweisung versehen ist (vgl. Seite 33).

Das „Fahrradklima“ wird regelmäßig gemessen: Die Lan-
deshauptstadt Hannover liegt dabei bundesweit unter 

Hannover erfahren – mit dem Fahrrad rund um den Maschsee

Projekte und Maßnahmen
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28 Großstädten auf den vorderen Plätzen. Das zeigten 
sowohl ein ADAC-Expertentest „Rad Fahren in Städten“ 
(2003) als auch die ADFC-Fahrradklimatests 2003 und 
2005 (Nutzerbefragungen), wo jeweils der vierte Rang 
erreicht wurde. Beim von der Landesregierung aus-
gelobten Landespreis „Fahrradfreundliche Kommune 
2006“ belegte Hannover den zweiten Platz.

Die Stadt Hannover plant ein Leitbild für den Radverkehr 
zu erarbeiten, um das umweltfreundliche Verkehrsmit-
tel noch mehr zu fördern.

Öffentlicher Personennahverkehr 

Hannover verfügt über ein erfolgreiches und weit entwi-
ckeltes System des Öffentlichen Personennahverkehrs 
(ÖPNV). Im Großraumverkehr Hannover (GVH) arbei-
ten die vier Verkehrsbetriebe üstra, RegioBus Hannover, 
DB Regio und Metronom zusammen, um den Fahrgästen 
ein optimales Leistungsangebot im ÖPNV anzubieten.

Ziel der Region Hannover ist es, im Zeitraum des neuen 
Nahverkehrsplanes bis Ende 2012 den Anteil von Hal-
testellen mit barrierefreiem Zugang zur Stadtbahn von 
62 Prozent auf insgesamt 70 Prozent zu erhöhen. Die 
Nachrüstung vorhandener Haltestellen mit Hochbahn-
steigen ist Schwerpunkt des barrierefreien Ausbaus des 
Stadtbahnsystems der Region Hannover. Zurzeit besit-
zen von den 195 bestehenden Stadtbahnhaltestellen 
und -stationen 72 noch keinen Hochbahnsteig.

Stadtbahnhaltestelle „Kronsberg“

Neben dem Bau weiterer Hochbahnsteige und Aufzugs-
anlagen entlang der Stadtbahnstrecken konnte als größ-
te Einzelmaßnahme die Stadtbahnverlängerung nach 
Altwarmbüchen (2006) umgesetzt werden.

Eine weitere Verlängerung wird auf der Stadtbahnstre-
cke A-Nord von Lahe bis zur Schierholzstraße in Mis-
burg-Nord bis Ende 2009 realisiert werden.

Nahverkehrsplan 2008  
der Region Hannover 

Die Basis des öffentlichen Nahverkehrs in der Regi-
on Hannover ist der Nahverkehrsplan. Er bietet einen 
Überblick über Bestand, Entwicklung, Ziele, Maßnahmen 
und Finanzierung des öffentlichen Personennahverkehrs 
(ÖPNV) und des Schienenpersonennahverkehrs in der 
Region Hannover. Aufgestellt wird er als Rahmenplan 
für einen Zeitraum von fünf Jahren, auf dessen Basis 
Zuwendungen erteilt und Vereinbarungen mit den Ver-
kehrsunternehmen getroffen werden. Der Aufgabenträ-
ger – also die Region Hannover – bindet sich damit an 
Ziele, Vorgaben und Maßnahmen.

Der derzeit gültige Nahverkehrsplan wurde 2003 auf-
gestellt. Auf Grundlage der festgesetzten Ergebnisse 
aus dem Beteiligungs- und Mitwirkungsverfahren zum 
Verwaltungsentwurf für den Nahverkehrsplan 2008 wird 
der endgültige Nahverkehrsplan voraussichtlich im Sep-
tember 2008 beschlossen werden.
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Luft
Indikatoren

Verkehrsbedingte 
Luftschadstoffbelastung
Jahresmittelwerte der Luftschadstoffe Fein-
staub (PM10), Stickstoffdioxid (NO2), Benzol, 
Ruß und Kohlenmonoxid im Straßenraum 
(Verkehrsstation Göttinger Straße)

Seit 2004 wird der Jahresmittelgrenzwert für Feinstaub 
(PM10), der 40 μg/m³ beträgt, an der Verkehrsstation 
Göttinger Straße nicht mehr überschritten. Die deutli-
che Unterschreitung des Grenzwertes in 2007 wurde 
durch eine günstige Wetterlage (milder Winter, verreg-
neter Sommer, starker Wind) verursacht.

Die Jahresmittelwerte für Stickstoffdioxid (NO2) sind 
seit Jahren fast unverändert hoch und liegen weit über 
dem zulässigen Grenzwert von 40 μg/m³.

Allgemeine 
Luftschadstoffbelastung
Jahresmittelwerte der Luftschadstoffe 
Schwefeldioxid, Staub (PM10), Stickstoff-
dioxid, Kohlenmonoxid und Ozon sowie die 
zugehörigen Beurteilungsgrößen.

Jahresmittelwerte Immissions-/Grenz-/Zielwerte 

Komponente 1990 1995 2000 2005 2006 2007 TA Luft 22. VO 33. VO

HRSW – Dachstation Göttinger Straße
Schwefeldioxid 17 11 6 3 < 3 3 50 80-1204)

Staub (PM10)1) 352) 382) 31 26 28 23 40 40
Stickstoffdioxid 35 28 25 27 24 21 40 40
Kohlenmonoxid 0,7 0,6 0,4 0,4 0,5 0,3 103)

Ozon 35 43 38 44 50 46 1203)

HRSV – Verkehrsstation Göttinger Straße
Staub (PM10) (122)2),5) (81)2),5) —2) 37 37 30 40 40

Stickstoffdioxid 77 62 51 63 63 56 40 40
Benzol 18 9 4 2 2 2 5

Ruß — — 10 5 6 5
Kohlenmonoxid 2,9 1,7 1,1 0,6 0,5 0,5 103)

Angaben in g/m3 (Kohlenmonoxid in mg/m3)
TA Luft Immissionswerte der Technischen Anleitung zur Reinhaltung der Luft
22. VO Grenzwerte der 22. Bundesimmissionsschutzverordnung
33. VO Zielwerte der 33. Bundesimmissionsschutzverordnung

1) PM10: Feinstaubpartikel kleiner als 10 m
2) vor 1999 wurde Staub als Gesamtstaub gemessen, ab 1999 als PM10. 1988–2000 
wurden an der Verkehrsmessstation weder PM10-Messungen noch Gesamtstaub-
messungen durchgeführt.
3) 8-Stunden-Mittelwert
4) je nach Schwebstaubgehalt der Luft
5) (Staub/Kfg) = Kleinfiltergerät

Quelle: Niedersächsisches Landesamt für Ökologie; seit 2005: Gewerbe-
aufsichtsamt Hildesheim, zentrale Unterstützungsstelle Luftreinhaltung und 
Gefahrstoffe

Allgemeine und verkehrsbedingte Luftschadstoffbelastung

Verkehrsbedingte Luftschadstoffe – PM10

Quelle: Niedersächsisches Landesamt für Ökologie; seit 2005: Gewerbe-
aufsichtsamt Hildesheim, zentrale Unterstützungsstelle Luftrein-
haltung und Gefahrstoffe
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Verkehrsbedingte Luftschadstoffe – NO2

Quelle: Niedersächsisches Landesamt für Ökologie; seit 2005: Gewerbe-
aufsichtsamt Hildesheim, zentrale Unterstützungsstelle Luftrein-
haltung und Gefahrstoffe
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Projekte und Maßnahmen
Die Luftgütesituation in Hannover

Mit der EU-Luftqualitätsrichtlinie (EG-RL 96/62) und 
deren Tochterrichtlinien, die 2002 in deutsches Recht 
überführt wurden, werden Luftqualitätsziele zur Ver-
meidung oder Verringerung schädlicher Auswirkungen 
auf die menschliche Gesundheit und die Umwelt in allen 
Mitgliedstaaten der Europäischen Union festgelegt.

Die Höhe der Belastungen wird für das Land Niedersach-
sen durch das Lufthygienische Überwachungssystem 
Niedersachsen (LÜN) mit 22 automatischen Stationen 
und fünf Verkehrsmessstationen in hoch belasteten in-
nerstädtischen Straßen ermittelt. In Hannover gibt es 
zwei Messstationen. Die Station auf dem Lindener Berg 
(bis 17. Juli 2007 Dachstation Göttinger Straße) 
ermittelt die Hintergrundbelastung in der Stadt, die 
Verkehrsmessstation Göttinger Straße zusätzlich 
die verkehrsbedingten Immissionen in einer Nord-Süd 
ausgerichteten Straßenschlucht. 

Im Jahr 2002 wurde auf Grund der Höhe der Messwerte 
für Stickstoffdioxid (NO2) und Partikel PM10 an der Ver-
kehrsstation Göttinger Straße die Schwelle (Grenzwert 
+ Toleranzmarge) überschritten, die zur Aufstellung 
eines Luftreinhalteplanes verpflichtet. Seit Inkrafttre-
ten der PM10-Grenzwerte (1. Januar 2005) wurde der 
Jahresmittelgrenzwert (40 μg/m³) zwar eingehalten, 
doch der Tagesmittelgrenzwert von 50 μg/m³ mehr als 
erlaubte 35 Mal überschritten. Der ab 2010 geltende 
Jahresmittelgrenzwert für Stickstoffdioxid wurde in den 
letzten Jahren sehr deutlich überschritten. 

Vergleiche der Immissionswerte an der Hintergrund-
messstation und der Verkehrsstation zeigen, dass der 
Straßenverkehr einen Anteil von 30 bis 40 Prozent an der 
Feinstaubbelastung hat. Davon stammen 20 Prozent aus 
dem Auspuff, 80 Prozent von aufgewirbeltem Material. 
Beim Stickstoffdioxid haben die Auspuffemissionen der 
Kraftfahrzeuge einen wesentlich höheren Anteil an der 
NO2-Gesamtimmission, er beträgt rund 60 Prozent.

Luftreinhalte-Aktionsplan  
für Hannover 

Die Aufstellung eines Luftreinhalteplans ist in der Regel 
Aufgabe der Bundesländer bzw. der Bezirksregierun-
gen. Im Herbst 2005 hatte das Niedersächsische Um-
weltministerium begonnen, in Zusammenarbeit mit der 
Landeshauptstadt Hannover einen Luftreinhalteplan für 
das Stadtgebiet von Hannover zu entwickeln. Ein erster 
Entwurf dieses Planes wurde im Juni 2006 zur Öffent-
lichkeitsbeteiligung bekannt gemacht. Mit einem am 
27. März 2007 veröffentlichten Erlass hat die niedersäch-
sische Landesregierung die Zuständigkeit für die Erstel-

lung von Luftreinhalteplänen zum 1. April 2007 auf die 
Kommunen übertragen. Dieses Vorgehen wurde damit 
begründet, dass die Stickstoffdioxidbelastungen in den 
Städten zu hoch sind und diese zu mehr als 60 Prozent 
allein vom Verkehr verursacht werden. Diese Belastungs-
spitzen seien überwiegend nur durch lokale Maßnahmen 
und zwar insbesondere im Verkehrsbereich zu mindern.

Die Verwaltung der Stadt Hannover hat daraufhin den 
Entwurf des Luftreinhalteplans vollständig überarbeitet 
und die Neufassung im April 2007 den Ratsgremien der 
Stadt zur Beratung und zum Beschluss vorgelegt. Mit 
Änderungen wurde der Luftreinhalte-Aktionsplan der 
Stadt Hannover am 12. Juli 2008 vom Rat der Landes-
hauptstadt beschlossen und in Kraft gesetzt. Der Luft-
reinhalteplan sieht neben weiteren Maßnahmen auch 
die Einrichtung einer Umweltzone zum 1. Januar 2008 
vor (vgl. Sonderthema Seite 52).

Luftreinhalte-Aktionsplan: 
Maßnahmen zur Luftreinhaltung

 Verkehrsverbote für Lkw-Durchgangsverkehr größer 12 t (maut-
verdrängte Verkehre)
 Lkw-Wegweisungskonzept
 Verflüssigung des Verkehrs in Kombination mit der Verringerung 
der Fahrgeschwindigkeit unter Beibehaltung der Vorrangschaltung 
für den ÖPNV
 Beschränkung der Fahrgeschwindigkeit auf 40 km/h für ausge-
wählte Straßen
 Emissionsarme Beläge im Zusammenhang mit der Sanierung von 
Straßenfahrbahnen
 Optische Einengung zur Minderung der Fahrgeschwindigkeit bei 
Neuplanung bzw. Grunderneuerung von Straßen
 Pflanzen von Straßenbäumen und Fassadenbegrünung
 Beschaffung schadstoffarmer Fahrzeuge, Maschinen und Geräte
 Öffentlichkeitswirksame Maßnahmen zur Änderung des Mobili-
tätsverhaltens
 Klimaschutzmaßnahmen außerhalb des Verkehrsbereiches, z. B. 
Passivhausstandard bei Neubau, Altbausanierung mit energetischer 
Optimierung
 Einrichtung einer Umweltzone
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Lärm
Indikatoren

Lärmbelastung
Gesamtfläche der lärmbelasteten Gebiete, 
Anzahl lärmbelasteter Wohnungen, Schulen 
und Krankenhäuser sowie die Anzahl der be-
lasteten Menschen am Beispiel Straßennetz  

Gesamtfläche der lärmbelasteten  
Gebiete – Straßennetz

Lden Fläche [km2]
Gesamt 204,2

>55 dB(A) 126,0
>65 dB(A) 40,3
>75 dB(A) 7,5

Anzahl lärmbelasteter  
Wohnungen, Schulen und 
Krankenhäuser – Straßennetz

            Straßenlärm dB(A) Lden

 Gesamtstraßen >55 >65 >75

Wohnungen 91.900 21.200 600
Schulen 66 5 0

Krankenhäuser 8 3 0
1) Isophone = Linien gleicher Lautstärkepegel

2) Lden = Zeitbereich Gesamttag (day, evening, night) als Mischpegel aus 
Tag, Abend und Nacht

3) Lnight = Nachtlärmindex

Anzahl der belasteten Menschen, die 
in Isophonenflächen1) mit bestimmten 
Pegeln wohnen – Straßennetz

 Lärmindex Bereich in dB(A)

Anzahl der  

Belasteten

Lden
2) über 55 – 60 76.500

über 60 – 65 49.500
über 65 – 70 28.400
über 70 – 75 8.400

über 75 1.000

Lnight
3) über 50 – 55 57.500

über 55 – 60 33.500
über 60 – 65 11.700
über 65 – 70 900

über 70 400

Energie und Mobilität und Luft Lärm Boden und Flächen- Naherholung, Naturschutz, Wasser, Grundwasser, Abfall
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Die Reduzierung des Lärms und damit auch ein verträgli-
ches Nebeneinander unvermeidbarer Verkehre mit sen-
siblen Nutzungen ist seit vielen Jahren ein wichtiges 
Ziel der Landeshauptstadt Hannover und damit Inhalt 
vielfältiger bestehender Planungen. Als Beispiel seien 
hier die intensive Einbeziehung des Themas Lärm in die 
Bauleitplanung (Lärmvorsorge) zur vorausschauenden 
Konfliktvermeidung und die konsequente Förderung der 
umweltverträglichen Verkehrsarten des Umweltverbun-
des genannt.

EU-Umgebungslärmrichtlinie  
Mit der EU-Umgebungslärmrichtlinie 2002/49/EG und 
dem Gesetz zur Umsetzung der EG-Richtlinie über 
die Bewertung und Bekämpfung von Umgebungslärm 
(24.6.2005) wurden Vorschriften zur systematischen 
Erfassung von Lärmbelastungen und zur Erarbeitung 
von Perspektiven zur Lärmminderung erlassen. 

Nach der Zuständigkeitsverordnung der Niedersächsi-
schen Landesregierung vom 23. März 2007 ist die Lan-
deshauptstadt Hannover zuständig für die Kartierung 
des Straßen- und des Stadtbahnverkehrslärms sowie des 
Lärms der relevanten Gewerbebetriebe. Im Anschluss 
an die Lärmkartierung sind nach EU-Umgebungslärm-
richtlinie Planungen zu erstellen, die Maßnahmen zur 
Minderung der Lärmprobleme enthalten und mit Betei-
ligung der Öffentlichkeit erarbeitet werden sollen. Die 
Zuständigkeit für diese Planungen liegt für alle Lärmar-
ten ausschließlich bei der Stadt Hannover.

Die Stadt Hannover hat Lärmkarten und Betroffenen-
statistiken erarbeiten lassen. Unterschieden werden 
dabei die zwei Zeitbereiche Gesamttag (den – day, 
evening, night) als Mischpegel aus Tag, Abend und 
Nacht sowie Nacht (night). In den Lärmkarten werden 
die Lärmquellen Straßenverkehr, Schienenverkehr (nur 
Stadtbahn) und relevante Gewerbeanlagen flächenhaft 
für das Stadtgebiet dargestellt (vgl. www.hannover.de). 
Statistiken geben für diese Lärmquellen differenzierte 
Angaben zur Lärmbelastung (vgl. Seite 24).

Ergebnisse aus der Lärmkartierung 
und Betroffenenanalyse 
Die Hauptlärmquellen im Straßenverkehr sind erwar-
tungsgemäß die Bundesautobahnen (A2, A7, A37) und 
die bedeutenden Bundesstraßen (Schnellwege B3, B6, 
B65) sowie die eng angebauten innerstädtischen Haupt-
verkehrsstraßen. Im bebauten Bereich wirkt vielfach 
die Abschirmung durch Gebäude, sodass z. B. bereits 
im Blockinneren oder in geringer Entfernung von der 
Straße deutliche Minderungen zu erkennen sind. Sofern 
man die Erheblichkeitsschwellen für Lärmsanierungen 
des Bundes an Bundesfernstraßen und Schienenwe-
gen (70 dB(A) tags und 60 dB(A) nachts nach den Ver-
kehrslärmschutzrichtlinien – VLärmSchRL97) zur Grund-

lage nimmt, sind im Stadtgebiet rund 9.400 Menschen 
von straßenverkehrsbedingten Lärmwerten oberhalb 
eines Lärmpegels Lden von 70 dB(A) betroffen. 

Die Lärmbelastung durch die Stadtbahn beschränkt sich 
auf die oberirdischen Fahrstrecken der einzelnen Linien. 
Von Lärmwerten durch den Stadtbahnverkehr oberhalb 
von 70 dB(A) Lden sind etwa 2.400 Einwohner betroffen. 
Hier kann es allerdings zu Überschneidungen mit Be-
troffenen durch den Straßenverkehrslärm kommen, da 
oberirdische Stadtbahngleise häufig in Hauptverkehrs-
straßen liegen.

Mit der geplanten Übermittlung der Daten des Ballungs-
raumes Hannover für Straßenverkehr, Stadtbahn und 
Gewerbe über das niedersächsische Umweltministerium 
an die Europäische Union ist die erste Stufe der Um-
gebungslärmrichtlinie – die Lärmkartierung – für die 
Landeshauptstadt Hannover abgeschlossen.

Schallimmissionsplan 2007
Auf Basis der Lärmkartierung nach EU-Richtlinie wurden 
die Lärmkarten des „Schallimmissionsplanes 2000 Han-
nover“ für den Straßenverkehr und für den Stadtbahnver-
kehr auf den Stand 2007 aktualisiert. Diese aktualisierten 
Lärmkarten basieren auf den anerkannten Berechnungs-
verfahren und erlauben eine Vergleichbarkeit der Er-
gebnisse mit den national vorgeschriebenen Grenz- und 
Orientierungswerten (z. B. nach Verkehrslärmschutzver-
ordnung, DIN 18005 – Schallschutz im Städtebau oder TA 
Lärm). Die aktuell gewonnenen Lärmkarten des Schall-
immissionsplanes für das Jahr 2007 können künftig auch 
für die schalltechnische Einschätzung von Vorhaben der 
Bauleitplanung herangezogen werden und sollen auch die 
Grundlage für die jetzt zu entwickelnden Perspektiven zur 
Lärmminderung sein.

Planungen zur Lärmminderung
Nach § 47d Bundesimmissionsschutzgesetz (BImSchG) 
ist die Stadt Hannover als zuständige Behörde im An-
schluss an die Lärmkartierung verpflichtet, Planungen 
zur Lärmminderung aufzustellen. Ziel ist es, die Einwoh-
nerinnen und Einwohner vor hohen Lärmimmissionen zu 
schützen und eine Zunahme des Lärms zu vermeiden. Die 
jeweiligen Vorgehensweisen sind nach § 47d BImSchG  
grundsätzlich in das Ermessen der zuständigen Behör-
den gestellt und erfordern in jedem Einzelfall eine ge-
naue Analyse der jeweiligen Situation.

Die bestehenden und letztlich gesamtstädtisch wirksa-
men Planungen sollen Bestandteil der nun zu erstellen-
den Planungen zur Lärmminderung werden. In diesem 
Zusammenhang sind auch die Lärm mindernden Wir-
kungen von Maßnahmen aus vorliegenden Konzepten 
wie dem Luftreinhalteplan zu prüfen.

Projekte und Maßnahmen 
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Boden und 
Flächeninanspruchnahme
Indikatoren
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       und Abwasser

Flächennutzung
Flächen nach Nutzungsarten als Anteile an 
der gesamten Stadtfläche in Prozent und in 
Hektar

Zur Siedlungs- und Verkehrsfläche zählen die Gebäude- 
und Betriebsflächen, die Erholungs- und Friedhofsflä-
chen sowie die Verkehrsflächen. Diese hatte in Hanno-
ver im Jahr 2007 mit 13.861 Hektar einen Anteil von 
etwa 68 % an der gesamten Stadtfläche.

Wiedernutzung  
von Brachflächen
Anzahl und Größe der wiedergenutzten 
Brachflächen (in Siedlungsgebieten) bezo-
gen auf die Gesamtgröße aller Brachflächen 
in Hektar 

Die Wiedernutzung von Brachflächen leistet einen we-
sentlichen Beitrag zu einer flächenschonenden Sied-
lungsentwicklung. Deutlich wird die positive Entwick-
lung der Wiedernutzung von Brachflächen besonders 
seit 1997. Der drastische Anstieg der Brachen zwischen 
1992 und 1997 ist durch die Aufgabe der Kasernen-
standorte und zahlreicher Bahnflächen zu erklären.

Flächen nach Nutzungsarten als
Anteile an der gesamten Stadtfläche (2007)

Gebäude- und Betriebsflächen

Erholungs- und Friedhofsflächen

Verkehrsflächen

Wald

sonstige Flächen

landwirtschaftliche Flächen

Gewässerflächen

Flächen nach Nutzungsarten in Hektar
 1992 1995 2000 2004 2006 2007

Gesamtfläche Stadtgebiet 20408 20408 20407 20401 20414 20.414
Gebäude- und Betriebsflächen 7303 7410 7646 7724 7738 7729

Erholungs- und Friedhofsflächen 2816 2806 2884 2905 2920 2864
Verkehrsflächen 3070 3112 3216 3267 3258 3267

Gewässerflächen 669 673 697 706 715 719
Wald 2274 2305 2294 2279 2286 2369

Landwirtschaftliche Flächen 3624 3466 3097 2964 2932 2902
sonstige Flächen 652 636 574 555 564 563

Datengrundlage bis 2006 Flächennutzungsplan-Bilanz der Landeshauptstadt Hannover, ab 2006 ALK-Nutzung (ALK = Automatisierte Liegenschaftskarte)

Wiedernutzung von Brachflächen
und Brachflächenbestand
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Bestand in ha zum Erhebungszeitpunkt
Neu brachgefallen in ha gegenüber Vorerhebung
Flächenanzahl des Gesamtbestands
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Bundesweit nimmt die Fläche für Siedlung und Verkehr 
um 113 Hektar pro Tag zu, das sind mehr als 10 Qua-
dratmeter pro Sekunde. Hierdurch gehen zwangsläufig 
wertvolle Flächen für Natur und Landwirtschaft verlo-
ren. Die Bundesregierung beschloss daher in ihrer Nati-
onalen Nachhaltigkeitsstrategie, die Inanspruchnahme 
solcher Flächen bis zum Jahr 2020 auf 30 Hektar pro 
Tag zu begrenzen. Dieses ambitionierte Ziel ist nur mit 
Unterstützung aller Kommunen zu erreichen. Die Stadt 
Hannover ist auf verschiedenen Ebenen aktiv.

Wiedernutzung von Brachflächen 

Als Alternative zum „Bauen auf der Grünen Wiese“ ist 
die Wiedernutzung brachgefallener Gewerbestandorte, 
Bahnflächen und Kasernen ein wesentlicher Bestand-
teil nachhaltiger Stadtentwicklung. Dafür stehen rund 
210 Hektar Gesamtfläche auf 62 Grundstücken zur 
Verfügung. Für die meisten Flächen bestehen bereits 
Baurechte, sodass grundsätzlich eine zügige Wieder-
nutzung für gewerbliche Zwecke möglich ist. Erst bei 
Nutzungsänderungen müssen Bauleitplanverfahren 
durchgeführt werden. Dies trifft für mehr als die Hälfte 
der Brachflächen zu. Die Erfahrungen der letzten Jahre 
haben gezeigt, dass es immer wieder gelingt, brachge-
fallene Flächen auch für höherwertige Nutzungen auf-
zubereiten und z. B. für Wohnen und Dienstleistungen 
zu vermarkten. 

Ungünstig gelegene Brachflächen, insbesondere wenn 
sie schadstoffbelastet sind oder andere vermarktungs-
relevante Nachteile, z. B. komplizierte Eigentums-
verhältnisse aufweisen, sind jedoch nur mit großen 
Schwierigkeiten einer Wiedernutzung zuzuführen. In 
solchen Fällen sind besondere planerische Strategien 
und ökonomische Instrumente erforderlich, an deren 
Entwicklung sich die Stadt Hannover derzeit als Modell-
kommune beteiligt. 

Nachhaltiges  
Flächenmanagement Hannover

Mit dem Ziel, Brachflächen mit Hilfe einer innovativen Fi-
nanzierungstechnik zu mobilisieren, ist das Forschungs-
vorhaben „Nachhaltiges Flächenmanagement Hannover 
(NFM-H)“ angetreten. Am Beispiel der Stadt Hannover 
wird ein Fonds-Modell entwickelt und untersucht, ob es 
durch ein professionelles Projekt-, Finanz- und Risiko-
management gelingen kann, Brachen zu sanieren und 
zu vermarkten. Neben dem Finanzierungsmodell wird 
im Rahmen des Forschungsvorhabens das vorhandene 
Brachflächenkataster zu einem Brachflächeninformati-
onssystem ausgebaut, denn je mehr über die Reserven 
der Innenentwicklung bekannt ist, umso besser und 
angemessener kann auch die Siedlungsentwicklung 
gesteuert werden. Das Projekt mit dreijähriger Laufzeit 
(2006 bis 2009) wurde im Rahmen der Förderinitiative 
REFINA1 initiiert. Forschungspartner sind die Landes-
hauptstadt Hannover, die Leuphana Universität Lüne-
burg und das ECOLOG-Institut für sozial-ökologische 
Forschung und Bildung gGmbH. Weitere Informationen 
zum Projekt NFM-H finden sich unter www.flaechen-
fonds.de 

Brachfläche im Gewerbegebiet am Lindener Hafen

1 Der Förderschwerpunkt „Forschung für die Reduzierung der Flächeninanspruchnahme und ein nachhaltiges Flächenmanagement (REFINA)“ des Bundes-
ministeriums für Bildung und Forschung ist Teil der Nationalen Nachhaltigkeitsstrategie der Bundesregierung (vgl. www.refina-info.de).

Auf einer Bahnbrache am Möhringsberg ist neben attraktivem Wohnraum auch ein Stadtteilpark für den 
dichten gründerzeitlichen Stadtteil Nordstadt entstanden.
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Brachflächenrecycling  
am Beispiel Conti-Limmer  
und Wissenschaftspark

Ein spezielles Thema beim Brachflächenrecycling ist 
der Umgang mit Schadstoffbelastungen von Boden und 
Grundwasser. Zwei große Herausforderungen hinsicht-
lich Komplexität und Schadstoffpotential sind die bei-
den Projekte „Conti Limmer“ und „Wissenschaftspark“. 
Die Nutzbarmachung des ehemaligen Werksgeländes 
der Continental AG in Hannover-Limmer dient 
der Gewinnung von Bauflächen für die Wohnnutzung. 
Durch die jahrzehntelange industrielle Nutzung sind 
weite Bereiche des fast 20 Hektar großen Geländes un-
terschiedlich mit Schadstoffen belastet. Zur Bewertung 
der Altlastensituation sind im Laufe der letzten Jahre di-
verse Boden- und Grundwasseruntersuchungen durch-
geführt worden. Seit kurzem liegt darüber hinaus ein 
Bodensanierungsplan vor. Das Sanierungskonzept sieht 
die Entnahme von Schadstoffherden mit anschließender 
Profilierung des Geländes sowie die Übererdung der pro-
filierten Geländeoberfläche mit einem mehrschichtigen 
Bodenaufbau vor. Nach Abschluss dieser aufwendigen 
Sanierungsmaßnahmen wird das Gelände so herge-
stellt sein, dass es einerseits den umweltrechtlichen 
Anforderungen sowie andererseits den Anforderungen 
an gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse genügt und 
im Rahmen des zugrunde liegenden Nutzungskonzeptes 
(Wohnen, Gewerbe) uneingeschränkt genutzt werden 
kann.

Das Projekt Wissenschaf tspark dient der Nutzbar-
machung einer Brachfläche von rund 45 Hektar für eine 
künftige gewerbliche Nutzung. Vorgesehen sind Ansied-
lungen von Betrieben aus Wissenschaft und Forschung. 
Die Flächen gehörten zu einem Industriestandort der 
Akkumulatorenproduktion und sind mit Schwermetallen 
belastet. Die Schwermetallbelastungen konzentrieren 
sich im Bereich eines Bachlaufs, der mit der Sanierung 
naturnah gestaltet werden soll. Auch für dieses Projekt 
wird ein Sanierungsplan erarbeitet, der eine externe Ent-
sorgung der höchstbelasteten Böden und den teilweisen 
Verbleib von geringer belasteten Böden auf dem Gelän-
de vorsieht. Da diese Flächen künftig als Grünflächen 
genutzt werden, können andere Bewertungsmaßstäbe 
als bei einer künftigen Wohnnutzung angelegt werden.

Vorsorgender Bodenschutz  
in Planungsvorhaben 

Trotz aller Anstrengungen bei der Wiedernutzung von 
Brachflächen wird es auch künftig nicht zu vermeiden 
sein, dass bislang unversiegelte Böden überbaut wer-
den. Im Abwägungsprozess zwischen Umweltbelangen 
und Planungsvorhaben steht dem Boden ein gleichrangi-
ger Stellenwert wie den Umweltmedien Luft und Wasser 
zu. Besonderes Augenmerk gilt daher schutzwürdigen 
Böden und dem Erhalt ihrer natürlichen Funktionen. Für 
Planungsvorhaben befindet sich ein speziell an den han-
noverschen Gegebenheiten ausgerichtetes Verfahren 
zum vorsorgenden Bodenschutz in Entwicklung, das in 
den kommenden Jahren auch in digitaler Form zur Ver-
fügung gestellt werden soll.

Der Podsol – Boden des Jahres 2007
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Brachflächenrecycling auf dem ehemaligen Werksgelände der Continental AG
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Programm  
„Maßnahmen an Altablagerungen 
aus Abfallgebühren“

Im Stadtgebiet sind rund 230 Altablagerungen bekannt, 
die seit Ende der achtziger Jahre systematisch erfasst, 
erkundet und bei Bedarf saniert und überwacht werden. 
Nach dem Niedersächsischen Abfallgesetz können sol-
che Maßnahmen im Sinne eines Generationenvertrags 
unter ganz bestimmten Voraussetzungen aus Abfallge-
bühren finanziert werden. Ziel ist es, die notwendigen 
Untersuchungen und Gefahrenabwehrmaßnahmen 
durchzuführen und Umweltrisiken durch Schadstoffe in 
Boden und Grundwasser zu vermindern. Von 1997 bis 
1999 wurden für 4,6 Millionen Euro zahlreiche Spielplät-
ze und Kleingärten auf Altablagerungen untersucht und 
saniert sowie die ehemalige Deponie Bemerode durch 
Abdeckung und Gasdränage gesichert.

Auf Grundlage eines Ratsbeschlusses vom 16. De-
zember 1999 führt die Stadt seit 2000 und die Region 
seit 2004 das Finanzierungsprogramm mit einem Mit-
telansatz von bisher rund sechs Millionen Euro fort. Im 
Stadtgebiet sind auf diese Weise 55 Altablagerungen 
abschließend bearbeitet worden; in fünf Fällen mussten 
Bodensanierungen durchgeführt werden. An weiteren 
drei Altablagerungen sind in den kommenden Jahren 
Grundwasserkontrollen notwendig. Am Lindener Berg 
läuft seit Herbst 2007 eine Detailuntersuchung zur 
Grundwassergefährdung. Im Rahmen des Programms 
sind alle derzeit bekannten stadteigenen Flächen mit 
Altablagerungen berücksichtigt worden. Die Aufwen-
dungen für Altablagerungen im Stadtgebiet betrugen 
bisher 3,3 Millionen Euro.

Ökologisches Bodenmanagement

Bei Baumaßnahmen fallen oft große Mengen Bodenaus-
hub an, die vor Ort nicht wieder verwertet werden kön-
nen. Sehr oft wird dieses Aushubmaterial anschließend 
ohne einen Nutzen auf Deponien entsorgt. Dadurch 
wird sowohl wertvolles Bodenmaterial einer sinnvol-
leren Nutzung entzogen wie auch knapp bemessener 
Deponieraum verschwendet.
 
Ziel eines Bodenmanagements ist es, die Ressource 
Bodenaushub ökologisch sinnvoll und möglichst in 
der Nähe des Herkunftsortes zu verwerten. Dabei sol-
len möglichst kurze Transportwege zur Verringerung 
des Kraftstoffverbrauchs – und damit verbunden der 
CO2-Emissionen – beitragen. Bodenaushub ist Rohstoff 
und wird bei geeigneter Qualität beispielsweise für Re-
kultivierungsmaßnahmen oder im Landschaftsbau (z. B. 
Lärmschutzwälle) eingesetzt.

Das ökologische Bodenmanagement der Landeshaupt-
stadt Hannover wurde im Zuge der Planungen für die 
EXPO 2000 gegründet und wird seitdem als Dienstleis-
tung stadtweit angeboten. 

Mit den Erfahrungen aus dem ökologischen Bodenma-
nagement wurde im Jahre 2000 die städtische Betei-
ligungsgesellschaft GENAMO mbH (Gesellschaft zur 
Entwicklung des Naherholungsgebietes Misburg-Ost) 
gegründet. Aufgabe dieser Gesellschaft ist es, durch 
die Verwertung von Bodenmaterial in ehemaligen Ab-
baubereichen der Zementindustrie, die wirtschaftlichen 
Voraussetzungen zur Entwicklung eines Gebietes für 
Naherholung und Naturschutz in Hannover-Misburg zu 
schaffen. Die GENAMO mbH ist ein klassisches public-
private-partnership Projekt, in dem die öffentliche Hand 
(Landeshauptstadt Hannover) und die Industrie (Teu-
tonia Zementwerk AG) unterschiedliche Interessen in 
einem gemeinsamen Ziel zusammenführen. 

Mit den Einnahmen aus der Bodenverwertung konnten 
so bereits mehrere Naherholungs- und Naturschutzpro-
jekte realisiert werden.

Nutzung des Bodenaushubs für den Bau von Lärmschutzwällen
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Naherholung, Naturschutz, 
Land- und Forstwirtschaft
Indikatoren

Energie und Mobilität und Luft Lärm Boden und Flächen- Naherholung, Naturschutz, Wasser, Grundwasser, Abfall

Klimaschutz Verkehr   inanspruchnahme Land- und Forstwirtschaft Oberflächengewässer

       und Abwasser

Grün- und Freiflächen
Größe in ha in % der  

Stadtfläche

m²/Einwohner

Öffentliche Parks und Gärten 168,5 0,83  3,25
Herrenhäuser Gärten 116,0 0,57  2,24

Sonstige öffentliche Grünflächen (Grünzüge,  
Grünverbindungen, Naherholungsgebiete, Wälder,  

landwirtschaftlich genutzte Flächen (Eigentum Stadt)

1017,0 4,98 19,63

Spielplätze, Spielparks 94,4 0,46  1,82
Verkehrsgrünfläche 220,5 1,08  4,25

Freiflächen an öffentlichen Gebäuden 149,0 0,73  2,88
Friedhöfe 282,8 1,39  5,46

Botanische, zoologische Gärten, Sondergärten  
(z. B. Zoo, Berggarten, Schulbiologiezentrum)

41,0 0,20  0,79

Wälder (städtisch, staatlich und privat)  2369 11,60 45,72
Landwirtschaftliche Flächen

      davon Äcker
      davon Wiesen, Weiden

 2902
    2083

        645

14,22
10,21

3,16

56,01
40,21
12,45

Moore 138 0,68  2,67
Wasserflächen 719 3,52 13,88

Kleingärten 1044 5,11 20,15
Sportflächen 294 1,44 5,68

Stand 2007, Bezug: Größe des Stadtgebietes 20.414 ha; amtliche Einwohnerzahl (Bevölkerung am Ort der Hauptwohnung): 518.154 (30.11.2007)

Landwirtschaftlich genutzte Flächen (2007)

2083 haAcker
Grünland
Sonstige
(Garten, Brache, u. a.)

174 ha

645 ha

Grün- und Freiflächen 
Größe der Grün- und Freiflächen in Hektar, 
Prozent der Stadtfläche und bezogen auf die 
Einwohner in m²/Einwohner

Landwirtschaftsfläche
Größe der landwirtschaftlich genutzten  
Flächen in Hektar und Prozent

Bei den landwirtschaftlichen Flächen (14,2 %) hat sich 
das Verhältnis von Acker zu Grünland zugunsten des 
Grünlandes verschoben. Davon hat insbesondere das 
Extensivgrünland profitiert, das sich (nach eigener Er-
hebung des Fachbereiches Umwelt und Stadtgrün) auf 
342 ha von insgesamt 645 ha Grünland erhöht hat. Wei-
terhin werden von der gesamten Landwirtschaftsfläche 
rund 120 ha ökologisch bewirtschaftet.

Hannover ist als Stadt der Gärten national und interna-
tional zu einem Begriff geworden. Pro Einwohner stehen 
29,4 m² Grünfläche, 1,8 m² Spielfläche, 45,7 m² Wald 
und 20,1 m² Kleingartenanlagen zur Verfügung. Ziel der 
Stadt Hannover ist es, die Freiraumqualität in den Stadt-
teilen zu erhalten und zu entwickeln. Dazu werden die 
Grünflächen in den Wohnbereichen mit einer Reihe von 
Programmen aufgewertet.
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Geschützte 
Landschaftsbestandteile
Größe und Anteil der Fläche von  
Landschaftsschutzgebieten und  
Naturschutzgebieten in Hektar und Prozent

Die Ausweisung von Landschaftsschutzgebieten soll 
landschaftlich und biologisch wertvolle Gebiete für die 
Erholung der Menschen und die Erhaltung der heimi-
schen Tier- und Pflanzenwelt langfristig sichern. Heute 
stehen rund 4.015 ha, das sind knapp 20 % der städti-
schen Flächen, als Landschaftsschutzgebiete, 216 ha als 
Naturschutzgebiete und etwa 500 besonders geschützte 
Biotope unter Schutz. Der leichte Rückgang der Fläche 
bei den Landschaftsschutzgebieten entstand durch eine 
Neuabgrenzung bei einem der insgesamt 17 Gebiete. 
Durch die Satzung zum Schutz der Eilenriede sind seit 
1956 etwa 650 ha eines der wertvollsten Stadtwälder im 
Bundesgebiet vor Inanspruchnahme gesichert. 

Entwicklung des Straßenbaumbestandes in Hannover

1990 1995 2000 2005 2006 2007
Baumbestand1) 32320 34650 35606 42870 43463 44185

Neupflanzungen 882 336 1553 405 736 482
Fällungen 275 240 133 487 515 356

Nettozuwachs 607 96 1420 -82 221 126

1) Baumbestand beinhaltet alle im Baumkataster erfassten Bäume. Die Veränderung dieser Zahl im Vergleich zum Vorjahr ergibt 
sich aus den Neupflanzungen und Fällungen. Neupflanzungen werden oft erst 1-2 Jahre nach der Pflanzung übergeben und ins 
Baumkataster aufgenommen, daher werden diese Werte ggf. noch aktualiert und entsprechen nicht denen in älteren Veröffent-
lichungen. Dadurch ergeben sich für zurückliegende Jahre andere, aber genauere Angaben zur Zahl der Neupflanzungen.

Baumpatenschaften
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Straßenbäume
Anzahl der Straßenbäume

Seit 1990 hat sich die Zahl der Straßenbäume auf 44.185 
Straßenbäume (2007) erhöht. Rund 9 % der Bäume sind 
älter als 75 Jahre, 39,8 % des Bestandes sind jünger als 
25 Jahre. Zwischen 1990 und 2007 sind 6.150 Bäume 
aus Verkehrssicherungsgründen gefällt worden oder bei 

Baumpatenschaften
Anzahl der Bürgerinnen und Bürger, die 
Baumpatenschaften übernommen haben, 
und Anzahl der betreuten Bäume

Seit 1981 gibt es in Hannover die Möglichkeit, Baumpa-
tenschaften zu übernehmen und somit einen wichtigen 
Beitrag zur Pflege und Erhaltung des wertvollen Baumbe-
standes in der Stadt zu leisten. Teilweise, wenn es mög-
lich war, haben BaumpatInnen die Baumscheibe ihres 
Baumes bepflanzt. Im Jahr 2007 gab es 360 BaumpatIn-
nen, die 545 Bäume betreuen. 308 Baumscheiben waren 
mit Sommerblumen, Stauden oder Rosen unterpflanzt.

der Überprüfung des Katasters gelöscht worden, da es 
sich nicht um Straßenbäume handelte. Im gleichen Zeit-
raum wurden aber 13.905 Straßenbäume neu gepflanzt, 
sodass sich für diesen Zeitraum ein Nettozuwachs von 
7.755 Bäumen ergab. Vertreten sind 238 Baumarten und 
-sorten, am häufigsten Linde (26,9 %), Eiche (20,7 %) 
und Ahorn (13,3 %).
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Projekte und Maßnahmen
Unbebaute Flächen und unterschiedliche Landschafts-
elemente wie Äcker, Wiesen und Wälder, naturnahe Ba-
degewässer, Moore und Brachen, aber auch öffentliche 
Gärten und Parks, Grünflächen, Spiel- und Sportplätze, 
Kleingärten und Friedhöfe sind wohnungsnahe Erho-
lungsräume und haben wichtige Funktionen für eine 
nachhaltige Stadtentwicklung. In Hannover machen 
diese Flächen fast 50 Prozent des Stadtgebietes aus. 
Die Sicherung dieser Freiraumqualität, die Pflege und 
Entwicklung der Landschaftsräume sowie die natur- und 
umweltverträgliche Bewirtschaftung dieser Flächen 
sind wichtige nachhaltige Ziele des Hannover plusZehn 
Programms. 

Hannover: Platz zwei als 
Bundeshauptstadt im Naturschutz

Hannover hat unter 115 Städten in Deutschland nach 
Heidelberg den zweiten Platz beim Wettbewerb „Bun-
deshauptstadt im Naturschutz“ belegt. Wirtschafts- und 
Umweltdezernent Hans Mönninghoff nahm den Preis im 
Oktober 2007 in Berlin entgegen. Mit der Auszeichnung 
stellt die Jury - der unter anderem die deutschen Natur-
schutzverbände und der Deutsche Städtetag angehör-
ten – Hannover ein besonders gutes Zeugnis aus.

Die Eilenriede wurde als bedeutendster citynaher Stadt-
wald Europas hervorgehoben und mit 14 Parkanlagen im 
Citybereich und weiteren acht in der näheren Umgebung 
hat Hannover die höchste Parkdichte aller deutschen 
Großstädte.

Vorbildlich abgeschnitten hat Hannover in den The-
menbereichen kommunale Grünflächen, Schutzgebiete, 
Land- und Forstwirtschaft sowie Öffentlichkeitsarbeit 
und Umweltbildung. Besonders gelobt wurde Hannover 

für den Kinderwald, den Grünen Ring, das landwirtschaft-
liche Modellprojekt am Kronsberg, den Innenhof- und 
Wohnumfeldwettbewerb, die Waldstation Eilenriede und 
die Breite und Nasse Wiese in Misburg/Anderten, sowie 
für die langfristig angelegten nachhaltigen Programme 
und das gute Zusammenwirken von Naturschutz und 
Erholung auf kommunalen Grünflächen.

An dem Wettbewerb, der erstmals im Jahr 2007 durch-
geführt wurde und unter der Schirmherrschaft des 
Bundesumweltministers Sigmar Gabriel stand, waren 
von den insgesamt 115 teilnehmenden Städten und 
Gemeinden 32 in der Teilnehmerklasse über 100.000 
Einwohner. Er wurde von der Deutschen Umwelthilfe 
(DUH) ausgerichtet und von zahlreichen Naturschutz-
organisationen und kommunalen Spitzenverbänden 
unterstützt.

Sonderprogramm zur  
ökologischen Aufwertung von 
Spielplätzen und Schulhöfen

Mit der politischen Initiative „Sonderprogramm zur öko-
logischen Aufwertung von Schulhöfen und Spielplätzen“ 
ist ein sehr wirksames Instrument entwickelt worden, 
vorhandene Spielflächen unter ökologischen Gesichts-
punkten zu verbessern, für die Kinder und Jugendlichen 
attraktiver zu machen und diese am Planungsprozess aktiv 
zu beteiligen. Das Programm wurde von der Politik 1998 
beschlossen und war zunächst für zwei Jahre geplant. Die 
Erfahrungen der Jahre 1998/99 waren so ermutigend, 
dass das Sonderprogramm auch für die nachfolgenden 
Jahre von Jahr zu Jahr beschlossen wurde.

Die intensive Zusammenarbeit aller daran Beteiligten, 
wie zum Beispiel Kinder, Eltern und Schulen, Vereine und 
Initiativen, Politik und Verwaltung, ist ein Zeichen dafür, 
dass diese Projektform zeitgemäß und zukunftsweisend 
ist. Für die Gestaltung der Spielflächen sind nicht nur 
die Wünsche der Kinder und Jugendlichen von Bedeu-
tung, sondern auch die ökologische Unbedenklichkeit 
des Untergrundes und der Baustoffe, die Langlebigkeit 
der Ausstattung, möglichst geringe Pflegekosten und 
die Recyclingfähigkeit der Materialien.
 
Der finanzielle Ansatz basiert auf der Grundlage 0,5 Euro 
pro Einwohner und Jahr zuzüglich Planungs- und Beteili-
gungskosten. Die Stadtbezirksräte haben das Programm 
bisher zusätzlich finanziell unterstützt. Außerdem finden 
immer wieder Kontakte zu Wohnungsbaugesellschaften 
und Firmen statt, die für eine Mitwirkung oder finanzi-
elle Beteiligung gewonnen werden können. So konnten 
seit 1998 etwa 158 Spielplätze und Schulhöfe zum Teil 
oder komplett erneuert werden. Preisverleihung an den Wirtschafts- und Umweltdezernenten Hans Mönninghoff  

durch Prof. Dr. Harald Kächele (Deutsche Umwelthilfe)

Energie und Mobilität und Luft Lärm Boden und Flächen- Naherholung, Naturschutz, Wasser, Grundwasser, Abfall

Klimaschutz Verkehr   inanspruchnahme Land- und Forstwirtschaft Oberflächengewässer

       und Abwasser
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Spielplatzpaten

Ehrenamtliche SpielplatzpatInnen sind Ansprechpartner 
für Nutzer und Nutzerinnen des Spielplatzes und leiten 
Informationen über Schäden an Geräten und Bepflanzun-
gen sowie missbräuchliche Nutzung an den Fachbereich 
Umwelt und Stadtgrün weiter. Seit Wiederbelebung der 
Patenschaften in 2001 konnten erfolgreich neue PatInnen 
geworben werden. Von zunächst rund 30 Patenschaften 
in 2001 stieg die Anzahl der Patenschaften in den Fol-
gejahren kontinuierlich an. In den letzten Jahren ist nur 
noch ein leichter Anstieg in der Gesamtzahl der Paten-
schaften festzustellen, da diese auch wieder abgegeben 
werden, wenn die Kinder der Paten und Patinnen aus dem 
Spielplatzalter herauswachsen. Positiv anzumerken ist, 
dass einige dieser PatInnen neue Personen werben, die 
die Patenschaft weiterführen. Im Jahre 2007 wurden 
50 Spielplätze im Stadtgebiet von insgesamt 66 Spiel-
platzpatInnen betreut. Bei jährlichen Treffen aller Spiel-
platzpatInnen können Erfahrungen und Informationen 
ausgetauscht werden.

Naherholung per Rad –  
Grüner Ring und Julius-Trip-Ring

Der „Grüne“ Ring ist ein 160 km langer Weg für Radfah-
rer und Fußgänger, der die offenen Landschaftsräume 
am Stadtrand von Hannover miteinander verbindet. Der 
80 km lange Basisring sowie die Umlandschleifen nach 
Garbsen, Sehnde/Laatzen und Ronnenberg/Gehrden 
sind eng mit dem vorhandenen Freizeitwegenetz ver-
knüpft, so dass er von den Wohngebieten aus gut zu 
erreichen ist. Im Jahr 2008 feiert der Grüne Ring sein 
zehnjähriges Bestehen mit einer besonderen Jubiläums-
veranstaltung.

Das vorhandene Radwegeangebot in Hannover wird seit 
April 2008 durch den 25 Kilometer langen Radrund-
weg mit dem Namen „Julius-Trip-Ring“ ergänzt. Der 

Radrundweg setzt einen Schwerpunkt für Familien mit 
großen und kleinen Kindern, die Fahrrad fahren und 
sich stadtnah erholen möchten. Der mit Plaketten ver-
sehene Radweg führt einmal um die City herum und 
verbindet den Maschsee, die Flussufer von Leine und 
Ihme mit Herrenhausen, spannt den Bogen im Norden 
an Kleingärten vorbei zur Eilenriede und zurück zum 
Strandbad. Eine kostenlos erhältliche Radwegekarte 
mit Darstellung des Streckenverlaufs und Erläuterun-
gen zu Naherholungszielen entlang des Weges ergänzt 
das Angebot. 

Julius Trip (1857 – 1907) war in der Zeit von 1890 bis 
1907 erster Stadt-Gartendirektor von Hannover. Er 
begründete mit seinem Amt eine eigenständige Gar-
tenverwaltung, die bis heute Bestand hat. Während 
seiner Amtszeit schuf Julius Trip zahlreiche neue Gar-
tenanlagen unterschiedlicher Art (Stadtplätze, Parkan-
lagen (z. B. Maschpark, Vordere Eilenriede), Friedhöfe, 
Spiel- und Sportplätze) und setzte sich umfassend für 
die Pflege und Entwicklung des gesamten städtischen 
Grüns ein. Wenn Hannover sich heute selbstbewusst 
als eine „Stadt der Gärten“ bezeichnen kann, ist dieses 
nicht zuletzt auf den dafür prägenden Einfluss von Julius 
Trip zurückzuführen. Der neue Radweg um Hannovers 
Innenstadt will an seine Arbeit erinnern und die seit sei-
nem Wirken entstandenen vielfältigen Grünqualitäten 
Hannovers erlebbar machen. 

Narzissen im Verkehrsgrün  
und Geophyten-Programm 

1991 mit „Lasst 100 Zwiebeln blühen“ begonnen und als 
„Hannover blüht auf“ in den Folgejahren kontinuierlich  
fortgesetzt, werden jedes Jahr im Herbst zehntausende 
von Blumenzwiebeln entlang der Straßen und in Park-
anlagen und Grünverbindungen gesetzt. Bisher wurden 
rund 600.000 frühjahrsblühende Zwiebeln, meist groß-
kronige Narzissen, aber auch Anemonen oder Scilla 
gesetzt. Im Verkehrsgrün werden besonders robuste 
Narzissen-Sorten verwendet. 

Kinderspielplatz Große Barlinge

Der „Julius-Trip Ring“ verbindet die verschiedenen  
Naherholungsgebiete um die City von Hannover 
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Seit 2006 werden diese Pflanzungen mit dem Geo-
phyten-Programm um jährlich rund 115.000 Zwiebeln 
pflegeleichter verwildernder Arten und Sorten ergänzt. 
Das Programm setzt gezielt auf die Aufwertung beson-
derer Orte, die mit einer bewussten Auswahl einen un-
verwechselbaren Charakter erhalten sollen. Begonnen 
wurde in 2006 im Hinüberschen Garten, im Wiehberg-
park und Von-Alten-Garten, an der Maschseequelle und 
am Deisterkreisel. 2007 folgten Maschsee-Westufer, 
Vierthaler Teich, Beuermannstraße, Hermann-Löns-
Park und die offen gelassenen historischen Friedhöfe. 
Projektiert für 2008 sind Pflanzungen auf den Flächen 
um das Congresszentrum, im Stadtpark sowie kleine-
re Projekte in den Stadtteilen. Das Programm setzt 
vor allem auf die verwildernden Arten, die sich weiter 
ausbreiten: Narzissen, Krokusse, Traubenhyazinthen, 
Blausternsorten, niedrige Anemonen, Hundszahn und 
Schneeglöckchen.  

Zum Einwerben von Sponsorenmitteln und zur  Motivati-
on für eigene Pflanzungen ist zurzeit ein Flyer in Vorberei-
tung, der über Standorte, Kulturhinweise und besondere 
Sortenempfehlungen Auskunft geben soll. Der Flyer wird 
voraussichtlich Ende 2008 veröffentlicht werden.

Biodiversitätsprogramm 

Die Stadt Hannover hat in ihrem Programm „Hanno-
ver plusZehn – Arbeiten für eine junge und innovative 
Stadt 2005 – 2015“ mit dem Ziel „Erhalt der Qualität 
der Landschaftsräume und Sicherung der Artenvielfalt“ 
das Thema Förderung der Biodiversität als wichtiges 
Entwicklungsziel aufgegriffen und zur Konkretisierung 
dieses Ziels ein Konzept erstellt.

Im so genannten „Biodiversitätsprogramm“ werden die 
direkten Maßnahmen zur Verbesserung der Biodiversität 
im Stadtgebiet dargestellt sowie die Maßnahmen zur 
Umweltbildung und Öffentlichkeitsarbeit, die den Men-
schen direkte Begegnungen mit Tieren und Pflanzen 
ermöglichen. Unter „Biodiversität“ bzw. „biologischer 
Vielfalt“ versteht man die Vielfalt des Lebens auf un-
serem Planeten, von der genetischen Vielfalt über die 
Artenvielfalt bis hin zur Vielfalt der Ökosysteme.

Die vorgeschlagenen Maßnahmen reichen von speziellen 
Schutzmaßnahmen und Hilfsprogrammen für einzelne 
Tier- und Pflanzenarten über den Erhalt der genetischen 
Vielfalt (Beispiel Regiosaatgut) bis hin zur Erhaltung und 
Förderung der Lebensraumvielfalt durch umfassende 
Bewirtschaftungs- und Entwicklungskonzepte für die 
grünen Freiräume der Stadt. Diese Ziele werden u. a. mit 
der FSC-Zertifizierung für die städtischen Wälder, mit 
dem Maßnahmenprogramm zur Entwicklung der Land-
schaftsräume und mit dem Landwirtschaftsprogramm 
schon seit Jahren verfolgt. „Nachhaltige Nutzung“ und 
„mehr Wildnis wagen“ sind dabei Leitgedanken auch 
für zukünftige Maßnahmen und Projekte, sei es bei der 

Pflege von innerstädtischen Grünflächen oder bei der 
Pflege und Entwicklung von Landschaftsräumen. 

Das Projekt will zur weiteren Vernetzung und Kooperation 
der bereits jetzt schon aktiven haupt- und ehrenamtlich 
arbeitenden Personen, Verbände, Initiativen u. a. beitra-
gen und neue Akteure zum Mitmachen motivieren. Auch 
hierfür gibt es schon gute Beispiele (Kinderwald Hannover, 
Waldstation Eilenriede u. a.), die in möglichst viele Orte im 
direkten Wohn- und Lebensumfeld der Kinder und Famili-
en in den Stadtteilen übertragen werden sollten.

Landwirtschaft in der Stadt

Gerade im Ballungsraum erfüllen die noch vorhande-
nen Landwirtschaftsflächen und landwirtschaftlichen 
Betriebe vielfältige soziale und ökologische Funktionen. 
Die Stadt ist an ihrer Erhaltung interessiert und stellt 
im Landwirtschaftsprogramm Hannover dar, welche Be-
deutung die relativ großen landwirtschaftlichen Areale 
in der Stadt für Freiraumsicherung, Erholung und für den 
Naturschutz haben. Darüber hinaus beschreibt das Pro-
gramm die Ziele und Handlungsansätze, mit denen die 
Stadt diese Areale sichern und die dort wirtschaftenden 
Betriebe in Richtung einer möglichst umweltschonen-
den Bewirtschaftung beeinflussen und unterstützen will. 
Dies geschieht durch Maßnahmen zur Unterstützung der 
besonders umweltfreundlichen ökologischen Landwirt-
schaft und durch vielfältige Naturschutzmaßnahmen auf 
normal bewirtschafteten Flächen, wie z. B. extensive 
Grünlandwirtschaft oder Ackerwildkrautschutz.

1997 wurde mit dem Kronsberghof im Vorfeld der 
EXPO 2000 der erste und bisher einzige ökologisch 
wirtschaftende Betrieb innerhalb der Stadtgrenzen von 
Hannover gegründet. Er betreibt als Demeter-Betrieb 
auf rund 120 Hektar Acker- und Grünlandwirtschaft mit 
Pensionspferdehaltung. In der näheren Umgebung von 

Biologische Vielfalt in der Stadt 
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Hannover gibt es noch eine Reihe weiterer Ökobetrie-
be, die u.a. auch städtische Pachtflächen als extensives 
Grünland mit Naturschutzauflagen bewirtschaften.

Die Förderung der regionalen Vermarktung ist ein wich-
tiger Handlungsansatz zum Umwelt- und Klimaschutz 
und zur Unterstützung der Landwirtschaft in und am 
Rande der Stadt. Dazu gehören die insgesamt sieben 
Bauernmärkte in der Stadt und weitere in Nachbarge-
meinden. Die Stände auf den Bauernmärkten werden 
ausschließlich von landwirtschaftlichen Betrieben aus 
der Region (also im Umkreis von bis zu 100 Kilometern 
Entfernung von der Stadt) betrieben und bieten über-
wiegend regionale und saisonale Produkte an.

Auch das Partnerschaftsnetzwerk Region Hannover, ein 
Zusammenschluss von regionalen Betrieben aus Land-
wirtschaft, Handwerk und Handel, das von Stadt und 
Region Hannover mit initiiert wurde, trägt zur Förde-
rung der Vermarktung von Produkten „aus der Region 
für die Region“ bei. Der Verein hat das Markenzeichen 
„Natürlich…Region Hannover“ als Erkennungsmerkmal 
für die besondere Qualität der regionalen Produkte ins 
Leben gerufen.

Hannoverscher  
Stadtwald FSC-zertifiziert

Der Hannoversche Stadtwald gehört zu den wenigen 
Wäldern Deutschlands, die neben einer PEFC-Zertifi-
zierung (Programme for the Endorsement of Forest 
Certification Schemes) auch über eine Zertifizierung 
nach FSC (Forest Stewardship Council) verfügen, dem 
einzigen weltweit gültigen und weltweit anerkannten 
Qualitätssiegel für umweltschonende Forstwirtschaft. 
Obwohl FSC die Unterschutzstellung von mindestens 
fünf Prozent der Betriebsfläche zur Voraussetzung 
macht, um eine vom Menschen unbeeinflusste Waldent-
wicklung (Prozessschutz) zu ermöglichen, verpflichtet 
es den Waldbesitzer andererseits, die jährlich vorge-
schriebene Holzeinschlagsmenge strikt einzuhalten, die 
wirtschaftliche Tragfähigkeit des Betriebes anzustreben 
und sämtliche geeigneten Waldprodukte einer intensi-
ven und gewinnbringenden Vermarktung zuzuführen.

Darüber hinaus macht FSC, das von deutschen Natur-
schutzverbänden und Gewerkschaften wegen seiner 
demokratischen Organisation und der besonderen Be-
rücksichtigung ökologischer und sozialer Aspekte favo-
risiert wird, erhebliche Auflagen bezüglich der Waldbe-
wirtschaftung, des Pestizideinsatzes, der angewandten 
Technik, der sozialen Standards, des Grundwasserschut-
zes, des Schutzes besonders wertvoller Biotope sowie 
der Baumartenwahl in natürlichen Waldgesellschaften. 
Der Anteil der Waldflächen mit FSC-Zertifikat an der ge-
samten Waldfläche (2.369 Hektar) innerhalb des Stadt-
gebietes beträgt 53 Prozent, das ist exakt die Fläche der 
stadteigenen Wälder (1.254 Hektar). 

Beide Zertifizierungen wollen eine auf Nachhaltigkeit 
basierende naturverträgliche und gesellschaftlich ver-
antwortliche sowie wirtschaftlich tragfähige Waldbe-
handlung fördern und dem umweltfreundlichen Roh-
stoff Holz am Markt zu einem stabileren und höheren 
Preisniveau verhelfen. Derzeit sind weltweit weniger als 
fünf Prozent aller Wälder FSC-zertifiziert.

Interkommunale  
Landschaftsraumentwicklung 
Hannover-Fuhrbleek-Isernhagen-
Wiesenbachtal

Die meisten Landschaftsräume bilden über die Stadt-
grenzen hinaus größere zusammenhängende Lebensräu-
me für Pflanzen und Tiere, und auch die Nutzungsansprü-
che von Naherholung und Landwirtschaft orientieren 
sich nicht an Gemeindegrenzen. Vor diesem Hintergrund 
entstand der Gedanke, in einem besonders geeigneten 
Beispielraum zwischen Hannover und Isernhagen im 
Nordosten Hannovers  ein gemeindeübergreifendes Ent-
wicklungskonzept zu entwerfen und hochwertige, multi-
funktionale Freiräume zu sichern und zu entwickeln. Das 
Projekt soll  in Zusammenarbeit mit der Nachbargemein-
de Isernhagen und der für Naturschutzfragen zuständi-
gen Region Hannover umgesetzt werden. 

Aus den natürlichen Gegebenheiten des Raumes wurden 
seitens des Bereichs Forsten, Landschaftsräume und 
Naturschutz der Landeshauptstadt Hannover folgende 
Entwicklungsziele abgeleitet:
 Für den Naturschutz: Erhaltung und Weiterent-
wicklung des Gebietes mit seinen besonderen Feucht-
biotopen; Sicherung und Ausweitung der Lebensräume 
für seltene und bedrohte Tier- und Pflanzenarten.
 Für die Naherholung: Erhaltung und Steigerung 
der Attraktivität des Gebietes durch Herstellung einer 
neuen Wegeverbindung und durch Verknüpfung des 
„Grünen Ringes“ mit Themen des Naturschutzes und 
der Landwirtschaft. 
 Für die Land- und Forstwir tschaf t: Erhöhung 
des Grünlandanteils mit extensiver Grünlandbewirt-
schaftung; Erhöhung des Waldanteiles durch Auffors-
tung einzelner Flächen; Entwicklung von regionalen 
Vermarktungswegen für landwirtschaftliche Produkte 
im Zusammenhang mit dem Grünen Ring.

Landschaft  
am Stadtrand
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Wasser, Grundwasser, 
Oberflächengewässer  
und Abwasser
Indikatoren

Energie und Mobilität und Luft Lärm Boden und Flächen- Naherholung, Naturschutz, Wasser, Grundwasser, Abfall

Klimaschutz Verkehr   inanspruchnahme Land- und Forstwirtschaft Oberflächengewässer

       und Abwasser

Trinkwasserverbrauch
Trinkwasserverbrauch der Haushalts- und 
Sondervertragskunden (z. B. einzelne Indus-
triekunden) im Wasserversorgungsnetz der 
Stadtwerke Hannover AG gesamt in m³ und 
in Liter/Einwohner

Im Wasserversorgungsnetz der Stadtwerke Hannover 
AG (Hannover, Laatzen sowie Teile von Langenhagen, 
Hemmingen, Pattensen, Ronnenberg und Seelze) ist 
die Trinkwasserabgabe in den letzten Jahren insge-
samt durch eine rückläufige Tendenz gekennzeichnet. 
Der Verbrauch ist von 1992 (46,6 Mio. m³) bis 2007 (38,8 
Mio. m³) um 17% zurückgegangen. 

Bezogen auf den Trinkwasserverbrauch pro Einwohner 
im Wasserversorgungsnetz der Stadtwerke Hannover 
AG zeigt sich von 1990 (156 Liter) auf 2007 eine deutli-
che Reduzierung des täglichen Wasserverbrauches auf 
144 Liter pro Tag.

Trinkwasserverbrauch  
der Stadtverwaltung
Trinkwasserverbrauch städtischer  
Liegenschaften in l/m² pro Jahr für  
einen vergleichbaren Gebäudebestand

Seit Beginn des Trinkwassereinsparprogramms im Jah-
re 1995 wurden insgesamt rund 170 wassersparende 
Maßnahmen umgesetzt. Dies hat dazu geführt, dass der 
Wasserverbrauch seit 1990 für einen vergleichbaren 
Gebäudebestand um 35 % gesenkt werden konnte. Der 
flächenbezogene Durchschnittsverbrauch für Trinkwas-
ser der vergleichbaren Gebäude des Fachbereiches Ge-
bäudemanagement lag im Jahr 2000 bei 270 l/m² und 
ist bis zum Jahr 2007 um 8 % auf 247 l/m² gesunken. 
Der Verbrauchsanstieg im Jahre 2002 ist durch mehrere 
Rohrbrüche begründet.

Trinkwasserabgabe im Wasserversorgungs-
netz der Stadtwerke Hannover AG

Quelle: Stadtwerke Hannover AG
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Biologische Qualität der 
Fließgewässer
Anteil der Länge der Fließgewässer in 
Güteklasse II an der Gesamtlänge aller 
Fließgewässer in Prozent

In Hannover befinden sich 43 % der untersuchten 
Fließgewässerstrecken in der Güteklasse II. Stark ver-
schmutzt sind nur 4 % der Gewässerstrecken, 0,6 % 
sind sehr stark verschmutzt und 3,8 % durch Salzein-
leitungen des Kalibergbaus biologisch verödet. 48,6 % 
der Fließgewässerstrecken sind kritisch belastet (Gü-
teklasse II-III).

Gewässergüte der Leine
Gewässergüteklasse nach Saprobienindex, 
Ammonium, BSB5 und Gesamtphosphat 
beim Eintritt der Leine in das Stadtgebiet im 
Vergleich mit dem Zustand beim Austritt

Beim Verlassen der Stadt verfügt die Leine heute über 
denselben Gütezustand (Güteklasse II), den sie beim 
Eintritt in das Stadtgebiet aufweist. In 1998 zeigten die 
Gütedaten noch eine Verschlechterung durch die inner-
halb des Stadtgebietes eingeleiteten Abwässer an, die 
zu einer Verschlechterung um eine Güteklasse führten 
und die Leine kritisch belasteten (Güteklasse II-III). 
Seit 2004 zeigen die Ammonium- und Ortho-Phosphat-
werte unterhalb der Stadt nur geringfügige Erhöhungen 
gegenüber den Werten oberhalb der Stadt und führen 
zu keiner Verschlechterung der Güteklasse.

Gewässergüte der Leine – Messgrößen als Jahresmittelwerte

oberhalb der Stadt Hannover
1998 2001 2004 2007

Saprobienindex/ 
Güteklasse

2,24
II 

(mäßig belastet)

2,26
II 

(mäßig belastet)

2,17
II 

(mäßig belastet)

— 2)

Ammonium (mg/l NH4) 0,18 0,15 0,08 0,08
Ortho-Phosphat (mg/l PO4) 0,27 0,45 0,38 0,38
BSB5 (mg/l O2) – Einzelwert 1,3 2,0 3,0 2,5

unterhalb der Stadt Hannover
Saprobienindex/ 

Güteklasse
2,36

II – III
(kritisch belastet)

— 1) 2,09
II 

(mäßig belastet)

— 2)

Ammonium (mg/l NH4) 0,45 0,29 0,15 0,10
Ortho-Phosphat (mg/l PO4) 0,46 0,46 0,48 0,43
BSB5 (mg/l O2) – Einzelwert 4,0 1,2 4,5 4,4

1) keine gesicherte Analyse möglich
2) Die aktuelle Gewässergütekarte der Stadt Hannover basiert auf den Daten des Kartierzeitraums 2004 bis 2007. Jedes Gewässer wird in diesem Zeitraum 
jeweils nur einmal beprobt. Die Daten für die Leine wurden 2004 erhoben. Daher liegen für 2007 keine Daten zum Saprobienindex vor. Die Bestimmung des 
Ammonium- und Ortho-Phosphatgehaltes erfolgt dagegen zusätzlich zur Gewässergütekartierung jährlich und in monatlichen Abständen.

Biologische Qualität der Fließgewässer (2007)

Quelle: Arbeitsgemeinschaft Limnologie und Gewässerschutz

II
II – III
III
III – IV
verödet

0,6 %
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4,0 % 3,8 %
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Abwasserreinigung
Reinigungsleistung des Klärwerksverbundes 
der Stadtentwässerung Hannover

Vom Gesetzgeber ist die Stadtentwässerung Hannover 
zur weitergehenden Kohlenstoff-, Phosphor- und Stick-

Reinigungsleistung des Klärwerkverbundes der Stadtentwässerung Hannover

Inhaltsstoff Grenzwert 1)  

(Überwachungs-
werte) 

Klärwerk 
Gümmerwald

Klärwerk 
Herren-

hausen

CSB mg/l 60 2) 33 36
TOC mg/l 15 8,9 10,3

NH4-N mg/l 10 3) 0,3 0,4
Nges (N anorg)                mg/l

mg/l
13 4) 

10 2) 4)

5,5 5,7

GesN (TNb) mg/l 10 7,1 7,4
P ges mg/l 1,0 0,5 0,4
AOX μg/l 100 50 40

Blei (Pb) μg/l 50 < 20 < 20
Cadmium (Cd) μg/l 5 < 1 < 1

Chrom (Cr) μg/l 50 < 10 < 10
Kupfer (Cu) μg/l 100 < 20 < 20
Nickel (Ni) μg/l 50 < 10 < 10

Quecksilber (Hg) μg/l 1 < 0,3 < 0,3
1) Ablaufmittelwerte 2007
2) Für diese Parameter wurden 2007 freiwillig niedrigere Werte (EW) gemäß Abwasserabgabengesetz (AbwAG) erklärt. 
3) bei Temperatur > 12° C  4) vom 01.05. bis 31.10.2007

Analysewerte vom Klärschlamm des Klärwerkverbundes Hannover

Entwicklung der Schadstoffgehalte in mg/kg TS (Trockenmasse)
Jahresmittelwerte Pb Cd Cr Cu Ni Hg Zn AOX PCB Dioxine2)

1985 117 n. u. 99 220 62 n. u. 1368 n. u. n. u. n. u.
1997 76 1,8 32 201 25 1,7 876 293 0,02 11
2000 54 1,4 26 257 20 1,2 928 288 0,03 11
2005 50 1,1 29 332 24 0,9 898 250 0,02 9
2006 45 1,1 33 294 27 0,9 856 248 0,02 11
2007 64 1,1 30 305 25 0,8 880 239 0,02 8,1

Grenzwerte 
AbfKlärV 1)

900 10 900 800 200 8 2500 500 0,20 100

QLA Grenzwerte 200 2,5 200 550 80 2 1400 400 0,05 30
Unterschreitung der 

QLA–Grenzwerte
68 % 56 % 85 % 45 % 69 % 60 % 37 % 40 % 60 % 73 %

Pb = Blei  Cd = Cadmium Cr = Chrom  Cu = Kupfer  Ni = Nickel  Hg = Quecksilber Zn = Zink 
AOX = adsorbierbare organisch gebundene Halogene   PCB = polychlorierte Biphenyle 
QLA = Qualitätszeichen für hervorragende landbauliche Verwertung n.u. = nicht untersucht
1) Klärschlammverordnung von 1992 2) in ng/kg/TS

stoffelimination verpflichtet. Eine moderne und effizi-
ente Abwasserreinigung, qualifiziertes Betriebspersonal 
sowie eine intensive Bürger- und Firmenberatung be-
wirken, dass die Grenzwerte durchgängig eingehalten 
werden. Seit dem Jahr 2001 werden die Grenzwerte auf 
den beiden Großklärwerken sogar unterschritten. 

Energie und Mobilität und Luft Lärm Boden und Flächen- Naherholung, Naturschutz, Wasser, Grundwasser, Abfall

Klimaschutz Verkehr   inanspruchnahme Land- und Forstwirtschaft Oberflächengewässer

       und Abwasser

Schadstoffgehalt  
des Klärschlamms
Gehalt des Klärschlamms an Schwermetal-
len (Blei, Cadmium, Chrom, Kupfer, Nickel, 
Quecksilber, Zink, AOX, PCB in mg/kg Tro-
ckenmasse sowie Dioxine (ng/kg/TS) und  
im prozentualen Vergleich zu Grenzwerten
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stellen hergestellt und in das hydraulische Grundwas-
sermonitoring aufgenommen. Die Grundwasserdaten-
bank der Landeshauptstadt Hannover wird mittlerweile 
beim Fachbereich Umwelt und Stadtgrün geführt und 
umfasst Informationen von 3034 Grundwassermess-
punkten. Die größte Anzahl der regelmäßig abgelesenen 
Grundwassermessstellen betrug im Frühjahr 2005 etwa 
1350. Durch statistische Untersuchungen und Einbezie-
hung von geologischen Informationen wurde die Anzahl 
der regelmäßig abgelesenen Grundwassermessstellen 
auf aktuell 610 reduziert, die Aussagegenauigkeit der 
ermittelten Werte beträgt noch mindestens 90 Prozent 
des Gesamtmessnetzes von 2005. Gestützt werden die 
manuell abgelesenen Daten durch 56 Grundwasserda-
tenlogger, an denen kontinuierlich Grundwasserstände 
dokumentiert werden. Durch regelmäßige Grundwas-
serstandsmessungen können Einflüsse durch Eingriffe in 
den Grundwasserhaushalt, aber auch Zusammenhänge 
zwischen Niederschlägen und Grundwasserstand herge-
stellt werden. Grundsätzlich können die Informationen, 
die das hydraulische Messnetz liefert, von jedem Inter-
essenten abgefragt werden. Hauptsächlich werden die 
Informationen für die Planung von Tiefbaumaßnahmen 
genutzt, da die genaue Kenntnis von Grundwasserstän-
den für die Bauplanung von großer Bedeutung ist.

Gütemessnetz
Im qualitativen Grundwassermonitoring wird unterschie-
den zwischen dem so genannten Grundmessnetz und 
den Sondermessnetzen. Mit dem Grundmessnetz soll 
die „Hintergrundbelastung“ ermittelt werden, also die 
Grundwasserqualität, die geprägt ist von den Eigenschaf-
ten des jeweiligen Grundwasserleiters sowie beeinflusst 
von diffusen Stoffeinträgen, z. B. aus Verkehr, atmosphä-
rischen Einträgen oder Grünflächen. Durch menschlichen 
Einfluss völlig unverändertes Grundwasser ist in urbanen 
Räumen wie Hannover nicht mehr zu finden. 

Wasser ist Bestandteil des Naturhaushaltes, Lebens-
raum für Tiere und Pflanzen und Lebensgrundlage für 
den Menschen. Ein nachhaltiger Umgang mit der Res-
source Wasser erfordert eine langfristige Sicherung der 
Wasserversorgung und Abwasserbeseitigung, einen 
nachhaltigen Schutz der Grundwasserressourcen und 
der Oberflächengewässer sowie eine rationelle Was-
serversorgung.

Trinkwasserverbrauch 
städtischer Liegenschaften – 
Wassereinsparpotentiale

Der Trinkwasserverbrauch städtischer Liegenschaften 
konnte in den zurückliegenden Jahren durch ein umfang-
reiches Programm von Trinkwassereinsparmaßnahmen 
der Fachbereiche Gebäudemanagement, Bauen, Umwelt 
und Stadtgrün und der Stadtentwässerung Hannover 
kontinuierlich gesenkt werden. Zu den Maßnahmen zäh-
len z. B. die Umrüstung von WC-Spülkastenanlagen oder 
die Umrüstung von Dusch- und Waschtischarmaturen 
mit Selbstschlusseinrichtungen, Durchflussbegrenzung 
und eingestellter Laufzeit. In dem Programm enthalten 
sind aber auch Projekte zur Eigenwasserversorgung, wie 
z. B. die Brunnenanlagen in der Baumschule Bothfeld 
(subterristische Wasseraufbereitung) und auf dem städ-
tischen Friedhof Stöcken.

Grundwassermonitoring Hannover

Die Stadt Hannover betreibt ein umfangreiches Grund-
wassermonitoring, bestehend aus einem hydrauli-
schen und einem Gütemessnetz. Damit werden flä-
chendeckend sowohl die Grundwasserstände als auch 
die Grundwasserqualitäten erfasst. So können Verän-
derungen rechtzeitig erkannt und erforderlichenfalls 
Gegenmaßnahmen ergriffen werden. Weiterhin liefert 
das Monitoring z. B. wichtige Planungsgrundlagen und 
Informationen für Bauwillige. 

Hydraulisches Messnetz
Das hydraulische Grundwassermessnetz fand seinen 
Beginn in den Anfängen des 20. Jahrhunderts, als die 
Stadtwerke begonnen hatten, Trinkwasser in der Rick-
linger Masch zu gewinnen. Die Auswirkungen der Grund-
wasserentnahme zur Trinkwassergewinnung wurden an 
einigen Grundwassermessstellen im Gebiet der Stadt 
Hannover dokumentiert. Anfang der 1950er-Jahre wur-
de die systematische Dokumentation der Grundwasser-
stände im Gebiet der Stadt Hannover durch das ehema-
lige Planungs- und Vermessungsamt übernommen. Das 
Grundwassermessstellennetz wurde nach und nach im-
mer weiter ausgebaut; insbesondere während der Phase 
des U-Bahnbaus wurden zahlreiche Grundwassermess-

Projekte und Maßnahmen

Entnahme einer Grundwasserprobe
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43 Prozent der untersuchten Fließgewässerstrecken 
befinden sich in der Güteklasse II. Stark verschmutzt 
sind nur 4 Prozent der Gewässerstrecken, 0,6 Prozent 
sind sehr stark verschmutzt und 3,8 Prozent durch Salz-
einleitungen des Kalibergbaus biologisch verödet (vgl. 
S. 37). 48,6 Prozent der Fließgewässerstrecken sind 
kritisch belastet (Güteklasse II-III), sie bieten aber 
das Potenzial, durch Maßnahmen wie die Vorreinigung 
von Oberflächenwasser oder naturnahe Umgestaltung 
und Erhöhung des Selbstreinigungsvermögens in naher 
Zukunft die Güteklasse II zu erreichen. Gegenüber der 
Situation in 2005 hat sich der Anteil der kritisch be-
lasteten Fließgewässerstrecken um 2,3 Prozentpunkte 
erhöht, dafür hat sich der Anteil der höher belasteten 
Abschnitte entsprechend verringert.

Gewässerrenaturierung  
in Hannover

Zum großen und umfassenden Entwässerungssystem 
der Stadt Hannover zählen auch die vielen kleinen Grä-
ben und Bäche mit einer Gesamtlänge von rund 130 Kilo-
metern. Sie verteilen sich über das gesamte Stadtgebiet 
und dienen der Niederschlagsentwässerung bebauter 
Flächen. Die Wasserqualität dieser Gräben und Bäche 
wird häufig durch Schmutzstoffe von Straßenflächen, 
Dächern und anderen befestigten Flächen beeinträch-
tigt. Diese Schmutzeinträge gelangen in die Fließgewäs-
ser und bedrohen dort Flora und Fauna. Aufgabe der 
Stadtentwässerung Hannover ist es, diese Inhaltsstoffe 
nicht in die Gewässer gelangen zu lassen oder wenn 
es nicht anders möglich ist, die Gewässer durch Unter-
haltung und naturnahen Ausbau so zu pflegen und zu 
entwickeln, dass die Beeinträchtigungen für Tier- und 
Pflanzenarten an und in unseren Gewässern möglichst 
gering gehalten werden.

Bereits vor über zehn Jahren begann die Stadtentwäs-
serung Hannover im Rahmen des vorbeugenden Hoch-
wasserschutzes intensiv mit Renaturierungsarbeiten an 
ihren Gewässern.

Eine naturnahe Gewässergestaltung wirkt sowohl posi-
tiv auf die wasserwirtschaftlichen Faktoren Hochwas-
serschutz, Siedlungsentwässerung, Wasserqualität als 
auch auf die ökologischen wie Eigendynamik, Durchgän-

Mit Hilfe von Sondermessnetzen soll die Grundwas-
serqualität in belasteten Bereichen z. B. im Abstrom 
von alten Mülldeponien oder Industriebetrieben er-
fasst werden. Aus finanziellen Gründen konnten die 
sehr umfassenden Sondermessnetze bisher noch nicht 
aufgebaut werden.

Das Grundmessnetz ist flächendeckend ausgebaut mit 
einer Dichte von etwa einer Messstelle auf knapp drei 
Quadratkilometern und wird seit 2003 regelmäßig auf 
eine Vielzahl von Stoffen und Stoffgruppen untersucht. 
Die Ergebnisse werden mit Hilfe einer Datenbank ver-
waltet, die mit einem geografischen Informationssys-
tem verbunden ist. Dadurch sind räumliche Darstellun-
gen und Auswertungen möglich. Die Ergebnisse belegen 
die unterschiedlichen chemischen Zusammensetzungen 
der einzelnen geologischen Strukturen und verdeutli-
chen die verschiedenen nutzungsbedingten Einflüsse. 
Unter www.hannover.de finden sich in einer Online-Bro-
schüre detaillierte Erläuterungen des Monitoringkon-
zeptes sowie eine zusammenfassende Darstellung der 
Ergebnisse aus den Jahren 2003 bis 2006. 

Gewässergütekarte der 
Landeshauptstadt Hannover

Artenreiche, ungestörte Gewässerlandschaften bilden 
Lebensräume für viele Pflanzengesellschaften und Tier-
arten. 

Die Wassergüteklasse II (mäßig belastet) stellt für die 
hannoverschen Fließgewässer die natürliche Wassergü-
te dar, d. h. auch ohne Einfluss des Menschen würden 
die Fließgewässer aufgrund der natürlichen Nährstoff-
einträge (z. B. über Falllaub) und der für Tieflandbäche 
und -flüsse typischen relativ geringen Fließgeschwin-
digkeit mäßig belastet sein.

Der Anteil der Fließgewässerstrecken, die sich in Gü-
teklasse II befinden, ist ein wichtiger Indikator für die 
Nachhaltigkeit im Umgang mit unseren Gewässern.

Zur Kontrolle des Gütezustandes werden die stadthan-
noverschen Fließgewässer von der Arbeitsgemeinschaft 
Limnologie und Gewässerschutz (ALG) e.V. regelmäßig 
untersucht. Die Wassergütebestimmungen basieren 
auf biologischen Untersuchungen der Kleintierfauna 
(Würmer, Insekten, Krebstiere, Schnecken u. a.). Er-
gänzend dazu werden zahlreiche chemische Analysen 
und physikalische Messungen durchgeführt. An jeder 
Untersuchungsstelle werden bis zu 16 chemisch-physi-
kalische Daten erhoben. 

Die aktuelle Gütekarte der Stadt Hannover wurde im 
Mai 2007 veröffentlicht. Sie zeigt die Wassergüte von 
35 Gewässern, die an insgesamt 90 Untersuchungsstel-
len beprobt wurden. Die Ihme in Hannover kurz nach  

der Renaturierung (1996)
Die Ihme drei Jahre nach  
der Renaturierung (1999)

Energie und Mobilität und Luft Lärm Boden und Flächen- Naherholung, Naturschutz, Wasser, Grundwasser, Abfall
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Hannovers Klärschlammqualität 
wurde ausgezeichnet

Die Stadtentwässerung Hannover hat die Qualität des 
Klärschlamms verbessert. So hat Hannover als erste nie-
dersächsische Großstadt seit Anfang 2006 das Quali-
tätszeichen für hervorragende landbauliche Verwertung 
(QLA) erhalten. Durch dieses Qualitätssiegel bestätigt 
die Gesellschaft für Qualitätssicherung des Verbandes 
der landwirtschaftlichen Untersuchungs- und For-
schungsanstalten (VDLUFA) in Zusammenarbeit mit der 
Deutschen Vereinigung für Wasserwirtschaft, Abwasser 
und Abfall e.V. (DWA), dass für Klärschlamm ein Quali-
tätssicherungssystem erfolgreich angewandt wird. 

Damit wurde bestätigt, dass der hannoversche Klär-
schlamm die Qualität des Klärschlammes einer Land-
gemeinde ohne Gewerbebetriebe erreicht hat und mit 
den Anforderungen von Qualitätskompost vergleichbar 
ist. Das bedeutet für den hannoverschen Klärschlamm, 
dass er bereits die Grenzwerte einhält, die erst ab dem 
Jahr 2025 einzuhalten wären.

Rezertifizierung der 
Stadtentwässerung Hannover 

Die Stadtentwässerung Hannover ist seit Oktober 2004 
ein zertifizierter Betrieb. Ende 2007 fand eine Rezertifi-
zierung statt, bei der das gesamte Managementsystem 
neu bewertet wurde. Externe Auditoren überprüften, ob 
in den letzten drei Jahren der Nachweis für ein erfolg-
reiches Qualitäts-, Umwelt- und Arbeitssicherheitsma-
nagement erbracht wurde.

Im Zuge des Umweltmanagements werden die Umwelt-
auswirkungen von Tätigkeiten, Produkten und Dienst-
leistungen eines Unternehmens erfasst, bewertet und 
optimiert. Die Umweltbilanz der Stadtentwässerung 
Hannover hat sich in den letzten Jahren erheblich ver-
bessert. Aber auch in den anderen Bereichen sind die 
angestrebten Ziele erreicht worden. Die erfolgreiche 
Rezertifizierung ist diesen guten Ergebnissen zu verdan-
ken. Für die kommenden Jahre strebt die Stadtentwäs-
serung weitere kontinuierliche, konsequente und sys-
tematische Optimierungen der Betriebsprozesse sowie 
kontinuierliche Verbesserungen im Umweltschutz an.

gigkeit, Flora und Fauna. Zudem bewirkt ein naturnah 
gestaltetes Gewässer durch seine Erlebbarkeit, vielsei-
tige Gestaltung und Möglichkeiten zur Freizeitnutzung 
eine Erhöhung der urbanen Lebensqualität.

Elemente der Renaturierung sind
 Einrichtung von strukturreichen Gewässerprofilen zur 
Steigerung der Selbstreinigungskraft,
 Anpflanzung von Gehölzen,
 Rückbau von Ufer- und Böschungssicherungen,
 Anlage und Begrünung von Gewässerrandstreifen,
 Aufstellung von Gewässerunterhaltungsplänen zur 
Pflege und Entwicklung bei Beachtung des Erhaltes ei-
nes ordnungsgemäßen Abflusses und
 kontinuierliche wissenschaftliche Untersuchungen 
der Gewässergüte (Monitoring).

Der Anteil der Fließgewässerstrecken, die in ihrer Struk-
tur höchstens mäßig/deutlich gegenüber dem natürli-
chen Zustand verändert sind, beträgt unter 50 Prozent 
an der Gesamtlänge der Fließgewässer.

Ein Beispiel für ein erfolgreich renaturiertes Gewässer 
in Hannover ist die Ihme.

Hochwasserschutz

Sensibilisiert durch die Hochwasserereignisse der ver-
gangenen Jahre hat das Thema Hochwasserschutz in der 
öffentlichen Diskussion hohe Priorität erhalten. Diese 
Ereignisse waren auch Anlass für das am 10. Mai 2005 
in Kraft getretene Gesetz zur Verbesserung des vorbeu-
genden Hochwasserschutzes, mit dem bundeseinheit-
liche Regelungen zur Vorbeugung gegen Hochwasser-
schäden verbindlich vorgegeben werden.

Um den gestiegenen Anforderungen an eine effektive 
Hochwasservorsorge Rechnung zu tragen, hat die Ver-
waltung den bestehenden Hochwasserschutz untersucht 
und Möglichkeiten zur Verbesserung entwickelt. Mit der 
Beschlussdrucksache 1242/2006 wurden die von der Ver-
waltung erarbeiteten Planungsziele und -schwerpunkte 
als Rahmenplanung für Hannover beschlossen.

Ziel der Landeshauptstadt Hannover ist es, durch tech-
nische Einrichtungen der Bevölkerung einen Schutz vor 
einem Hochwasser HQ100 (100-jährliches Hochwasser) 
bieten zu können und die dazu erforderlichen Maßnah-
men umzusetzen.

Handlungsschwerpunkte liegen hierbei im Ausbau der 
Ihme zwischen der Leinertbrücke und Legionsbrücke 
mit dem Neubau der Benno-Ohnesorg-Brücke sowie 
beim Deichneubau im Süden Ricklingens mit einem 
Gesamtvolumen in Höhe von etwa 25 Millionen Euro. 
Die Umsetzung der ersten Teilmaßnahme, der Neubau 
der Benno-Ohnesorg-Brücke, hat bereits begonnen. Die 
Maßnahmen sollen bis 2012 umgesetzt sein.

Klärschlammzertifikat  
(Qualitätssicherung  
Landbauliche Abfallverwertung)

Zertifizierungslogo der Stadtentwässerung  
Hannover für die Bereiche Qualitäts- 
management, Arbeits- und Umweltschutz
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Abfall
Indikatoren

Abfallaufkommen
Aus der Landeshauptstadt Hannover bzw. 
Region Hannover insgesamt angelieferte 
Abfallmenge bezogen auf die Einwohnerzahl 
in kg/Einwohner pro Jahr

Das Abfallaufkommen ist in den 90er Jahren aufgrund 
gesetzlicher Randbedingungen und zunehmender ge-
trennter Wertstofferfassung gesunken und seitdem na-
hezu konstant, da die Möglichkeiten der getrennten Er-
fassung von Wertstoffen weitgehend ausgeschöpft sind. 
Der leichte Anstieg der Mengen von 2004 auf 2005 und 
2006 ist auf eine Gesetzesänderung seit 1. Juni 2005 
zurückzuführen, die die Anforderungen an die Abfallent-
sorgung erhöht.

Wertstoffaufkommen
Erfasste Wertstoffmengen insgesamt  
und differenziert nach Wertstoffarten  
bezogen auf die Einwohnerzahl  
in kg/Einwohner pro Jahr

Das Wertstoffaufkommen ist in den letzten Jahren re-
lativ konstant. Gebührenrechtliche Änderungen bei Bio- 
und Grünabfall im Jahre 2003 haben zu einem leichten
Rückgang bei den kompostierbaren Haushaltsabfällen 
geführt. Ab März 2006 erfolgte die Umsetzung der neu-
en Elektroschrottregelung: Die  E-Schrott-Annahme er-
folgt seitdem ohne gesonderte Gebühr und hat dadurch 
zu einem Anstieg der Mengen geführt.

Entsorgung von Abfall
Entsorgte Abfallmenge aus der  
Landeshauptstadt Hannover bzw. der  
Region Hannover bezogen auf die  
Einwohnerzahl in kg/Einwohner pro Jahr

Da die getrennte Wertstofferfassung weitgehend aus-
geschöpft ist, hat sich auch die zu entsorgende Menge, 
die deponiert und thermisch behandelt wird, auf einen 
nahezu konstanten Wert eingependelt.

Abfallaufkommen der Landeshauptstadt
Hannover bzw. Region Hannover1) gesamt

1) ab 2002 Mengenangaben für die Region Hannover
Quelle: Zweckverband Abfallwirtschaft Region Hannover
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Wertstoffaufkommen1)

Quelle: Zweckverband Abfallwirtschaft Region Hannover
1) ab 2002 Mengenangaben für die Region Hannover
2) Seit 1.1.2005 erfolgt die Altglassammlung nicht mehr durch aha. Daher
liegen keine Daten vor.
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Kompostierbare Haushaltsabfälle Altpapier Altglas2)

Leichtverpackungen Metall E-Schrott

Entsorgte Abfallmenge aus der Landeshaupt-
stadt Hannover bzw. der Region Hannover1)

1) ab 2002 Mengenangaben für die Region Hannover
Quelle: Zweckverband Abfallwirtschaft Region Hannover
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Projekte und Maßnahmen
In der gesamten Region Hannover nimmt der Zweckver-
band Abfallwirtschaft Region Hannover (aha) die Auf-
gaben des öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträgers 
wahr. Dazu gehören im Wesentlichen die Organisation 
und Durchführung der Abfall-, Wertstoff- und Schad-
stoffabfuhr sowie der Abfallbehandlung und -entsor-
gung inklusive der Vermarktung dabei gewonnener 
Roh- und Wertstoffe, wie z. B. Kompost. Mit einer zu-
verlässigen und gesetzessicheren Abfallwirtschaft legt 
aha den Grundstein für Lebensqualität.

Weiterhin ist aha für die Reinigung der Straßen, Fußgän-
gerüberwege, Radwege und des Straßenbegleitgrüns in 
der Stadt Hannover zuständig. Hinzu kommt in den Winter-
monaten die Sicherung durch den eigenen Winterdienst.

Wesentliche Ziele im Abfallwirtschaftskonzept der Re-
gion Hannover sind die vorrangige Vermeidung von Ab-
fällen, die stoffliche und energetische Verwertung von 
Abfällen und die umweltverträgliche Beseitigung von 
nicht verwertbaren Abfällen. Um diese Ziele zu erreichen, 
werden im Folgenden beispielhaft verschiedene Projekte 
zur Abfallvermeidung und Optimierung der getrennten 
Sammlung von Wertstoffen in Kooperation mit Partnern 
der vernetzten Abfallberatung vorgestellt.

Tauschbörse im Internet
Die Tauschbörse ist ein Kooperationsprojekt von aha mit 
der Landeshauptstadt Hannover, der Region Hannover 
und der Lokalen Agenda 21 in Hannover. Die Attrak-
tivität ist mit der Überarbeitung des aha-Internetauf-
tritts deutlich gewachsen: von 12.000 Zugriffen (April 
2007) über bis zu 15.000 Zugriffe (Dezember 2007) 
oder 19.000 im Januar 2008 („Weihnachtsgeschäft“). 
Im Februar und März 2008 waren es 17.000 Zugriffe. 
Die Gebrauchtbörse verlängert den Lebenszyklus der 
Produkte durch eine gezielte Weiternutzung, trägt damit 
zum Schutz der Ressourcen bei und stärkt das Bewusst-
sein für Abfallvermeidung.

Komposttage in Kleingarten-
kolonien in der Stadt Hannover
2007 wurden fünf Komposttage in verschiedenen Klein-
gartenkolonien in der Stadt Hannover durchgeführt. Ziel 
ist es, KleingärtnerInnen anzuregen, ihre Gartenabfälle 
selbst zu kompostieren und Grünschnitt selber zu ver-
werten, anstatt auf den Wertstoffhöfen zu entsorgen. 
Durch eingehende Beratung sollen Vorurteile, wie z. B. 
„Kompost riecht oder zieht Ungeziefer an“ ausgeräumt 
werden. Die KleingärtnerInnen können beim Kompost-
tag ihr Schnittmaterial mit einem leistungsstarken 
Schredder zerkleinern lassen. Das Schreddergut ist her-
vorragend als Mulchmaterial für den Garten geeignet. 
Zusätzlich bekommen die Kleingärtner Qualitätskom-
post von aha. Ein Begleitprogramm mit Beratung und 
Information rundet die Veranstaltung ab.

Abfallberatung von Sportvereinen
aha führte fünf Abfallberatungen in Sportvereinen in 
der Stadt Hannover durch. Ziel ist eine sortenreine Er-
fassung der Wertstoffe auf dem Vereinsgelände und 
der angeschlossenen Gastronomie. Die Beratungen er-
folgten im Rahmen des eco.fit-Programms und in enger 
Zusammenarbeit mit der Klimaschutzagentur Region 
Hannover (vgl. S. 14). 

Haushaltsberatungen 
Um die Mülltrennung in Wohngebieten mit einem hohen 
Anteil an „Fehlwürfen“ zu verbessern, führte aha rund 
1.140 Haushaltsberatungen durch. Die Beratungen er-
folgten auch in Russisch, Ukrainisch und Türkisch. In der 
Stadt Hannover wurden EinwohnerInnen in Mühlenberg 
und Oberricklingen beraten. Je nach Beratungsgebiet 
konnten 60 bis 70 Prozent der Haushalte persönlich 
erreicht werden.

Gruppenangebote für 
Kindertagesstätten und Schulen
Handlungsorientierte Pädagogik macht das Thema Ab-
fall für Kinder in Kindertagesstätten und Schulen durch 
praktische Arbeiten attraktiv und begreifbar und lässt 
sie Kreisläufe und Zusammenhänge besser verstehen. 
Insgesamt 70 Workshops zum Thema Abfall führte aha 
2007 für Schulklassen und Kindertagestätten durch und 
trägt damit zu einer nachhaltigen Veränderung im Um-
gang mit Abfall bei. 

Tauschbörse – Stöberwelten 
Um der Wegwerfmentalität entgegen zu wirken, wurden 
zwei Tauschtage unter dem Namen „Stöberwelten“ ini-
tiiert. Viele noch funktionstüchtige Gegenstände und 
Möbel können noch gut weiterverwendet werden. Ins-
gesamt wechselten etwa 860 Gegenstände ihren Besit-
zer und entgingen dadurch ihrem Schicksal, im Abfall 
zu landen.
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10 Jahre Krons-
berg – Planung, 
Konzepte, Bilanz 
Am Kronsberg sind seit 1998 rund 3.100 Wohnungen 
für etwa 6.800 BewohnerInnen und die dazugehörige 
Infrastruktur wie Schulen, Kindergärten, Stadtteilzent-
rum, Kirche, Gesundheits- und Versorgungszentrum mit 
hohem ökologischen Standard errichtet worden. Gleich-
zeitig sind im unmittelbar angrenzenden Gewerbegebiet 
rund 3.000 Arbeitsplätze geschaffen worden.

Unterstützt durch ein Qualitätssicherungs- und Qua-
lifizierungsprogramm entstand ein Niedrigenergie-
haus-Stadt teil mit flächendeckender Niedrig-Ener-
gie-Bauweise und einer Energieversorgung durch ein 
Nahwärmesystem mit zwei gasbetriebenen Blockheiz-
kraftwerken. Neben zwei großen Windkraftanlagen gibt 
es als Demonstrationsobjekte Warmwasserkollektoren 
sowie Photovoltaikanlagen.
 
Ziele der Planung waren zum einen, dass die Wohnungen 
durchschnittlich nicht mehr als 55 kWh/m² und Jahr für 
Heizung verbrauchen, zum anderen die Reduzierung der 
CO2-Emissionen bis zu 80 Prozent im Vergleich zu zeit-
gleich entstandenen konventionellen Neubaugebieten. 
In einer unabhängigen Studie aus dem Jahr 2001 wurde 
ermittelt, dass bereits nach drei Jahren seit Erstbezug 
nahezu 75 Prozent CO2-Emissionen reduziert wurden, 
der tatsächliche Energieverbrauch für Heizung lag bei 
nur 56 kWh/m² und Jahr, d. h. die Energieeinsparung 
betrug somit etwa 40 Prozent.

Das vorbildliche Abfallkonzept, mit dem Ziel um-
weltverträgliche Baumaterialien einzusetzen, Abfall bei 
Baustellen zu reduzieren und Abfallmengen in Haushalt 
und Gewerbe zu vermindern, war erfolgreich. Durch 
Mülltrennung konnte der Hausmüll um 30 Prozent re-
duziert werden. 

Ziel des Regenwasserkonzeptes, das Regenwasser 
aller Bau- und Verkehrsflächen an Ort und Stelle so 
zurückzuhalten und gedrosselt abzugeben, dass der 
Grundwasserhaushalt dem natürlichen, unbeeinflussten 
Zustand wie vor der Bebauung entspricht, wurde durch 
folgende Maßnahmen vollständig erreicht: Minimierung 
der Flächenversiegelung, Begrünung von Flachdächern 
sowie durch Zurückhaltung, Teilversickerung und ge-
drosselte Ableitung auf den jeweiligen Bauflächen. Das 
Regenwasser entlang der befestigten Erschließungs-
straßen wird durch das über elf Kilometer lange Mul-
den-Rigolen-System dezentral versickert.

Im Rahmen des Ökologischen Bodenmanagements 
(vgl. S. 29) diente der gesamte anfallende Bodenaus-
hub der Umsetzung des landschaftsplanerischen Kon-
zeptes mit der Errichtung zweier Aussichtshügel, von 

Nachhaltige Entwicklung – 
Umsetzungsbeispiele
Nachhaltige Entwicklung gestalten, das bedeutet das gleichzeitige und gleichberechtigte Umsetzen von umwelt-
bezogenen, sozialen und wirtschaftlichen Zielen sowie deren Integration in die jeweils anderen Politikfelder. Nach-
folgend einige ausgewählte Beispiele:

Randallee mit Passivhäusern

Regenwasserkonzept Kronsberg – Hangallee
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Lärmschutzwällen, aber auch dem in der Entwicklung 
befindlichen Naherholungsgebiet Misburg Ost. Es konn-
ten über 100.000 Lkw-Fahrten außerhalb des Krons-
berg Gebietes vermieden und damit etwa 1.200 Tonnen  
CO2-Emissionen „verhindert“ werden.

Ein weiterer Schwerpunkt der Planung war die Grün-
gestaltung des Stadtteils. Über 1.000 Straßenbäume 
sind in den Straßen und an der Randallee gepflanzt wor-
den, grün gestaltete Innenhöfe der mehrgeschossigen 
Wohngebäude und zwei Quartierparks bieten geschützte 
Räume für die Kommunikation und Freizeitgestaltung. 

Das soziale und kulturelle Stadtteilzentrum KroKuS 
wird von allen Bevölkerungsschichten sehr gut ange-
nommen und die „Kronsberger“ identifizieren sich mit 
ihrem Wohngebiet besonders stark. Es sind überpro-
portional viele Menschen ehrenamtlich aktiv tätig, es 
gibt kaum Vandalismus und Graffitis. Und, obwohl der 
Anteil der Personen mit Migrationshintergrund von 
23 Prozent in 2001 auf heute 40 Prozent angestiegen 
ist, und etwa 30 Prozent der Kronsberg-Bewohner öf-
fentliche Transferleistungen beziehen, ist das Leben am 
Kronsberg überwiegend von einem positiven Miteinan-
der geprägt. 

Bilanz nach zehn Jahren seit Erstbezug: die Kronsberg-
Bebauung ist unter Nachhaltigkeitskriterien insgesamt 
ein erfolgreiches Städtebauprojekt, das sich unter öko-
logischen, ökonomischen und sozialen Aspekten erfolg-
reich bewährt hat. 

Hannoversches 
Öko-Audit 
Das Hannoversche Öko-Audit ist ein auf die Stadtver-
waltung zugeschnittenes Umweltmanagementsystem, 
das sich auf die Europäische Verordnung Nr. 761/2001 
(Öko-Audit-Verordnung, EMAS) und auf die internationa-
le Norm ISO 14001 stützt. Es wird auf Grund politischer 
Beschlüsse dezentral in der Stadtverwaltung eingerich-
tet und betrieben. Sinn des Systems ist die kontinuier-
liche Verbesserung des betrieblichen Umweltschutzes 
und die nachhaltige Einsparung von Umweltkosten. 
Außer in drei Fällen werden die Umweltmanagement-
systeme aus Kostengründen nicht zertifiziert. 

Die Fachbereiche und weiteren Betriebsformen der 
Stadtverwaltung unterhalten insgesamt 33 unter-
scheidbare Umweltmanagementsysteme. Mehrere Sys-
teme kommen vor, wenn die Teile eines Fachbereichs 
gravierende Strukturunterschiede aufweisen, z. B. das 
„große Öko-Audit“ der Alteneinrichtungen gegenüber 
dem „kleinen Öko-Audit“ des übrigen Fachbereichs 
Senioren.

Drei Organisationseinheiten mit großem Hannover-
schem Ökoaudit haben zertifizierte Systeme:

 Städtische Häfen (Integriertes Managementsystem)
  ISO 14001 + ISO 9001

 Stadtentwässerung Hannover (PIMS – Prozessinteg-
riertes Managementsystem)
  ISO 14001 + ISO 9001 + OHSAS
 
 Bereich Umweltschutz 
  ISO 14001 + EMAS

Daneben gibt es noch verschiedene Ansätze für Quali-
tätsmanagement in der Stadtverwaltung, z. B. ist der Ret-
tungsdienst der Feuerwehr nach ISO 9001 zertifiziert.

Um ein Umweltmanagementsystem einzurichten, bedarf 
es einer Phase der intensiveren Aufbauarbeit, um danach 
den betrieblichen Umweltschutz im normalen Dienstbe-
trieb dauerhaft weiter optimieren zu können (kontinuierli-
cher Verbesserungsprozess). Einige Organisationseinhei-
ten haben infolge der Verwaltungsumstrukturierungen 
diese Aufbauarbeiten zeitweise zurückstellen müssen. 
Andererseits nutzten mehrere Organisationseinheiten 
das kommunale Wirtschaftsförderungsprogramm Öko-
profit® (vgl. S. 45) oder das Projekt „Tatort Büro“ (vgl. 
S. 14),  um sich in den wesentlichen Phasen des System-
aufbaus beraten zu lassen. Die übrigen Bereiche wurden 
durch den Bereich Umweltschutz intern unterstützt. 

Verbesserungen im betrieblichen Umweltschutz sind 
häufig mit Kostenvorteilen durch Einsparmaßnahmen 
für Strom, Heizenergie und Wasser verbunden. Weite-
re Einsparungen können durch Verbesserungen in der 
Abfallwirtschaft und in der Optimierung von Betriebs-
stoffen und Verbrauchsmaterialien erzielt werden. In 
mehreren Bereichen wurde das Öko-Audit außerdem 
zum Anlass genommen, den Arbeits-, Gesundheits- und 
Brandschutz zu verbessern und größere Rechtssicherheit 
zu gewinnen.

Die erforderlichen Kenntnisse über das Öko-Audit-Sys-
tem sind nur in gezielten Fortbildungen zu vermitteln. 
Dazu wurde ein internes, zweieinhalbtägiges Schu-
lungsprogramm entworfen, das speziell auf das hanno-
versche System zugeschnitten ist. Geschult wurden 
bisher 161 Personen, in 2008 ist wegen der Personal-
veränderungen die Schulung von 22 weiteren Personen 
erforderlich.

Nur in der beständigen Fortführung von Program-
men und Maßnahmen können die wirtschaftlich-öko-
logischen Verbesserungen herbeigeführt werden, die 
zu geringeren Haftungsrisiken, besserer Gesundheit 
der Menschen in der Stadtverwaltung und in der Stadt, 
weniger Sanierungsbedarf in der Zukunft und vor allem 
zu einem wirtschaftlichen und nachhaltigen Umgang mit 
den Ressourcen führen können. 
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ÖKOPROFIT®  
Hannover 
Das Beratungsförderprogramm ÖKOPROFIT begann im 
Jahr 2000 als Projekt der Lokalen Agenda 21 und der 
Wirtschaftsförderung. Darin wird für jeweils ein Jahr 
eine Gruppe von 10 bis 18 Unternehmen zusammenge-
bracht, die sich der Verbesserung ihres betrieblichen 
Umweltschutzes annehmen, gemeinsam lernen und 
Erfahrungen austauschen. 

Jeder Betrieb beteiligt sich mit einem finanziellen Bei-
trag und viel Engagement. In neun thematisch geglie-
derten Workshops werden u. a. Energieeinsparung, 
Abfallmanagement, Gefahrstoffrecht, Wasserverbrauch 
und Abwassererzeugung, Mitarbeiterbeteiligung und 
Verbesserungswesen bearbeitet. Vor Ort werden zu den 
Themen dann betriebsbezogen mit Unterstützung der 
ÖKOPROFIT-Beraterinnen und -Berater konkrete Maß-
nahmen geplant und möglichst zeitnah umgesetzt. Die 
Belohnung für die Betriebe ist einerseits eine positive 
Entwicklung des internen und externen Umweltschut-
zes, vor allem aber auch die eingesparten Kosten. Die 
erfolgreichen Unternehmen bekommen am Ende des 
Projekts eine Auszeichnung und dürfen drei Jahre lang  
als „ÖKOPROFIT® Hannover“-Betrieb für sich werben. 

Als Fortsetzung besteht das Angebot, am Unterneh-
mensnetzwerk ÖKOPROFIT-Klub teilzunehmen. Darin 
werden die Verbesserungen und der Erfahrungsaus-
tausch mit geringerem zeitlichen Aufwand, aber mit 
gleicher Ernsthaftigkeit weitergeführt. Mit 32 Betrie-
ben ist der ÖKOPROFIT-Klub Hannover wohl der der-
zeit größte in Deutschland. Sechs Workshops werden 
reihum in den Betrieben angeboten, um weiterhin Er-
fahrungen auszutauschen und die Kenntnisse gemein-
sam auf den neuesten Stand zu bringen. Darunter sind 
kleine und mittlere, aber auch einige der größten und 
bekanntesten Betriebe der Region Hannover (z. B. VW 
Nutzfahrzeuge, TUI AG, Sennheiser electronics). Drei 
der Klub-Betriebe entwickeln in diesem Jahr aus ihrem 
ÖKOPROFIT ein zertifiziertes Umweltmanagementsys-
tem nach ISO 14001 bzw. EMAS. 

Aufgrund der großen Beteiligung werden im Jahr 2008 
statt der üblichen vier nunmehr sechs Workshops 
angeboten. Die Themen werden weitgehend von den 
Mitgliedern selbst bestimmt. Zentrales Thema ist der 

Klimaschutz mit den Unterthemen CO2-Ermittlung und 
-Bilanzierung, Kompensation vor Ort, Ökostrom, Ver-
netzung zu den Klimaschutzprogrammen von Stadt 
und Region Hannover. Daneben werden Wirtschaft-
lichkeitsanalysen, die betriebliche Rechtssicherheit, 
Umweltbewusstsein und Mitarbeitermotivation sowie 
„Green IT“, das Leitthema der diesjährigen CeBIT-Mes-
se, behandelt. 

Am Schluss eines ÖKOPROFIT-Jahres wird Bilanz ge-
zogen. Im Jahr 2007 sparten die 38 teilnehmenden 
Betriebe insgesamt etwa 20 Millionen Kilowattstun-
den Strom, 550 Millionen Kilowattstunden Wärme und 
6.700 Tonnen Abfall ein. Ein zusätzlicher Vorteil für die 
Umwelt ist die Vermeidung von 20.000 Tonnen CO2. Auf 
der wirtschaftlichen Seite sparten die Betriebe über fünf 
Millionen Euro ein. Das Programm soll fortgesetzt und 
auf möglichst viele Unternehmen ausgeweitet werden. 

„Green Goal“ –  
das Umweltkon-
zept der Fußball-
weltmeister- 
schaft 2006 
Die FIFA WM 2006 sollte weltweit die erste klimaneu-
trale Großveranstaltung im Sport werden. Dazu wurde 
erstmals ein Umweltkonzept mit quantifizierbaren Min-
derungszielen entwickelt. Das Projekt „Green Goal“ be-
zog sich auf die vier Kernbereiche Wasser (Entwicklung 
von Maßnahmen zur Reduzierung des Trinkwasserver-
brauchs), Abfall (Reduzierung der Abfallmengen), Ener-
gie (Senkung des Energieverbrauchs und Einsatz erneu-
erbarer Energien) und Verkehr/Mobilität (Erhöhung des 
Anteils am ÖPNV auf mindestens 50 Prozent).

Hannover hat sich der „Green Goal“-Ziele intensiv an-
genommen und war in einigen Kernbereichen auch mit 
führend. Die einzelnen Maßnahmen sahen wie folgt 
aus:
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Wasser: Zur Schonung der Trinkwasserressourcen 
wurden das Stadionspielfeld sowie die weiteren Grün-
flächen mit Wasser aus der Leine bzw. Ihme bewässert. 
Im Sanitärbereich des Stadions kamen teilweise Tro-
ckenurinale zum Einsatz; die weiteren Sanitäranlagen 
wurden mit modernster Spültechnik (integrierte Was-
serstopptaste) versehen.

Abfall : Im Stadion und auf dem Fan-Fest wurden Mehr-
wegsysteme verwendet. Im Umfeld des Stadions gab es 
eine Abfallsammelstation, in der der Müll noch vor Ort 
getrennt wurde. Der Zweckverband Abfallwirtschaft Re-
gion Hannover (aha) hat durch Aktionen im Stadtgebiet 
(Beklebung von Abfallbehältern mit Fußballsymbolen) 
für einen bewussteren Umgang mit Müll geworben.

Energie: Die Wärmeversorgung des Stadions inklusive 
der Rasenheizung erfolgte durch Fernwärme. Das Stadi-
ondach über dem Unterring wurde mit einer PVC-freien 
ETFE-Folie versehen; diese lässt die UV-Strahlen zum 
Stadionrasen durch. Dank der ETFE-Folie konnte der re-
gelmäßig erforderliche Austausch des Rasens dauerhaft 
reduziert werden.

Verkehr und Mobilität: In der Nähe des Stadions 
wurde ein S-Bahn-Anschluss neu eingerichtet. Durch 
die jährlich stattfindenden Messen und die EXPO 2000 
verfügte Hannover ohnehin über ein sehr gutes Ver-
kehrskonzept. Die Parkplätze für die BesucherInnen 
befanden sich auf dem Messegelände; von dort fuhr 
die ÜSTRA in kurzem Takt. Alle Eintrittskarten zu den 
Spielen der FIFA Fußball WM waren „Kombitickets“, die 
die Benutzung des ÖPNV mit einschlossen.

Fan-Fest während der Fußball-Weltmeisterschaft 2006 in Hannover

„Volltreffer“ für eine saubere Stadt
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Umweltkommunikation
Die Vereinten Nationen haben für die Jahre 2005 bis 2014 
eine Weltdekade „Bildung für nachhaltige Entwicklung” 
ausgerufen. Bildung für nachhaltige Entwicklung zielt auf 
Bewusstseinsbildung und Identifikation mit dem eigenen 
Lebensraum und ist somit nicht nur Wissensvermittlung, 
sondern handlungsorientiertes Lernen für die Zukunft. 
Die Stadt Hannover berücksichtigt diesen Leitgedanken 
besonders im Bereich der Umweltbildung für Kinder und 
Jugendliche. Die folgenden Projekte des Fachbereichs 
Umwelt und Stadtgrün, die in Kooperation mit anderen 
Fachbereichen, Institutionen, Verbänden, Schulen, Kul-
turschaffenden, UmweltpädagogInnen und ehrenamt-
lich Tätigen durchgeführt werden, stellen eine Auswahl 
dar.

Nachhaltige Schülerfirmen

Nachhaltige Schülerfirmen sind Schulprojekte, die sich 
an wirklichen Unternehmen orientieren. Die Schülerin-
nen und Schüler produzieren und verkaufen Produkte 
oder bieten Dienstleistungen an und berücksichtigen 
dabei ökologische und soziale Belange. Es bietet sich 
ihnen die Gelegenheit, eine eigene Geschäftsidee umzu-
setzen, alle Aspekte der Firmengründung und Betriebs-
führung kennen zu lernen und mit ihrem Produkt „am 
Markt“ Erfolge zu erzielen. Durch die Vermittlung von 
Schlüsselqualifikationen wie Kommunikationsfähigkeit, 
Verantwortungsbereitschaft, Eigeninitiative, Teamfähig-
keit und Umgang mit Konflikten sind Schülerfirmen eine 
ideale Vorbereitung für den Berufseinstieg.

Derzeit nehmen 22 Schulen unterschiedlicher Schul-
formen mit insgesamt 26 Schülerfirmen am Projekt 

„Nachhaltige Schülerfirmen“ der Stadt Hannover teil 
mit Geschäftsideen wie z. B. Verkauf von gesunden 
Pausensnacks, Reparatur von Fahrrädern, Herstellung 
von Holzregalen oder von Honig, Verkauf von umwelt-
freundlichen Schulmaterialien. Die Schülerinnen und 
Schüler sowie betreuende Lehrkräfte erhalten von der 
Stadt Hannover eine individuelle Beratung zu organi-
satorischen, finanziellen und rechtlichen Fragen hin-
sichtlich Gründung und Betrieb von Schülerfirmen, In-
formationsmaterialien sowie Fortbildungen zu Themen 
wie „Präsentation“, „Presse- und Öffentlichkeitsarbeit“ 
oder „Teamarbeit“.

In der Handreichung „Alles was Recht ist!“ sind die 
rechtlichen Grundlagen für nachhaltige Schülerfirmen in 
Hannover zusammengefasst. Damit besteht wesentlich 
mehr Sicherheit in Bezug auf Fragen zum Versicherungs-
schutz, zur Steuerpflicht oder zur Gewinnverwendung. 

Die „Nachhaltigen Schülerfirmen“ sind ein Kooperati-
onsprojekt der Fachbereiche Umwelt und Stadtgrün, 
Bibliothek und Schule sowie Wirtschaft, das in Zu-
sammenarbeit mit dem BLK-Programm „Transfer-21“ 
durchgeführt wird. Transfer-21 ist ein Programm der 
Bund-Länder-Kommission für Bildungsplanung und 
Forschungsförderung (BLK), das die Orientierung der 
schulischen Bildung am Konzept der Nachhaltigkeit för-
dern soll.

Kinderwald Hannover

Am Rande des Mecklenheider Forstes liegt der sieben 
Hektar große Kinderwald. Hier haben Kinder und Ju-
gendliche das Sagen: sie können nach Herzenslust to-
ben, durchs Wasser waten und sich dreckig machen. 
Hier sind sie die Baumeister von Weidendörfern, Wald-
sofas und Brücken. Hier pflanzen Kinder und Jugendli-
che Bäume und Sträucher, bauen Wegweiser, Tipis und 
Überwinterungsquartiere für Tiere. 

„Fahrradwerkstatt“  in der Paul-Dohrmann Schule

Wegweiser im  
Kinderwald Hannover
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Camps, Werkstätten, Aktionen und Projekte – bei jähr-
lich rund 200 Angeboten und Veranstaltungen können 
die jungen Menschen im Kinderwald Hannover (Natur-) 
Erfahrungen sammeln. Sie sind von Anfang an beteiligt, 
planen mit und packen tatkräftig an. So können sie ihre 
Kreativität entfalten, lernen ihre eigenen Stärken und 
Grenzen kennen, entwickeln Teamgeist, Toleranz und 
Gestaltungskompetenz. Für diesen Beitrag zur nachhal-
tigen Bildung wurde der Kinderwald Hannover, der in 
2006 seit 10-jähriges Bestehen feierte, zweifach von 
den Vereinten Nationen als offizielles Projekt der UN-
Dekade „Bildung für nachhaltige Entwicklung“ ausge-
zeichnet (2006/2007 und 2008/2009). 

Die aktuelle Auszeichnung als 
Dekadeprojekt (2008/2009) 
wurde vor allem für die kon-
zeptionelle Weiterentwicklung 
in der Jugendarbeit und der 
Berufsqualifizierung vergeben.
 
In 2007 fanden insgesamt 255 
Kinderwald-Veranstaltungen 
(Werkstätten, Kinder- und Ju-
gendgruppen, Familien- und 
Pflegeaktionen, Feste, Fortbil-

dungen und Chöre) statt, im Zeitraum Januar bis Juli 
2008 insgesamt 198 Veranstaltungen.

Getragen wird der Kinderwald vom Förderverein Kinder-
wald Hannover e.V. und der Landeshauptstadt Hannover. 
Weitere Informationen unter www.kinderwald.de.

Gesunde Ernährung an Schulen 

Um den Schulen Unterstützung bei der praktischen Um-
setzung einer gesunden und ökologischen Frühstücks- 
bzw. Mittagsverpflegung zu bieten, hat der Rat der 
Landeshauptstadt Hannover 2006 den Fachbereich Bib-
liothek und Schule beauftragt, in Kooperation mit dem 
Fachbereich Umwelt und Stadtgrün ein 100.000-Euro-
Programm zur Förderung der gesunden Ernährung an 
Schulen umzusetzen. 

Im Rahmen des Programms können Gelder beantragt 
werden für Beratungsleistungen, für eine Anschubfinan-
zierung bezüglich personeller Unterstützung, für Un-
terrichtsaktionen sowie für die Ausstattung der Kioske 
und Küchen.
 
Voraussetzung für die Teilnahme ist die Ausarbeitung 
eines auf Dauer angelegten Kurzkonzeptes, ein ab-
wechslungsreiches Angebot unter Einbeziehung saiso-
naler, regionaler, Bio- und fair gehandelter Produkte, 
die Vorhaltung des Angebotes zur gesunden Ernährung 
an möglichst vielen Wochentagen für möglichst viele 
Kinder sowie die Integration des Themas „Gesunde Er-
nährung“, die Vermittlung von praktischen Fähigkeiten 
und Esskultur in den Unterricht.

2006 wurden in einer ersten Phase die Grund- und För-
derschulen auf das Programm aufmerksam gemacht 
und 13 Anträge wurden bewilligt. 2007 wurden die 
weiterführenden Schulen einbezogen und 15 Anträge 
bewilligt (zwei Grundschulen, drei Hauptschulen, zwei 
Realschulen, sechs Gymnasien, vier Integrierte Gesamt-
schulen). Das Förderprogramm wird von den Schulen 
gut angenommen und auch in 2008 (16 Anträge) fort-
geführt. Förderanträge sind an den Fachbereich Schule 
und Bibliothek zu richten.

Der Kinderwald-Chor erhielt von 
Außenminister Frank-Walter 

Steinmeier Fußbälle als  
Dankeschön für die Teilnahme 

an einer Benefiz-Veranstaltung

Traumfänger im Kinderwald
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Projekt „Papierwende“

Ziel des im Rahmen von ERFOLGREICH ABFALLARM 
laufenden Projektes „Papierwende“ ist es, wieder ver-
stärkt Recyclingpapier in den Schulen zu etablieren und 
die SchülerInnen und deren Eltern für den Schutz der 
letzten Urwälder und damit den Erhalt der Artenvielfalt 
zu sensibilisieren. 

In Kooperation mit der Bürgerinitiative Umweltschutz e.V. 
erhielten im Berichtszeitraum (2006 bis Mitte 2008) 
rund 3.000 Kinder und Jugendliche im Rahmen von er-
lebnisorientierten Projektvormittagen bzw. Umweltbil-
dungsveranstaltungen Informationen über die globalen 
Auswirkungen unseres Papierverbrauchs sowie prakti-
sche Handlungsempfehlungen zum Kauf von Schulhef-
ten über den Einkaufsführer Recyclingpapier.

Ein besonderes Augenmerk 
wird darauf gelegt, das Umwelt-
zeichen „Blauer Engel“ als Gü-
tesiegel bei der Zielgruppe be-
kannt zu machen. So wurde zu 
Schuljahresbeginn 2007/2008 
an über 4.000 ABC-Schützen ein Startpaket mit je drei 
Recyclingheften mit dem Blauen Engel, dem Einkaufs-
führer für Hannover sowie einem Stundenplan über-
reicht. Im Schuljahr 2008/2009 wird – zum 30-jährigen 
Bestehen des Blauen Engels – diese von den Schulen 
sehr begrüßte Aktion wiederholt.

Zukünftiges Ziel wird es sein, die stadtverwaltungsweite 
Einsatzquote von Recyclingpapier von über 90 Prozent 
auch im Verwaltungsbereich der Schule zu erreichen.

Die ErstklässlerInnen freuen sich über ihr Startpaket mit 
Recycling-Schulheften
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Ökologische Standards beim Bauen 
im kommunalen Einflussbereich

Am 27. September 2007 hat der Rat der Stadt die Druck-
sache „Ökologische Standards beim Bauen im kommu-
nalen Einflussbereich“ beschlossen. Unter Berücksich-
tigung des im Jahr 2004 auch vom Oberbürgermeister 
unterzeichneten 10-Punkte-Programms der „Aalborg 
commitments“ beinhaltet die Drucksache die Fort-
schreibung und Weiterentwicklung der aus dem Jahr 
2000 bereits erarbeiteten „Ökologischen Standards“.

Energie: Um eine möglichst hohe Minderung der um-
weltschädigenden CO2-Emissionen zu erreichen, werden 
Bauherren künftig vertraglich verpflichtet, beim Kauf 
von städtischen Grundstücken Wohngebäude mindes-
tens als Niedrigenergiehaus-Plus zu errichten. Das heißt, 
dass die Wärmeverluste über die Gebäudehülle 30 Pro-
zent unter dem gesetzlichen Standard liegen müssen. 
Interessenten, die sich verpflichten, ein Passivhaus zu 
bauen, werden bei der Grundstücksvergabe bevorzugt 
behandelt. Vor Vertragsbeurkundung erhalten Käufer im 
Rahmen einer Beratungspflicht Informationen über die 
Bedingungen einer energieeffizienten Bauweise beim 
Bereich Umweltschutz. 

Für Neubau- und Sanierungsmaßnahmen stadteigener 
Gebäude gilt ebenfalls die Regelung, mindestens die 
Niedrigenergiehaus-Plus-Bauweise umzusetzen. Ange-
strebtes Ziel ist jedoch immer die allgemeine Einführung 
des Passivhausstandards.
 
Im Rahmen der Bauleitplanung werden jetzt verstärkt 
Bebauungspläne für solare Erträge und Passivhäuser 
optimiert, und der Umweltbericht zur Bauleitplanung 
greift künftig den Aspekt der Energieeffizienz auf.

Einfamilienhaus in Passivhaus-Bauweise

Regenwasser: Auch Versickerung, Speicherung, Rück-
haltung und Nutzung von Regenwasser sind als wichti-
ger Beitrag zur Grundwasserneubildung verpflichtend. 
Sie dienen dem ökologisch orientierten Hochwasser-
schutz und unterstützen die Erhaltung des natürlichen 
Wasserhaushaltes. Regenwasserversickerung auf 
Grundstücken in Hannover ist schon seit mehr als zehn 
Jahren die gängige Praxis. Nur bei Straßen und Plät-
zen erfolgt oftmals noch eine Regenwasserableitung 
in die Kanalisation. Künftiges Ziel ist es, dies durch 
konsequentere Regenwasserbewirtschaftung in Form 
von Rückhaltung, Versickerung und gedrosselter Ablei-
tung zu ändern. Wenn es technisch möglich ist, soll das 
Versickerungsangebot auch auf öffentlichen Straßen, 
Wegen und Plätzen gezielt angewandt werden, so dass 
kein Regenwasserkanal gebaut werden muss.

Boden: Für die Bodensanierung bei Schadstoffbelastun-
gen gab es bisher für die Bauleitplanung keine konkreten 
Vorgaben. Mit den jetzt beschlossenen einheitlichen Bo-
denwerten, die weit unter den Prüfwerten der Bundes-
bodenschutzverordnung liegen, verfügt Hannover auch 
für das Umweltmedium Boden über vorsorgeorientierte 
Qualitätsstandards, die die Bearbeitung im Bauleitplan-
verfahren wesentlich vereinfachen. Bei Überschreitung 
der Werte werden nicht zwangsläufig Sanierungsmaß-
nahmen fällig, sondern im Einzelfall unter Beachtung 
wirtschaftlicher Gesichtspunkte festgelegt. So sind für 
Wohngebiete deutlich niedrigere Bodenwerte als zum 
Beispiel für Gewerbeflächen vorgesehen.

Durch die hohen Qualitätsstandards in den unterschied-
lichen Bereichen wird die Stadt ihren anspruchsvollen 
Selbstverpflichtungen gerecht, erfüllt ihre Vorbildfunk-
tion und liegt an der Spitze deutscher Städte. Vor allem 
im Bereich Energie wird ein beispielgebender Beitrag 
zum Klimaschutz geleistet. 

Private Hofentwässerung  
über ein Mulden-Rigolen-System 

in Hannover-Kronsberg

Sonderthemen
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Die Umweltzone Hannover – Maßnah-
men gegen Feinstaub und Stickoxide

Einrichtung der Umweltzone

Die Einrichtung der Umweltzone ist eine von elf Maß-
nahmen des Luftreinhalteplans. Die Umweltzone in Han-
nover ist rund 50 Quadratkilometer groß und umfasst 
damit ein Viertel der Stadtfläche. Begrenzt wird die Um-
weltzone an drei Seiten durch Schnellwege, im Norden 
verläuft die Grenze entlang einer Hauptverkehrsstraße. 
Damit wird der größte Teil der mit Luftschadstoffen 
hoch belasteten Straßenzüge in die Umweltzone einbe-
zogen. Gleichzeitig bestehen am Rand der Umweltzone 
Ausweichmöglichkeiten für von Fahrverboten betrof-
fene Fahrzeuge über Abschnitte des leistungsfähigen 
Hauptverkehrsstraßennetzes.

Die Fahrverbote für die Umweltzone werden in drei Stu-
fen durchgeführt:
 Ab 1. Januar 2008: Fahrverbot für Kfz der Schad-
stof fgruppe 1 (Diesel-Kfz schlechter Euro 2/II und 
Benziner ohne G-Kat)
 Ab 1. Januar 2009: Fahrverbot für Kfz der Schad-
stof fgruppe 2 (Diesel-Kfz schlechter Euro 3/III)
 Ab 1. Januar 2010: Fahrverbot für Kfz der Schad-
stof fgruppe 3 (Diesel-Kfz schlechter Euro 4/IV)

An den Grenzen der Umweltzone wurde im Dezember 
2007 eine entsprechende Ausschilderung vorgenommen. 
Es mussten rund 200 Schilder aufgestellt werden.

Durch den Ausschluss stärker emittierender Fahrzeuge 
werden die höher belasteten Straßenabschnitte inner-
halb der Umweltzone entlastet. Das vorrangige Ziel einer 

Umweltzone ist aber die beschleunigte Umstellung der 
gesamten Fahrzeugflotte durch den Ersatz alter durch 
neue (schadstoffarme) Fahrzeuge und durch eine Nach-
rüstung (Partikelfilter) bestehender Fahrzeuge. Die Mo-
dernisierung der Fahrzeugflotte führt letztlich nicht nur 
zur Reduzierung der Schadstoffbelastung innerhalb der 
Umweltzone, sondern auch zur Reduzierung der Hin-
tergrundbelastung, da die Kfz-Emissionen ebenfalls 
zur Hintergrundbelastung beitragen. Die Effizienz der 
Umweltzone hängt unmittelbar mit der räumlichen 
Ausdehnung und den Anforderungen an die Sauberkeit 
der Abgastechnik zusammen. Zudem muss die Umwelt-
zone dauerhaft (ganzjährig) bestehen, da kurzfristige 
Fahrverbote (z. B. bei einer prognostizierten Gefahr der 
Grenzwertüberschreitung) hinsichtlich der Schadstoff-
minderung weniger wirksam sind und nur verzögert 
wirken.

Anteil der  
betroffenen Kraftfahrzeuge

Zur Abschätzung der Anzahl der von den Fahrverboten 
betroffenen Fahrzeuge wurden Zahlen des Kraftfahrt-
bundesamtes zum Kfz-Bestand am 1. Januar 2006 he-
rangezogen. Allerdings lagen dort nur Zahlen für die 
Region Hannover (Stadt und Landkreis Hannover), nicht 
für das Stadtgebiet vor. Für die Stadt Hannover wurden 
die Zahlen entsprechend der Kfz-Zulassungen anteils-
mäßig berechnet.

Mit Einführung der Umweltzone ab 1. Januar 2008, 
die zunächst Fahrverbote für die Schadstoffgruppe 1 
beinhaltet, werden 5,3 Prozent der Pkw und 30,4 Pro-
zent der Nutzfahrzeuge betroffen sein. Mit den wei-
teren Fahrverbotstufen in 2009 und 2010 erhöht sich 
die Zahl der Betroffenen. Diese Zahlen berücksichtigen 
allerdings nicht den (unabhängig von den Auswirkungen 
der Umweltzone) ablaufenden Prozess der Flottenmo-
dernisierung. Des Weiteren bleiben die Kraftfahrzeuge 
unberücksichtigt, die durch eine Nachrüstung mit einem 
Rußpartikelfilter eine Schadstoffklasse höher eingestuft 
werden können und dadurch nicht von einem Fahrverbot 
betroffen sind.

Neue Zahlen zum Kfz-Bestand in der Region Hannover 
(Stand 1. Januar 2007) zeigen, dass die Modernisierung 
der Fahrzeugflotte bereits vorangeschritten ist und die 
Schadstoffgruppen 3 und 4 höhere Anteile verzeichnen. 
Anhand dieser Zahlen wird der Anteil der ab 2010 vom 
Fahrverbot betroffenen Fahrzeuge auf rund 20 Prozent 
(Pkw und Nutzfahrzeuge zusammen) geschätzt.
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Ausnahmeregelung

Die Landeshauptstadt Hannover hat für einige Fahrzeug-
gruppen generelle Ausnahmen vom Fahrverbot festge-
legt. Diese gelten für
 Kraftfahrzeuge mit ausländischen Kennzeichen für 
das Jahr 2008
 Benzin-Kraftfahrzeuge mit geregeltem Katalysator, 
die keine grüne Plakette bekommen
 Schaustellerfahrzeuge für Veranstaltungen in der 
Umweltzone (z. B. Schützenfest) für die Fahrt zum Ver-
anstaltungsort und die Rückfahrt nach Veranstaltungs-
ende; ein Nachweis über die Teilnahme an der Veran-
staltung ist mitzuführen
 Busse des ÖPNV 
 Reisebusse 
 Kraftfahrzeuge, soweit sie mit Biodiesel und Rapsöl 
betrieben werden; eine fahrzeugbezogene Bestätigung 
des Herstellers oder einer Kfz-Werkstatt, dass dieses 
Kfz mit Biodiesel/Rapsöl betrieben werden kann, ist 
mitzuführen
 Fahrzeuge mit Kurzzeitkennzeichen und roten Dauer-
kennzeichen (Händlerkennzeichen).
 
Diese als Allgemeinverfügung erlassenen Ausnahmen 
gelten zunächst bis Ende 2009. Eine Antragstellung ist 
für diese Ausnahmen nicht erforderlich.

Weitere Ausnahmen werden von der Stadt Hannover 
nach § 1, Absatz 2 der Kennzeichnungsverordnung im 
Einzelfall auf Antrag bewilligt, um besondere Härten, 
die mit einem Fahrverbot verbunden sein können, zu 
vermeiden. 

Bis Ende Juli 2008 sind 4.132 Ausnahmeanträge bewil-
ligt worden. Von den bewilligten Anträgen beziehen sich 
rund 84 Prozent auf die Bagatellregelung mit Fahrten-
buchführung (maximal 500 bzw. 2000 km/Jahr in der 
Umweltzone). Rund 16 Prozent der Ausnahmeanträge 
beziehen sich auf sonstige Ausnahmemöglichkeiten.

Untersuchungen zur  
Wirksamkeit der Umweltzone

Das Land Niedersachsen hat bereits in 2006 eine Mo-
dellrechnung zur Wirksamkeit der Umweltzone hinsicht-
lich der Schadstoffminderung bei Feinstaub (PM10) und 
Stickstoffdioxid (NO2) beauftragt. Für Feinstaub wird eine 
Minderung um bis zu 3 μg/m³ (bezogen auf den Jahres-
mittelwert) für einige Hauptverkehrsstraßen prognosti-
ziert, für andere Straßen wird das Minderungspotenzial 
geringer eingestuft. Die Minderung wird allerdings erst 
nach Umsetzung der dritten Fahrverbotsstufe (1. Januar 
2010) eintreten. Beim Stickstoffdioxid wird ein höheres 
Minderungspotenzial erwartet. Dieses beträgt (bezogen 
auf den Jahresmittelwert) bis minus 7 μg/m³. 

Reaktion der Bevölkerung

Trotz umfangreicher Öffentlichkeitsarbeit, der bereits 
im Sommer 2006 durchgeführten Öffentlichkeitsbe-
teiligung zum Luftreinhalteplan Hannover und einer 
gesonderten Pressearbeit nach dem Ratsbeschluss 
zum Luftreinhalteplan vom 12. Juli 2007 befassten 
sich viele Bürgerinnen und Bürger erst gegen Ende des 
Jahres 2007 mit der Tatsache, dass ab 1. Januar 2008 
ein Fahrverbot droht. Dies zeigt auch die zunehmende 
Anzahl von Telefonanrufen beim Bereich Umweltschutz 
der Stadt Hannover. Die meisten Anrufe gingen in den 
Monaten November und Dezember 2007 ein. 

Deshalb hat die Stadt Hannover in Abstimmung mit der 
Polizeidirektion in den ersten vier Monaten des Jahres 
2008 davon abgesehen, Bußgelder gegen Kraftfahrer-
Innen zu verhängen, die innerhalb der Umweltzone ohne 
Feinstaubplakette oder Ausnahmegenehmigung fahren. 
Stattdessen wurden AutofahrerInnen, die ihr Fahrzeug 
noch nicht mit einer Feinstaubplakette ausgestattet 
hatten, von der Polizei im Rahmen der normalen Über-
wachung des fließenden Verkehrs über die Plaketten-
pflicht informiert. Auch der Verkehrsaußendienst der 
Stadt hat im Rahmen der Überwachung des ruhenden 
Verkehrs Flyer an Kraftfahrzeuge ohne Feinstaubplaket-
te verteilt, um über die Plakettenpflicht zu informieren. 
Diese Schonfrist endete am 30. April 2008.

Nach wie vor ist der Informationsbedarf groß. Insbe-
sondere Anfang des Jahres 2008 gab es viele telefo-
nische Anfragen. Die Mehrzahl der Anfragen betrafen 
die Ausnahmeregelung der Stadt Hannover, die Fein-
staubplaketten und die Abgrenzung der Umweltzone.

Weitere Informationen zu  
Umweltzone und Ausnahmeregelung
 
 Internet www.hannover.de 
 Broschüre „Umweltzone Hannover“ – Diese Broschüre 

liegt im Internet auch in englischer, türki-
scher und russischer Sprache vor. 

 Telefon 0511 | 168 | 40601 und 168 | 46926 
 E-Mail umweltzone@hannover-stadt.de
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Die Region Hannover besitzt ein Gartenpotenzial, das 
sich durch eine große Vielfalt und eine hohe Qualität 
auszeichnet und das im Vergleich zu ähnlichen Ange-
boten in anderen Ballungsräumen eine Besonderheit 
darstellt. Dieses Gartenpotenzial verdankt die Region 
einer langen Gartentradition und dem damit verbunde-
nen privaten und öffentlichen Engagement. Anknüpfend 
an diese Entwicklungen, zuletzt durch das Leitthema 
„Stadt und Region als Garten“ zur Weltausstellung EXPO 
2000,  liegt es auf der Hand, auf dieser gemeinsam ge-
schaffenen Grundlage aufzubauen. Die Region Hannover 
plant deshalb zusammen mit der Landeshauptstadt und 
den 20 anderen Städten und Gemeinden das Vernet-
zungsprojekt „Gartenregion 2009“. 

Das Projekt  
Gartenregion 2009 – die Idee

Der Begriff „Garten“

Den Begriff „Garten“ gibt es in allen Religionen und 
Kulturen, er ist allgemein verständlich, leicht kommu-
nizierbar und dennoch vielschichtig. Der Garten steht 
als Symbol für Hoffnung, für Glückseligkeit, für den 
friedlichen und harmonischen Umgang mit der Natur. 
Gleichwohl ist der Garten ein realer Ort, in dem der 
Mensch sich betätigen, den er gestalten kann, den er 
allein und mit anderen genießen kann. Der Begriff „Gar-
ten“, so wie er hier verwendet wird, bezieht die ganze 
Vielschichtigkeit mit ein und umfasst alle Formen und 
Aussagen zum Thema Grün.

Ziele 
 
Die Ziele des Projektes Gartenregion 2009 sind:
 die vorhandenen Gartenqualitäten zu stärken,
 regionale Identität zu stiften,
 zusätzliche Touristen in die Region Hannover zu ho-
len,
 die Region als Wohn- und Wirtschaftsstandort im 
Wettbewerb mit anderen Regionen zu stärken und 
 die Wertschätzung der Gartenkultur im privaten und 
öffentlichen Bewusstsein zu stärken: „Gartenfreundin-
nen und -freunde gewinnen“.

Die Umsetzung in der 
Landeshauptstadt Hannover

Im Gartenjahr 2009 sollen in der gesamten Region Ver-
anstaltungen in Gärten, Parks und Landschaftsräumen 
stattfinden. 

Bauliche Maßnahmen
 
Zur Vorbereitung investiert die Landeshauptstadt in 
ausgesuchte Gärten und Parkanlagen und erhält von 
der Region dafür Fördermittel. Dazu gehören:
 Herrenhäuser Gär ten – Erneuerung der Veran-
staltungstechnik im Großen Garten: Tonanlage Großes 
Parterre, Restaurierung Gartentheater, Erneuerung der 
Illumination
 Operndreieck – Neugestaltung des Rathenauplat-
zes
 Waldstation Eilenriede – Bau eines Walderlebnis-
turms
 Stadtpark – Rekonstruktion des historischen Stau-
den- und Rosengartens 

Stadtpark – Rosengarten

Waldstation Eilenriede
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 Maschsee – Aufwertung des Maschsee-Westan- 
legers
 Hinüberscher Garten – Aufwertung der Stauden-
pflanzungen, des Teichs mit Blumeninsel, Weiterent-
wicklung von Sichtachsen
 Friedhof Ricklingen – Bau eines offenen Andachts-
raumes 

Veranstaltungen

Bei den geplanten Veranstaltungen können drei Typen 
unterschieden werden: 
 Von der Landeshauptstadt, den Umlandkommunen 
und Dritten im Jahr 2009 ohnehin vorgesehene Ver-
anstaltungen (Festwochen Herrenhausen, Pflanzentage 
im Stadtpark, Feuerwerkswettbewerb usw.). Hier wird 
keine Mitfinanzierung durch die Region erfolgen, son-
dern im Rahmen des Projektes soll insbesondere das 
Veranstaltungsmarketing optimiert werden.
 Einige herausragende Veranstaltungen, welche in der 
Trägerschaft und der  vollständigen Finanzierung durch 
die Region liegen sollen, u. a. das Musical „Der geheime 
Garten“, das in je einem besonderen Garten/Park in je-
der der 21 Mitgliedskommunen in den Sommermonaten 
inszeniert werden soll.
 Zusätzliche Veranstaltungen der Landeshauptstadt, 
der Umlandkommunen oder Dritter, für die eine Mitfi-
nanzierung der Region z. T. in Aussicht steht. 

Die Verwaltung der Landeshauptstadt hat Vorschläge für 
den dritten Veranstaltungstyp in Zusammenarbeit mit 
regionalen Künstlerinnen und Künstlern für Hannover 
erarbeitet und mit der Region abgestimmt. Diese wer-
den jetzt auf Realisierung überprüft. 

Herrenhausen – Großer Garten

Maschsee

Weitere Informationen  
zur Gartenregion 2009
 
 Internet www.gartenregion-hannover.de 
 Telefon 0511 | 168 | 44640 
 E-Mail 67.20@hannover-stadt.de
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Anhang

Bildnachweis

Bürgerinitiative Umweltschutz e.V.  |  Seite 50

Jörg-Axel Fischer  |  Seite 43, 47 (unten)

Förderverein Kinderwald Hannover e.V.   |  Seite 49

Hannover Tourismus Service  |  Titel (Mikroskop)

Ingenieurbüro ukon  |  Seite 29

IST-Energietechnik, Kandern  |  Seite 17 (unten)

Karl Johaentges  |  Seite 4

Rainer Keil  |  Seite 6, 7

Landeshauptstadt Hannover – Fachbereich Umwelt und 
Stadtgrün  |  Titel (7), Seite 8, 15, 23, 32, 33 (unten), 
34, 35, 44 (2), 48 (2), 49 (unten), 51 (3), 52, 54 (2), 
55 (2)

Landeshauptstadt Hannover – Bereich Geoinforma- 
tion  |  Seite 20, 24 (Kartengrundlage)

Landeshauptstadt Hannover – Fachbereich Planen und 
Stadtentwicklung  |  Seite 24, 27 (2)

Landeshauptstadt Hannover – Fachbereich Gebäudema-
nagement  |  Seite 16

Landeshauptstadt Hannover – Fachbereich Tiefbau | Ti-
tel (Verkehr)

Landeshauptstadt Hannover – Stadtentwässerung Han-
nover  |  Seite 17 (oben), 39, 40 (2), 41 (2)

Landschaftsarchitekturbüro Atelier grün+raum  |  Sei-
te 33 (oben)

Michael Lindner  |  Seite 5

Arno Mühlenhaupt  |  Seite 14

Region Hannover  |  Seite 21

Sanierungsbüro Limmer  |  Seite 28 (oben)

Sponagel/Pietrzok LBEG  |  Seite 28 (unten)

Udo Weger  |  Seite 47 (oben)
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Heft Nr.

 1 Transporte gefährlicher Güter auf dem Stadtgebiet von Hannover unter  
  Berücksichtigung möglicher Gefahren und Auswirkungen radioaktiver Stoffe

 2 Die kommunale UVP in Hannover

 3 Leitlinien für den Umgang mit Regenwasser in Baugebieten 

 4 Umweltbericht, Daten und Fakten 1992

 5 Altlastenerkundung in Hannover

 6 Leitlinien zum ökologischen Bauen in Hannover

 7 Klimarelevante Emissionen in Hannover

 8 Landwirtschaftsprogramm Hannover

 9 Typische Kunststoffe in der Verwaltung  kostenfrei
Eine Untersuchung über Auswirkungen von ausgesuchten  
Kunststoffarten auf die Umwelt und die Gesundheit, Hauptband, Mai 1994

 10 Umweltbericht
  Daten und Fakten 1993, Oktober 1994

 11 Umweltbericht
  Daten und Fakten 1994, Oktober 1995

 12 Prozess-Umweltverträglichkeitsprüfung – EXPO 2000

 13 Kommunales Klimaschutzprogramm

 14 Gewässergütekarte der Stadt Hannover

 15 Wasserkonzept für Hannover

 16 Abfallwirtschaftsprogramm der Landeshauptstadt Hannover 1996 – 2000

 17 Umweltbericht – Daten und Fakten 1995, September 1996

 18 10 Jahre Tschernobyl

 19 Der Grüne Ring & Naturbänder

 20 Energiesparen in Schulen

 21 Umweltbericht – Daten und Fakten 1996, September 1997

 22 Nachhaltige Wasserbewirtschaftung in der Stadt Hannover kostenfrei
Beitrag zur Lokalen Agenda 21, ein Bürgergutachten, Oktober 1997 

Von den grau gekennzeichneten Broschüren sind nur noch Ansichtsexemplare vorhanden. 
Sie können bei Bedarf ausgeliehen werden.
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 23 Stadtentwässerung Hannover

 24 Altlastenerkundung in Hannover 1,80 D
Band 2: Verdachtsflächen und Altlasten im Bebauungsplanverfahren, August 1998

 25 Altlastenerkundung in Hannover 2,50 D
Band 3: Vorstellung des Verdachtsflächenkatasters, November 1998

 26 Umweltbericht 1998

 27 Umweltbericht 1999

 28 Gewässergütekarte der Stadt Hannover kostenfrei
Erläuterungsbericht 1999

 29 Vereinfachte Umwelterklärung ’99   kostenfrei
des Amtes für Umweltschutz, Januar 2000

 30 Naturnaher Umgang mit Regenwasser
 

 31 Umweltbericht 2000  3,00 D
Eine Bilanz der letzten 10 Jahre

 32 Vereinfachte Umwelterklärung 2000 kostenfrei
des Amtes für Umweltschutz, Januar 2001

 33 Energiepass, Förderprogramm, Marketingkampagne 

 34 Landschaftsschutzgebiete der Stadt Hannover  5,60 D
Juli 2001

 35 10-Jahres-Bilanz  3,00 D
über die Entwicklung der hannoverschen Fließgewässer  
– Wassergüte und Gewässerstruktur – Juni 2001

 36 Umweltbericht 2001 kostenfrei

 37 Umweltbericht 2002  kostenfrei
Anwendung umweltbezogener Nachhaltigkeitsindikatoren

 38 Mit der UVP ins Öko-Audit  5,00 D
Bausteine des Umweltmanagements – Ein Praxisbericht – 2002

 39 Das Mindestuntersuchungsprogramm für Kinderspielflächen (MUP) 3,10 D

 40 Umweltbezogene Nachhaltigkeitsindikatoren für Hannover  5,30 D
Ein Praxisbericht – 2004

 41 Umweltbericht 2005  4,90 D
Anwendung umweltbezogener Nachhaltigkeitsindikatoren

Heft Nr.

Von den grau gekennzeichneten Broschüren sind nur noch Ansichtsexemplare vorhanden. 
Sie können bei Bedarf ausgeliehen werden.
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 42 Maßnahmenprogramm zur Entwicklung von Landschaftsräumen  2,50 D

Umsetzungszeitraum 2006 – 2010

 43 Das Stillgewässerprogramm  2,60 D
Maßnahmen 2001 – 2006

 44 CO2-Bilanz 1990/2005  2,50 D
Energie- und verkehrsbedingte Emissionen

 45 Gewässergütekarte der Landeshauptstadt Hannover  3,90 D
Erläuterungsbericht 2007

 46 Umweltbericht 2008  3,60 D
Anwendung umweltbezogener Nachhaltigkeitsindikatoren

Gebührenangaben zuzüglich Versandkosten (außer Heft 35). Die Lieferung erfolgt gegen Rechnung.

Bezugsadressen für Heft 35: 
Landeshauptstadt Hannover  •  Stadtentwässerung Hannover  (OE 68.05/Ö)
Sorststraße 16  •  30165 Hannover  • Telefon (0511) 168-47460  •  Fax (0511) 168-47539

Bezugsadresse für alle anderen Hefte: 
Landeshauptstadt Hannover  •  Fachbereich Umwelt und Stadtgrün  •  Umweltkommunikation
Langensalzastraße 17  •  30169 Hannover  •  Telefon (0511) 168-43801  •  Fax (0511) 168-42914
E-Mail  umweltkommunikation@hannover-stadt.de

Heft Nr.
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